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Die Bachelorarbeit ist Bestandteil und Abschluss der beruflichen Ausbildung an der Hochschu-
le Luzern, Soziale Arbeit. Mit dieser Arbeit zeigen die Studierenden, dass sie fähig sind, einer 
berufsrelevanten Fragestelung systematisch nachzugehen, Antworten zu dieser Fragestelung 
zu erarbeiten und die eigenen Einsichten klar darzulegen. Das während der Ausbildung erwor-
bene Wissen setzen sie so in Konsequenzen und Schlussfolgerungen für die eigene berufliche 
Praxis um. 
 
Die Bachelorarbeit wird in Einzel- oder Gruppenarbeit paralel zum Unterricht im Zeitraum 
von zehn Monaten geschrieben. Gruppendynamische Aspekte, Eigenverantwortung, Auseinan-
dersetzung mit formalen und konkret-subjektiven Ansprüchen und Standpunkten sowie die Be-
hauptung in stark belasteten Situationen gehören also zum Kontext der Arbeit. 
 
Von einer gefestigten Berufsidentität aus sind die neuen Fachleute fähig, soziale Probleme als 
ihren Gegenstand zu beurteilen und zu bewerten. Sozialarbeiterisches Denken und Handeln ist 
vernetztes, ganzheitliches Denken und präzises, konkretes Handeln. Es ist daher nahe liegend, 
dass die Diplomandinnen und Diplomanden ihre Themen von verschiedenen Seiten beleuchten 
und betrachten, den eigenen Standpunkt klären und Stelung beziehen sowie auf der Hand-
lungsebene Lösungsvorschläge oder Postulate formulieren. 
 
Ihre Bachelorarbeit ist somit ein wichtiger Fachbeitrag an die breite thematische Entwicklung 
der professionelen Sozialen Arbeit im Spannungsfeld von Praxis und Wissenschaft. In diesem 
Sinne wünschen wir, dass die zukünftigen Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter mit ihrem 
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Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, Chancen und Risiken des Entwurfs zur neuen Prostitu-
tionsgewerbeverordnung der Stadt Zürich, der Anfang Januar 2011 in die Vernehmlassung 
gegeben wurde, aus Sicht von Fachstelen und Behörden, die professionel in der Beratung, 
Begleitung und Kontrole von Sexarbeiterinnen tätig sind, zu benennen. Die Prostitutions-
gewerbeverordnung formuliert  als  Hauptziele  den  Schutz  der  Bevölkerung vor  negativen 
Auswirkungen  des  Prostitutionsgewerbes,  den  Schutz  der  die  Prostitution  ausübenden 
Personen vor Ausbeutung und Gewalt sowie die Sicherstelung der gesundheitlichen und 
sozialen Prävention.
Mit Experten und Expertinnen wurden qualitative Leitfadeninterviews geführt, um die aus 
ihrer Sicht relevantesten Chancen und Risiken, welche die Umsetzung der neuen Prostituti-
onsgewerbeverordnung bezüglich der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterin-
nen beinhaltet, zu beschreiben. Die erhaltenen Aussagen wurden an Hand von folgenden 
zentralen theoretischen  Bezügen  bewertet:  Berufskodex  Soziale  Arbeit,  5-Säulen-Model 
nach Hilarion Petzold, Manifest der Sexarbeiterinnen in Europa und Stigmatisierungstheorie 
nach Erving Gofman. Anschliessend wird ein möglicher Handlungsbedarf zur Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen von Sexarbeiterinnen in der Stadt Zürich aus Sicht der 
Sozialen Arbeit formuliert. 
Die Ergebnisse der Forschung zeigen auf, dass mit der vorliegenden Prostitutionsgewerbever-
ordnung vor alem eine Eindämmung der Prostitution angestrebt wird und eine Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterinnen nicht gewährleistet werden kann. 
Deshalb ist die Soziale Arbeit gefordert, sich für diese Frauen einzusetzen.
 Vorwort
I
Die Autorinnen verfolgten die tendenziöse Berichterstatung in den Medien über die Situation 
des Strassenstrichs am Sihlquai in der Stadt Zürich über längere Zeit. Dabei wurden Fragen 
bezüglich Lebenssituation und Arbeitsumständen der betrofenen Frauen kaum thematisiert. 
Dies motivierte die Autorinnen, sich im Rahmen ihrer Bachelorarbeit, anhand der Aktualität 
des Entwurfs zu einer Prostitutionsgewerbeverordnung in der Stadt Zürich, der im Januar 
2011 in die Vernehmlassung gegeben wurde, intensiv mit dem Thema aus Sicht der Sozialen 
Arbeit auseinanderzusetzen. Insbesondere interessierte die Autorinnen die Frage, welche Ziele 
die neue Prostitutionsgewerbeverordnung ereichen wolte und welche Chancen und Risiken 
die Umsetzung der Verordnung konkret für die betrofenen Frauen beinhalten würde. 
Es war den Autorinnen grundsätzlich ein grosses Anliegen, auch die Ansichten und Mei-
nungen von Sexarbeiterinnen in die Auseinandersetzung mit dieser Fragestelung miteinzu-
beziehen. Gemäss Auskunft von alen Fachstelenmitarbeitenden in der Stadt Zürich, die in 
der Begleitung, Beratung und Kontrole von Sexarbeiterinnen tätig sind, ist es jedoch sehr 
schwierig, persönliche Kontakte zu Sexarbeiterinnen herzustelen. Dies sei nur möglich, wenn 
über längere Zeit eine Vertrauensbasis aufgebaut werden könne. Deshalb haben die Auto-
rinnen die Aussagen des Manifests der europäischen Sexarbeiterinnen, das 2005 im Rahmen 
der Europäischen Konferenz zu Sexarbeit, Menschenrechten, Arbeit und Migration erarbeitet 
wurde, vertretend für die Sexarbeiterinnen in Zürich in ihre Arbeit einfliessen lassen.
Um eine Basis für die Einordnung und die Beurteilung der Interviewaussagen zu haben, muss-
ten sich die Autorinnen zuerst einen Überblick der aktuelen Situation der Sexarbeiterinnen in 
der Stadt Zürich erarbeiten, was sich als schwierig erwies. Dies einerseits, weil keine einheitli-
chen Zahlen erhältlich sind, da die Sexarbeiterinnen von der Polizei und vom Amt für Arbeit 
und Wirtschaft nach unterschiedlichen Kriterien erfasst werden. Andererseits gibt es auch 
keine aktuele Literatur zum Thema der Lebens- und Arbeitssituation der Sexarbeiterinnen 
in der Stadt Zürich. Deshalb mussten die Autorinnen diesbezügliche Informationen mitels 
verschiedener Interviews mit Fachstelenmitarbeitenden und telefonischen und elektronischen 
Anfragen an Behörden zusammentragen. 
Danken möchten die Autorinnen den Fachexperten und -expertinnen der Beratungsstelen 
in der Stadt Zürich und den Behördenmitgliedern, die sich spontan bereiterklärten, für Leit-
fadeninterviews zur Verfügung zu stehen und darüber hinaus den Zugang zu umfassenden 
Informationen ermöglichten. Ein spezieler Dank geht an das Team von Flora Dora, das die 
Autorinnen einen Abend lang am Zürcher Sihlquai bei ihrer aufsuchenden Arbeit begleiten 
durften.  Dies  ermöglichte ihnen  auf  eindrückliche  Weise,  einen Fachbezug zu ihrer For-
schungsarbeit herzustelen.
Fachlich begleitet wurden die Autorinnen beim Schreiben der Arbeit durch Doro Winkler 
(Verantwortliche für Öfentlichkeitsarbeit von der Fachstele Frauenhandel und Frauenmig-




Begleitpersonen der Hochschule Luzern-Soziale Arbeit waren Anita Glat und Petra Benz. 
Auch bei ihnen bedanken sich die Autorinnen für ihre Anregungen und Unterstützung, vor 
alem im Bereich wissenschaftliches Arbeiten und Methodik. 
Abschliessend danken die Autorinnen Brigite Snefstrup, die sich für ein Pretestinterview zur 
Verfügung stelte und die Arbeit auf ihre fachliche Korektheit überprüfte, Franziska Müler 
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Im ersten Kapitel beschreiben die Autorinnen die Ausgangslage, stelen den Bezug zur So-
zialen Arbeit dar, erläutern die Fragestelung sowie die Zielsetzung und umschreiben den 
Aufbau der Arbeit.
1.1 Ausgangslage
Sexarbeit ist keine Arbeit wie jede andere, sie ist risikoreich und in der Ausübung abhängig 
von verschiedensten Faktoren, die den Arbeitsaltag positiv oder negativ beeinflussen. Sie ist 
legal, aber geselschaftlich nicht anerkannt. Dies obwohl es in der Schweiz, wie Milena Chi-
mienti (2010) in einer kurzen Zusammenfassung der Studie «Der Sexmarkt in der Schweiz» 
der  Universität  Genf  beschreibt,  gemäss  Schätzungen von  Rechts-  und  Polizeiexperten 
sowie Gesundheitsbehörden und Fachorganisationen zwischen 13 000 und 25 000 Sexar-
beiterinnen gibt. Es wird angenommen, dass zwei Dritel der Sexarbeiterinnen ausländische 
Staatsangehörige sind. Die Massagesalons machen 65 Prozent des Schweizer Sexmarktes 
aus, auf die Strassenprostitution entfalen lediglich 13 Prozent. Bars und Cabarets tragen 
11 Prozent beziehungsweise 10 Prozent zum Markt bei und der Anteil des Escort-Service 
beträgt 2 Prozent. (S. 14–15)
Sexarbeiterinnen werden ausgegrenzt und stigmatisiert. Dies begünstigt die Ausbeutung der 
Frauen in vielerlei Formen. Die geselschaftlichen Moralvorstelungen machen es den Frauen 
schwer, öfentlich zu ihrem Beruf zu stehen. Doch die Prostitution ist eine geselschaftliche 
Realität, die es anzuerkennen gilt. Dabei ist es wichtig, Bedingungen zu schafen, welche die 
Sexarbeit in einem sicheren, menschenwürdigen und selbstbestimmten Rahmen ermöglichen, 
der von alen Beteiligten (inklusive Freiern, Salonbesitzenden und Anwohnenden) akzeptiert 
werden kann.
In der Stadt Zürich wurde, wie Lukas Häuptli (2009, 13. September) in einem Artikel der Neuen 
Zürcher Zeitung am Sonntag festhält, in den letzten Jahren eine Zunahme an ausländischen 
Sexarbeiterinnen verzeichnet. Im  Zuge  der  EU-Osterweiterung  der  Personenfreizügigkeit, 
des Abkommens zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Euro-
päischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits über die Freizügigkeit vom 
21. Juni 1999, SR 0.142.112.681 (FZA), die im Frühling 2006 in Kraft getreten ist, reisen 
immer mehr Frauen aus osteuropäischen Ländern in die Schweiz, um vorübergehend oder 
für längere Zeit in der Schweiz zu arbeiten. (¶2). Gemäss Amt für Wirtschaft und Arbeit 
(AWA), Zürich (zit. in Brigite Hürlimann (2010), 10. Juli) sind es vor alem Romafrauen aus 
Ungarn und Rumänien, wobei die Ungarinnen vor alem auf dem Strassenstrich tätig sind, 
während die Rumäninnen meist in Salons arbeiten (¶6). In den Medien jagen sich laut Bri-
gite  Hürlimann (2010,  10. Juli)  die skandalträchtigen  Schlagzeilen  über  Auswüchse  und 










hygienische und gesundheitliche Verhältnisse auf dem schweizweit berühmt-berüchtigten 
Zürcher  Strassenstrich  am  Sihlquai.  Zudem fühlt sich  die  Quartierbevölkerung  durch  den 
angestiegenen Durchgangsverkehr und die durch Unrat verunstalteten Plätze und Trotoirs 
zunehmend belastet. (¶1)
Auch der Stadtrat von Zürich spricht in seiner Medienmiteilung des Polizeidepartements vom 
19. Januar 2011 von einem erhöhten Konkurenzdruck, von Lohndumping, vom Anbieten 
von nicht sicheren Sexpraktiken und menschenunwürdigen Erwerbsbedingungen auf dem 
Strassenstrich am Sihlquai. Die Zahl der Sexarbeiterinnen sei deutlich angestiegen und Zu-
hälter und Menschenhändler würden sich vermehrt im Umfeld aufhalten. Zudem belegten 
die negativen Rückmeldungen aus dem Quartier am Sihlquai die angestiegenen Immissionen 
für das Quartier. (¶1–3). Aufgrund dessen hat sich die Stadt Zürich zum Handeln entschieden 
und einen Entwurf für eine Prostitutionsgewerbeverordnung (PGVO) erarbeitet, welcher von 
Januar bis Ende März 2011 in die Vernehmlassung gegeben worden ist. Die neue Verordnung 
hat zum einen das Ziel, einen Beitrag zur Minderung der heute bestehenden Missstände zu 
leisten, wie der Stadtrat von Zürich in der Medienmiteilung des Polizeidepartements der 
Stadt Zürich vom 19. Januar 2011 bekannt gibt. Die Bevölkerung sole besser vor negativen 
Auswirkungen  des  Prostitutionsgewerbes  geschützt  werden.  Wobei  auch  der  Schutz  der 
öfentlichen  Ordnung  und  Gesundheit  dazu  gehöre.  Zum  anderen solen  aber  auch  die 
Arbeitsbedingungen sowie  der  Schutz vor  Ausbeutung  und  Gewalt  der  Sexarbeiterinnen 
verbessert werden. (¶4)
Gegenstand der vorliegenden Arbeit sind Chancen und Risiken des Entwurfs zur neuen PGVO 
bezüglich  der Lebens-  und  Arbeitsbedingungen von  Sexarbeiterinnen in  der  Stadt  Zürich 
aus Sicht von Fachstelen und Behörden. Die Aussagen werden aus Sicht der Sozialen Arbeit 
bewertet und ein alenfals notwendiger Handlungsbedarf formuliert. 
Die Autorinnen beschränken sich in der vorliegenden Forschungsarbeit bewusst auf die le-
gale, freiwilige Prostitution, wobei es in Einzelfälen schwierig ist, zu erkennen, ob es sich um 
unfreiwilige Prostitution / Menschenhandel handelt. Sie gehen davon aus, dass eine Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen im legalen Bereich der Sexarbeit ebenso eine Verbesserung 
der Situation im ilegalen Bereich nach sich ziehen würde. Verbesserte Arbeitsbedingungen 
würden zu einem Anstieg der legalen Sexarbeiterinnen führen. Somit könnte die Nachfrage 
legal gedeckt werden und liesse weniger Raum für die ilegale Sexarbeit. Die Ausweitung auf 
die Thematik der unfreiwiligen Prostitution und des Menschenhandels würde den Rahmen 
der Arbeit sprengen. Der Fokus wird auf die weibliche Sexarbeit gelegt, da sie die grosse 
Mehrheit ausmacht sowie auf die Arbeitsbereiche Strassenstrich und salonartige Betriebe wie 











Basierend auf der Ausgangslage ergaben sich für die Autorinnen zwei Hauptfragestelun-
gen: 
•	 Welche	Chancen	und	Risiken	birgt	die	Umsetzung	der	neuen	PGVO	für	die	Lebens-	
 und Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterinnen der Stadt Zürich?
•	 Braucht	es	alenfals	zusätzliche	Massnahmen,	um	die	Arbeits-	und	Lebensbedingungen	
 der Sexarbeiterinnen zu verbessern?
Um  diese Fragestelungen  umfassend  beantworten zu  können,  wurden folgende  Unter-
fragen formuliert: 
•	 Was	ist	Sexarbeit	und	in	welchem	gesetzlichen	und	geselschaftlichen	Kontext	
 findet sie stat?
•	 Wie	gestalten	sich	die	Lebens-	und	Arbeitsbedingungen	der	Sexarbeiterinnen	aktuel	
 in der Stadt Zürich?
•	 Wo	sehen	Polizei	und	zuständige	Fachstelen	die	Chancen	und	Risiken	bei	der	
 Umsetzung der PGVO und braucht es aus ihrer Sicht zusätzliche Massnahmen?
•	 Wie	sind	die	Aussagen	der	Fachpersonen	aus	Sicht	der	Sozialen	Arbeit	zu	bewerten?
•	 Welche	zusätzlichen	Aufgaben	ergeben	sich	alenfals	für	die	Soziale	Arbeit?	
1.3 Ziel der Arbeit
Auf der Grundlage von Leitfadeninterviews mit Professionelen von Fachstelen und Polizei, 
die in der Beratung, Begleitung und Kontrole von Sexarbeiterinnen in der Stadt Zürich tätig 
sind, solen mögliche Chancen und Risiken benannt werden, die sich aus der Umsetzung 
der neuen PGVO ergeben würden. Anschliessend sol ein möglicher Handlungsbedarf zur 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen von Sexarbeiterinnen in der Stadt Zürich 
formuliert werden, basierend auf den Beurteilungen der InterviewpartnerInnen und prüfend 











Grundlegend für die Soziale Arbeit ist die internationale Definition der International Federa-
tion of Social Workers IFSW, Montreal Juli 2000, auf die sich auch der Berufsverband Avenir 
Social stützt:
Soziale Arbeit als Beruf fördert den sozialen Wandel und die Lösung von Problemen 
in zwischenmenschlichen Beziehungen, und sie befähigt die Menschen, in freier 
Entscheidung ihr Leben besser zu gestalten. (….) Grundlagen der Sozialen Arbeit 
sind  die  Prinzipien  der  Menschenrechte  und  der sozialen  Gerechtigkeit. (IFWS, 
2000, ¶1)
In ihrer Praxis wendet sich die Soziale Arbeit Grenzen, Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten 
in der Geselschaft zu. Sie befasst sich mit Krisen und Notlagen, wie auch mit altäglichen, 
persönlichen und geselschaftlichen Problemen. Sie interveniert bei rein personenbezoge-
nen, psychosozialen Prozessen bis hin zur Beteiligung am sozialpolitischen Austausch, der 
Sozialplanung und -gesetzgebung sowie der Gemeinwesenentwicklung. Dabei ist sie bera-
tend, betreuend und unterstützend tätig und bemüht sich, dem Menschen Wege zu den 
geselschaftlichen Dienstleistungen und Ressourcen zu erschliessen. Nicht zuletzt ist sie auch 
verpflichtet, sozial und politisch aktiv zu sein, um die Entwicklung der sozialen Gesetzgebung 
und der sozialen Wirtschaft zu fördern. (IFSW, 2000, ¶5)
Die Lebens- und Arbeitsbedingungen von Sexarbeiterinnen sind geprägt von geselschaftlicher 
Ausgrenzung und gesetzlichen Ungleichheiten. Ein Grossteil der Sexarbeiterinnen sind Mig-
rantinnen. Sie kennen ihre Rechte nicht oder nur sehr eingeschränkt und können sie daher 
kaum einfordern oder durchsetzen. Die Soziale Arbeit ist aufgrund der oben angeführten 
Definition und Praxis verpflichtet, Sexarbeiterinnen einerseits zu beraten und zu unterstüt-
zen,  andererseits  aber  auch  geselschaftlich  durch  Öfentlichkeitsarbeit  und  politisch  auf 
Gemeinwesenebene gegen die Ausgrenzung und Ungleichbehandlung anzukämpfen und 
mehr Rechte für die Sexarbeiterinnen einzufordern.
Auf der Mikroebene bedeutet dies, die Sexarbeiterinnen durch niederschwelige Beratung in 
ihrer Autonomie zu bestärken (Empowerment). Auf der Mesoebene ist das Ziel, die Zusam-
menarbeit der beteiligten Akteure in der Ausgestaltung der Arbeitsbedingungen zu fördern. 
Die Aufgabe auf der Makroebene ist es, einerseits die Öfentlichkeit für den Themenbereich 
Sexarbeit zu sensibilisieren,  um  die  geselschaftliche  Akzeptanz  der  Sexarbeiterinnen zu 











In der Schweiz erlassen zurzeit etliche Kantone oder Gemeinden neue Prostitutionsgesetze 
oder -verordnungen, so auch die Stadt Zürich. Die Soziale Arbeit kann und sol in der Erarbei-
tung und Umsetzung ihre Erfahrungen aus der Praxis, ihre berufliche ethische Werthaltung 
und ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit einbringen. Das Ziel ist, dass Sexarbeiterinnen unter 
menschenwürdigen Arbeitsbedingungen und einer sozialen Gesetzgebung tätig sein können. 
Dies trägt massgebend zu einer besseren geselschaftlichen Akzeptanz bei. Mit dieser Arbeit 
möchten die Autorinnen dazu ihren Beitrag leisten.
1.5 Adressatenschaft 
Die Ergebnisse der Forschungsarbeit werden den privaten Fachstelen der Stadt Zürich, mit 
denen Interviews  geführt  wurden, zur  Verfügung  gestelt.  Ebenso  wird  die  Arbeit  an  die 
städtische Fachstele Flora Dora und die Polizei weitergeleitet. Wünschenswert wäre, wenn 
die Erkenntnisse der Autorinnen in die gemeinsame Diskussion aler der beruflich mit dem 
Thema Prostitution konfrontierten Fachleute zur konkreten Umsetzung der PGVO einfliessen 
würden.
1.6 Aufbau der Arbeit 
Im  ersten  Kapitel  wurden  die  Ausgangslage  und  die  Berufsrelevanz  beschrieben.  Zudem 
wurden Fragestelungen,  Ziel  der  Arbeit  und  Adressatenschaft  erläutert. Im  Theorieteil 
(Kapitel  2)  erfolgt zuerst  eine  ausführliche  Definition  der  wichtigsten Fachbegrife,  eine 
Übersicht  über  die  gesetzlichen  Grundlagen  und  eine  Zusammenfassung  der zentralen 
Zielsetzungen der neuen PGVO. Zudem werden relevante Theorie- und Professionsbezüge 
vorgestelt. In  Kapitel  3  wird  eine  ausführliche  Situationsanalyse  auf  der  Grundlage von 
Literaturecherchen, Studien und Interviews mit Fachleuten erstelt. Kapitel 4 widmet sich 
dem methodischen Vorgehen auf der Grundlage des von den Autorinnen gewählten For-
schungsinstruments  «Leitfadeninterviews  mit  Expertinnen»  und  beschreibt  Überlegungen 
zur Wahl der Forschungsmethode, die Durchführung und die Datenauswertung. Kapitel 5 
stelt die detailierten Forschungsergebnisse vor. In Kapitel 6 werden die erfassten Aussagen 
auf der Grundlage der vorgestelten Theorie- und Professionsbezüge diskutiert. In Kapitel 7 
wird die Forschungsfrage abschliessend beantwortet und es werden explizite Forderungen 
der InterviewpartnerInnen, die sich auf Grund der Beurteilung der Chancen und Risiken der 
vorliegenden PGVO ergeben, zusammengefasst. Anschliessend werden mögliche konkrete 
Aufgaben zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterinnen aus 









Im folgenden Kapitel werden die Begrife Prostitution, Sexarbeit, Frauenhandel sowie freiwil-
lige / unfreiwilige Sexarbeit definiert und gegeneinander abgegrenzt sowie die gesetzlichen 
Grundlagen und der geselschaftliche Hintergrund der Sexarbeit beleuchtet. Des Weiteren 
wird das 5-Säulen-Model nach Petzold vorgestelt, das den Autorinnen als Raster dient, um 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterinnen detailiert erfassen zu können. 
Abschliessend stelen die Autorinnen die relevanten Theorie- und Professionsbezüge vor, an 
Hand derer die Forschungsergebnisse aus Sicht der Sozialen Arbeit bewertet werden. 
2.1 Definitionen 
2.1.1 Prostitution
Gemäss Botschaft des Bundesrates wird die Prostitution folgendermassen definiert: «Prostitu-
tion kann sowohl hetero- wie homosexuele Prostitution sein. Sie besteht im gelegentlichen 
oder gewerbsmässigen Anbieten und Preisgeben des eigenen Körpers an beliebige Personen 
zu deren sexueler Befriedigung gegen Entlöhnung in Geld oder anderen materielen Wer-
ten. Die sexuele Handlung braucht nicht in der Vornahme des Beischlafes zu bestehen». 
(Hürlimann, Brigite 2004, S. 12) 
2.1.2 Sexarbeit 
Wie  Bastian  Nele  und  Karin  Bilerbeck (2010)  betonen, sind  die  Begrife  Prostitution  und 
Sexarbeit voneinander zu trennen. Die Etablierung des Begrifs Sexarbeit entstand aufgrund 
der Hurenbewegung, die damit die Prostitution als Arbeit benannte und somit der Abwer-
tung dieser Tätigkeit entgegenwirken wolte. Prostitution ist mit vielfachen Assoziationen, 
Stigmatisierungen und Wertungen verbunden. Dies veranschaulicht, dass Begrife die Realität 
nicht abbilden, sondern mit konstruieren und erzeugen. Sie beschreiben eine geselschaft-
liche Wirklichkeit und erzeugen diese mit. Dies lässt sich nicht einfach mit der Verwendung 
anderer Begrife ändern. (S. 6)
Die Sexarbeit kann, wie Doro Winkler im Rundbrief Nr. 46 (2010) der Fachstele Frauenhandel 
und Frauenmigration (FIZ) beschreibt, unterschieden werden in «outdoor-Sexarbeit» (Strasse, 
öfentlicher  Parkplatz,  Autobahnraststäten  etc. inkl. Fensterprostitution)  und in  «indoor-
Sexarbeit» (Salons,  Massagesalon,  Kontaktbars,  Cabaret,  Saunaclubs,  Privatwohnungen, 
Escortservice). Die beiden Arbeitsformen prägen die Arbeitsbedingungen, die Art der Kund-
schaft, den Autonomiegrad der Sexarbeiterinnen, somit das Risiko für Gewalterfahrung und 
Ausbeutung sowie den Zugang zu Beratung und Gesundheitsförderung. (S. 3) 
In der Arbeit verwenden die Autorinnen den Begrif Prostitution im gesetzlichen und Sex-










Von Frauenhandel spricht man, gemäss Definition der FIZ auf ihrer Website:
•	 wenn	eine	Frau	sich	aufgrund	von	falschen Versprechungen, Täuschungen oder 
 Betrug auf die Migration eingelassen hat.
•	 wenn	sie	Schulden	oder	überhöhte	Vermitlungssummen	für	Agenten	und/oder	 
 diverse Dienstleistungen abzahlen muss.
•	 wenn	Gewalt,	Druck	und	Drogen	gegen	sie	angewendet	werden.
•	 wenn	sie	zu	Arbeiten	unter	ausbeuterischen	Bedingungen	gezwungen	wird	(¶5) 
Die entscheidenden Ursachen für Frauenhandel sind die schlechtere ökonomische, soziale 
Situation im Herkunftsland, die Nachfrage nach biligen Arbeitskräften im Zieland und die 
fehlenden Rechte der Betrofenen.
Rund zweieinhalb  Milionen  Menschen  werden,  wie  die FIZ  weiter  ausführt,  gemäss  Un-
tersuchungen der Internationalen Arbeitsorganisation ILO jedes Jahr Opfer von Menschen-
händlern, 80 Prozent davon sind Frauen und Mädchen, rund 40–50 Prozent Kinder. Gemäss 
dem  Bundesamt für  Polizei  gelangen zwischen  1500  und  3000  Opfer von Frauenhandel 
aljährlich in die Schweiz. Da dies eine Schätzung ist, könnte die Dunkelzifer höher sein. 










2.1.4 Freiwilige / unfreiwilige Sexarbeit
Barbara Kavemann (2010) unterscheidet drei Muster von Prostitution, gemessen am Hand-
lungs- und Entscheidungsspielraum, Arbeitsbedingungen und Arbeitsverhältnisse selbst zu 
bestimmen. 
Freiwiliger Bereich Grauer Bereich Unfreiwiliger, 
gewaltförmiger Bereich
Entscheidung für  die  Pro-
stitution in  Abwägung 
mehrerer realer  Optionen 
an  Erwerbs-  bzw.  Berufs-
möglichkeiten
Entscheidung für  haupt-
oder  nebenberufliche  Pro-
stitution aufgrund von Not 
(zum  Beispiel  Schulden) 
oder (emotionaler) Abhän-
gigkeit, fehlender  Ausbil-
dung, Drogenabhängigkeit 
usw. in Abhängigkeit stark 
eingeschränkter Optionen
Zwang zur  Prostitution 
bzw. erzwungener Verbleib 
in der Prostitution bei nicht 
akzeptierten Bedingungen; 
Ausbeutung und Gewalt
Abbildung 1: Tabele aus Barbara Kavemann (2010, S. 212). 
Frauen, die im freiwiligen Bereich arbeiten, werden dabei am ehesten selbstbewusst für ihre 
Rechte einstehen, währenddessen Frauen, die dringend auf ihren Verdienst angewiesen sind, 
wenige Wahlmöglichkeiten haben. Diese Gruppe von Frauen wird eher Zugeständnisse bei 
der Sicherheit (Gebrauch von Kondomen, Akzeptieren von gefährlichen Kunden, gesund-
heitsgefährdenden Sexualtechniken etc.) und auch bei der Ausgestaltung der konkreten Ar-
beitsbedingungen (überhöhte Zimmerpreise, Abgabe an Zuhälter / Salonbesitzende, schlechte 
hygienische Bedingungen etc.) machen müssen. (S. 212)
Unter freiwiliger  und legaler  Sexarbeit verstehen  die  Autorinnen  Sexarbeit,  die von  den 
Frauen freiwilig und in legalem Rahmen (mit Aufenthaltsbewiligung, Registrierung, innerhalb 
Strichplan etc.) ausgeübt wird. Wobei die Grenzen zu unfreiwiliger Sexarbeit (im Rahmen 











In der Schweiz ist Prostitution seit 1942 legal. Brigite Hürlimann (2004) betont, dass sich 
Sexarbeiterinnen  grundsätzlich  wie  ale  anderen  Personen  auf  die  Grundrechte  der  Men-
schenwürde Art. 7 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. 
April 1999, SR 101 (BV), die Rechtsgleichheit Art. 8 BV, das Wilkürverbot sowie den Vertrau-
ensschutz Art. 9 BV berufen können. Weiter erwähnt sie das Recht auf persönliche Freiheit 
Art.  10  BV,  das vor  alem in  Zusammenhang  mit  möglichen  Zwangsuntersuchungen  und 
Datenschutz relevant ist. Seit 1973 können sich Sexarbeiterinnen gemäss Hürlimann auf die 
Wirtschaftsfreiheit Art. 27 BV berufen, die insbesondere die freie Wahl des Berufes sowie 
den freien Zugang zu einer privatwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und deren freie Ausübung 
gewährleistet. (S. 27). Ein wichtiger Bestandteil der Wirtschaftsfreiheit ist die privatrechtlich 
verankerte Vertragsfreiheit, wonach Vertragspartner frei ausgewählt und Vertragsinhalte frei 
ausgehandelt werden können. Hürlimann weist jedoch darauf hin, dass Sexarbeiterinnen 
gewichtige Einschränkungen in Kauf nehmen müssen, da ihnen eine gerichtliche Durchset-
zung der Lohnforderung aberkannt wird, was sich darauf begründet, dass gemäss gängiger 
Rechtsprechung Abmachungen zwischen Sexarbeiterinnen und Freiern als ungültige Verträge 
ausgelegt werden. (S. 29). Sie führt aus, dass sich die Juristen dabei auf die Auslegung des 
Art. 20 des Bundesgesetzes betrefend der Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
(Fünfter  Teil:  Obligationenrecht) vom  30.  März  1911,  SR  220 (OR), stützen,  gemäss  dem 
ein Vertrag, der gegen die guten Siten verstösst, als nichtig angesehen wird (S. 157–158). 
Hürlimann beschreibt im FIZ-Rundbrief 46 (2010), dass diese angebliche Sitenwidrigkeit von 
vertraglichen Abmachungen auch den Abschluss von Arbeitsverträgen zwischen Sexarbeite-
rinnen und Salonbesitzenden verhindert, damit viele Frauen ungewolt in die Selbständigkeit 
drängt  und sie somit ihrer  Wahlfreiheit  beraubt. (S.  5) Im  gleichen  Rundbrief  weist  Doro 
Winkler darauf hin, dass Sexarbeiterinnen zudem die erleichtere Einbürgerung auf Grund 
der Ehe mit einem Schweizer verwehrt wird mit der Begründung, dass sie keine intakte Ehe 









Seit  der  Revision  des  Strafrechts  1992 ist  Prostitution  gemäss  Hürlimann (2004)  keine 
strafbare Handlung mehr gegen die sexuele Integrität und wird nicht mehr als Sitlichkeits- 
oder Unzuchtsdelikt geahndet (S. 47–48). Hürlimann (S. 50–51) stelt fest, dass im neuen 
Schweizerischen Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937, SR 311.0 (StGB), sich nur noch 
zwei wesentliche Artikel mit der Prostitution befassen. Art. 199 bestraft unzulässige Prosti-
tution, wo bei jeweils die Kantone ermächtigt sind, Vorschriften über Ort, Zeit oder Art der 
Ausübung  der  Prostitution sowie  Massnahmen  gegen störende  Begleiterscheinungen zu 
erlassen. Art. 195 umschreibt die Tatbestände, welche als Förderung zur Prostitution gelten 
und eine Strafe nach sich ziehen:
•	 unmündige	Personen	in	die	Prostitution	führen
•	 Mündige	unter	Ausnützung	ihrer	Abhängigkeit	oder	eines	Vermögensvorteils	wegen	in	
 die Prostitution führen
•	 die	Handlungsfähigkeit	einer	Person,	die	Prostitution	betreibt,	dadurch	beeinträchtigen,	
 dass man sie bei dieser Tätigkeit überwacht oder Ort, Zeit, Ausmass oder andere 
 Umstände der Prostitution bestimmt 
•	 eine	Person	in	der	Prostitution	festhalten
Hürlimann (2004) erläutert, dass sich die Rechtsprechung insbesondere mit den letzten Tat-
beständen, die sich auf Personen beziehen, die bereits in der Prostitution tätig sind, befasst 
hat. Demnach falen Salons und ähnliche Betriebe grundsätzlich nicht unter den Artikel 195. 
Entscheidend für die Erfülung des Tatbestandes ist vielmehr ein Druck, der auf die Sexarbei-
terin ausgeübt wird und dem sie sich nicht ohne weiteres entziehen kann, beziehungsweise 
dass der Täter über eine Machtposition verfügt. Wer Sexarbeiterinnen lediglich Infrastruktur 
sowie Schutz anbietet und dafür 40 Prozent ihres Lohnes einfordert, macht sich nicht strafbar. 
Für das Festhalten in der Prostitution muss grundsätzlich ein Ausstiegswile vorhanden sein, 
wobei alenfals gerade die Überwachung oder Einschränkung der Handlungsfähigkeit dazu 
dienen kann, die sich prostituierende Person in ihrer Tätigkeit zurück zu halten. Im Einzelfal 
muss auch geprüft werden, in wie weit eine Abhängigkeit zwischen Opfer und Täter besteht 
(S. 54–55). Hürlimann betont zudem, dass sich das Weisungsrecht des Arbeitgebers prob-
lemlos auf das Arbeitsverhältnis einer Sexarbeiterin anwenden lässt, ohne gegen den Artikel 
195 zu verstossen, indem es auf Vereinbarungen bezüglich des Arbeitsorts, der Präsenzzeit 
und die Kleidungsvorschriften beschränkt wird (S. 233–234). 
Steuerechtlich werden nach Hürlimann (2004) Sexarbeiterinnen gleich behandelt wie ale 
anderen Privatpersonen, die einer Steuerpflicht unterliegen (S. 116). Gemäss ihren weiteren 
Ausführungen  wird  auch im  Sozialversicherungsrecht  das  Einkommen  einer  Sexarbeiterin 
gleich behandelt wie das Einkommen aus anderen Tätigkeiten. Weil Sexarbeiterinnen jedoch 
meist  als  Selbständigerwerbende  eingestuft sind, tragen sie  einerseits  die  Beitragskosten 
aleine,  andererseits  wird ihnen  oft  der  Zugang zu  ausserobligatorischen  Versicherungen 











Ein  Grossteil  der in  der  Stadt  Zürich tätigen  Sexarbeiterinnen sind  Migrantinnen  aus  der 
Europäischen Union (EU). Für sie sind in erster Linie die Bestimmungen über die Personen-
freizügigkeit massgebend, welche durch das Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits über die Freizügigkeit, SR 0.142.112.681 (FZA) geregelt werden. 
Subsidiär gelten die Bestimmungen des Bundesgesetzes über AusländerInnen (AuG) und der 
Verordnung über Zulassung und Erwerbstätigkeit (VZAE). 
Das FZA bezweckt nach Art. 1, den Staatsangehörigen der Schweiz und der Mitgliedstaaten 
der EU die Einräumung des Rechts, innerhalb der Staatsgebiete der Vertragsparteien ein-
zureisen, sich aufzuhalten sowie einer unselbständigen Erwerbstätigkeit nachzugehen und 
sich als selbständig Erwerbende niederzulassen (S. 1). Voraussetzung dafür ist nach Art. 6 
FZA ein gültiger Arbeitsvertrag bei Unselbständigerwerbenden, eine belegte Selbständigkeit 
gemäss  Art.12 FZA  oder laut  Art.  24 FZA  ausreichende  Mitel für  Nichterwerbstätige (S. 
6–13). Gemäss dem Informationsblat zur Personenfreizügigkeit des Integrationsbüros vom 
Eidgenössischen  Volkswirtschaftsdepartement (EVD) /  Eidgenössischen  Departement für 
auswärtige Angelegenheiten (EDA) besteht zudem die Möglichkeit, während dreier Monate 
auf Staatsgebiet der Vertragsparteien ohne Aufenthaltsbewiligung auf Arbeitssuche zu ge-
hen und anschliessend ist dies noch weitere drei Monate mit einer L-Bewiligung möglich (S. 
3). Ebenfals wird im Informationsblat zur Personenfreizügigkeit darauf hingewiesen, dass 
eine umfassende Krankenversicherung Pflicht ist und mit einer Aufenthaltsbewiligung, un-
geachtet der Aufenthaltsdauer, grundsätzlich auch das Recht auf Familiennachzug besteht. 
(Integrationsbüro EDA/EVD, S. 3–4)
Das Abkommen liberalisiert zudem mit Art. 5 FZA die grenzüberschreitende personenbezo-
gene Dienstleistungserbringung. Dadurch steht Dienstleistungserbringenden das Recht zu, 
einzureisen, sich aufzuhalten und für höchstens 90 Tage pro Kalenderjahr ihre Dienstleistun-
gen innerhalb des Staatsgebietes der anderen Vertragspartei zu erbringen. (FZA, S. 2)
Das FZA wurde im Juni 2002 in der Schweiz für die alten EU-15-Staaten in Kraft gesetzt und 
später auf Zypern und Malta ausgedehnt. Mit dem Protokol I wurde das Abkommen im April 
2006 auf die neuen EU-8-Staaten erweitert. Die EU-8 umfasst Estland, Letland, Litauen, 
Polen, Slowakei, Slowenien, Ungarn und Tschechien. Seit Juni 2009 gilt durch das Protokol I 
das Abkommen auch für Rumänien und Bulgarien. Das Abkommen legt eine Übergangsfrist 
von zwölf Jahren fest bis zur volständigen Verwirklichung des freien Personenverkehrs, um 
die Arbeitsmärkte kontroliert, schritweise zu öfnen und die Zuwanderung steuern zu kön-
nen. Dabei gelten in den ersten fünf bis sieben Jahren Beschränkungen wie Inländervorang, 
Kontrolen der Lohn- und Arbeitsbedingungen und Kontingente für Bewiligungen. Danach 









nochmals eine Kontingentierung einzuführen. Zusätzlich zu den Beschränkungen wurden 
per Juni 2004 flankierende Massnahmen gegen Lohn- und Sozialdumping in Kraft gesetzt. 
(Integrationsbüro EDA/EVD, S. 1–3)
Die vole  Personenfreizügigkeit  gilt seit  1. Juni  2007 für  die  EU-15-Staaten  +  Malta  und 
Zypern und seit 1. Mai 2011 für die EU-8-Staaten. Die Schutzklausel kann für diese zwei 
Gruppen  noch  bis zum  31.  Mai  2014  angewendet  werden.  Ebenfals  profitieren  neu  die 
Selbständigerwerbenden aus Rumänien und Bulgarien seit 1. Juni 2011 von der volen Per-
sonenfreizügigkeit. Für unselbständig Erwerbende aus diesen zwei Ländern gelten jedoch 
die Beschränkungen noch bis mindestens 31. Mai 2014 und die Schutzklausel könnte bis 
31. Mai 2019 angewendet werden.
Für Dienstleistungserbringende der EU-15-Staaten gilt seit 1. Juni 2004 nur noch die vor-
gängige Meldepflicht für kurzfristige Erwerbstätigkeit. Für jene aus den EU-8-Staaten galt bis 
30. April 2011 die Bewiligungspflicht und für die EU-2-Staaten gilt sie noch bis mindestens 
31. Mai 2014. (Integrationsbüro EDA/EVD, S. 2–3)
Das  Bundesamt für  Migration (BFM) regelt  als  Aufsichtsbehörde  die  Einführung  des  Ab-
kommens und die Kantone sind zuständig für die Umsetzung.
In der Praxis häten ale selbständig erwerbenden Sexarbeiterinnen aus den EU-Staaten, aus-
gehend von den gesetzlichen Grundlagen, seit 1. Juni 2011 das Recht auf vole Freizügigkeit, 
könnten  eine  B-Aufenthaltsbewiligung  beantragen  und  nach  Erhalt  der  Bewiligung ihre 
Familie nachziehen. Die Umsetzung des Abkommens ist kantonal verschieden. Im Kanton 
Zürich werden gemäss Telefon vom 5. Mai 2011 mit Can Arican, Mitarbeiter beim AWA, ale 
Sexarbeiterinnen, unabhängig davon, ob sie auf dem Strassenstrich oder im Salon arbeiten, 
als selbständige Dienstleistungserbringerinnen angesehen, unterstehen somit der Meldepflicht 
und dürfen ihre Dienstleistung nicht länger als 90 Tage pro Kalenderjahr anbieten. 
Für Sexarbeiterinnen aus Dritstaaten gilt das Personenfreizügigkeitsabkommen nicht. Bei 
ihnen gelten seit 1. Januar 2008 die Regelungen des AuG und der VZAE für Aufenthaltsrecht 
und Arbeitsbewiligung. Diese führen dazu, dass, wie Brigite Hürlimann im FIZ Rundbrief 
(2010, 46) anführt, Sexarbeiterinnen aus Dritstaaten keine Möglichkeit haben in der Schweiz 
legal im Sexgewerbe tätig zu sein (S.5).
2.2.2 Kantonale und kommunale Gesetzgebung
Der Föderalismus in der Schweiz führt dazu, dass die Gesetze zur Regelung der Prostitution 
kantonal und kommunal sehr unterschiedlich ausgestaltet werden können. Im Folgenden 
zeigen die Autorinnen auf, in welchen Kantonen oder Städten schon spezifische Gesetze/









Aktuel verfügen die Kantone Freiburg, Genf, Jura, Neuenburg, Tessin und Waadt über ein 
Prostitutionsgesetz. Inhaltlich geht es um die Sicherung der sozialen und gesundheitlichen 
Präventionsmassnahmen, die örtliche und zeitliche Eingrenzung der Prostitution sowie die 
Meldepflicht der Sexarbeiterinnen. Ale mit Ausnahme des Kantons Tessin definieren zudem 
die Prostitution in Salons und verankern im Gesetz eine Bewiligungspflicht für Salonbesit-
zende sowie die Autorisierung der Polizei für regelmässige Kontrolen. Speziel zu erwähnen 
ist, dass Neuenburg und Genf zusätzlich in den Zielsetzungen die Förderung der beruflichen 
Neuorientierung der Sexarbeiterinnen festhalten. (Kanton Freiburg, 2010, Kanton Genf, 2009, 
Kanton Jura, 2010, Kanton Neuenburg, 2005, Kanton Tessin, 2001, Kanton Waadt, 2004)
Im Kanton Bern besteht seit Herbst 2009 ein Bewiligungsverfahren für Frauen aus Osteu-
ropa (90-Tage-Regelung). Der Spezialdienst der Fremdenpolizei verlangt einen Businessplan 
mit einer genauen Aufstelung über Ertrag, Aufwand und Gewinn sowie den Beschrieb der 
Dienstleistungen. Ausserdem muss ein Nachweis für den Abschluss einer Krankenversiche-
rung vorliegen. Ziel ist es, die Frauen vor Zuhälterei und Mafia-ähnlichen Organisationen zu 
schützen. (Mario Paleti, 2010). Zudem ist im November 2010 der Entwurf für ein neues Ge-
setz über die Ausübung der Prostitution (ProsG) in die Vernehmlassung gegangen. Inhaltlich 
verfolgt es die gleichen Zielsetzungen wie die schon bestehenden Gesetze in den anderen 
Kantonen. Zusätzlich werden darin auch die Zuständigkeiten der beteiligten Fachstelen und 
Behörden benannt und die Zusammenarbeit und der Datenschutz geregelt. Über das neue 
Gesetz wird voraussichtlich in der Novembersession 2011 im Grossen Rat debatiert, so dass 
es frühestens ab Mite 2012 in Kraft gesetzt werden könnte. (Kanton Bern, 2011)
Auf kantonaler und kommunaler Ebene bestehen in einigen weiteren Kantonen und Städten 
verschiedene Verordnungen oder Gesetze, welche die örtliche und zeitliche Eingrenzung der 
Prostitution regeln. Zum Teil beinhalten sie zusätzliche Zielsetzungen wie Schutz vor Gewalt/
Menschenhandel  und  Gesundheitsprävention. (SexWorkInfoNet).  Dies  erschwert  es  den 
Sexarbeiterinnen innerhalb der Schweiz den Arbeitsort zu wechseln.
2.2.3 Stadt Zürich
Vorschriften über die Strassenprostitution der Stadt Zürich
Seit dem Juli 1991 bestehen in der Stadt Zürich Vorschriften über die Strassenprostitution. 
Diese solen die Bevölkerung vor unzumutbarem Lärm und anderen Belästigungen schützen, 
welche durch die Strassenprostitution und deren Begleiterscheinungen verursacht werden. 
In den Vorschriften werden vor alem örtliche und zeitliche Beschränkungen der Strassen-









Prostitutionsgewerbeverordnung Stadt Zürich 
Der gemäss Polizei erhebliche Anstieg der Anzahl von Sexarbeiterinnen aus Osteuropa und 
die damit verbundenen negativen Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen der Frauen 
(Konkurenzdruck, Lohndumping) sowie  die  mit  der  Strassenprostitution  einhergehenden 
Immissionen für die betrofenen Quartiere bewogen die Stadt dazu, einen Entwurf für eine 
PGVO auszuarbeiten. Wie Rolf Vieli (Polizeidepartement Zürich) auf schriftliche Anfrage hin 
miteilte, wurde dieser Entwurf im Rahmen des Projekts «Rotlicht» (vgl. Kapitel 3.4) vorgestelt 
und in Workshops diskutiert. Daran nahmen VertreterInnen der Stadtverwaltung, der Stadt-
polizei, des AWA, des Migrationsamtes sowie verschiedener städtischer Organisationen und 
Nichtregierungsorganisationen (NGO) teil. Gemäss mündlicher Nachfrage bei Doro Winkler 
(FIZ) bedauerten es die drei Fachstelen FIZ, Isla Victoria und Zürcher Aids-Hilfe (ZAH), dass 
sie im Folgenden an der Ausarbeitung des Entwurfs nicht beteiligt wurden. Sie sprachen 
sich grundsätzlich gegen die Verordnung aus, da sie ihrer Meinung nach einen repressiven, 
verbietenden Charakter aufweist, anstat die Sexarbeiterinnen in ihren Rechten zu stärken. 
In zwei  anschliessenden  Sitzungen  mit  der  Stadt seien sie speziel  angehört  worden.  Die 
Fachstelen tendierten auf den Kompromiss, dass vorerst nur die Strassenprostitution in der 
Verordnung geregelt, die Regelung der Salonprostitution aber auf später verschoben wer-
den solte. Dazu bräuchte es eine detailiertere Analyse. Diesem Vorschlag sei jedoch nicht 
entsprochen worden. 
Der Entwurf zur neuen PGVO wurde im Januar 2011 in die Vernehmlassung (Frist bis 31. 
März 2011) gegeben. Im Folgenden werden zusammenfassend, gemäss dem Entwurf der 
Prostitutionsgewerbeverordnung vom 19. Januar 2011, die wichtigsten Zielsetzungen und 






1. Soziale und gesundheitliche Prävention
Zielsetzungen:
•	 Sicherstelung	der	Gesundheits-,	Sozial-	und	Rechtsberatung	für	die	Prostitution	 	
 ausübenden Personen 
•	 die	Prostitution	ausübenden	Personen	und	andere	Personengruppen	wie	Freier	 	
 solen besser informiert sein über rechtliche Rahmenbedingungen und über soziale  













 für die Gesundheitsprävention










 Erwerbstätigkeit und der Nachweis oder Abschluss einer Krankenkassenversicherung  
 (Abschluss bei Bewiligungsstele möglich)
•	 Die	Bewiligung	ist	persönlich	und	wird	für	ein	bestimmtes	Gebiet	ausgestelt,	 	
 sie kann befristet erteilt werden 
•	 Die	Polizei	kann	zur	Regulierung	Kontingente	festlegen






 Verschiebung von die Prostitution ausübenden Personen
Massnahmen: 
•	 Bewiligungspflicht	für	Betriebsinhabende	sowie	einzelne	Frauen	und	selbstverwaltete	











 öfentlichen Ordnung im Betrieb, ortsübliche Preise für Zimmer und Nebenleistungen,  
 Bereitstelung von unentgeltlichem Präventionsmaterial, Erstelen von Kontrollisten über  
 die Zulassungen zur Erwerbstätigkeit der die Prostitution ausübenden Personen und  
 Ernennung einer Stelvertretung bei Abwesenheit





 voraus beziehungsweise die Person muss urteilsfähig und voljährig sein






6.  Verzicht auf die Einführung einer algemeinen Meldepflicht der die Prostitution   
ausübenden Personen
Die Polizei forderte ursprünglich eine algemeine Meldepflicht, um das Prostitutionsmilieu 
aus der Anonymität zu befreien und verlässliche Informationen zu erhalten. Die NGO’s spra-
chen sich jedoch dagegen aus mit der Begründung, dass ausländische Personen sich je nach 
Herkunft sowieso beim AWA oder beim kantonalen Migrationsamt zu melden häten und 
es zudem umstriten sei, ob die Einführung einer algemeinen Meldepflicht den die Prostitu-
tion ausübenden Personen Schutz gegen Ausbeutung und Gewalt sowie Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen bieten könne. Des Weiteren bestünde auch die Gefahr, dass gewisse 
Personen in die Ilegalität abgedrängt würden. In Folge dessen wurde auf die Einführung 
einer algemeinen Meldepflicht verzichtet, da sie weder zielführend noch verhältnismässig 
ist. Die Gesetzgebung sol sich auf die Strassenprostitution und auf die Betriebsinhabenden 
konzentrieren. In diesen Fälen ist das Bewiligungsverfahren zielführend, da die Bewiligung 
mit entsprechenden Auflagen verbunden werden kann.
7. Verzicht auf Regelung Escort-Service
Da Escort-Services über Internet und Zeitungsinserate angeboten werden, sind sie sehr mobil 












In Anbetracht der Tatsache, dass die Mehrheit der Sexarbeiterinnen in der Stadt Zürich einen 
Migrationshintergrund hat, ist es wichtig zu fragen, aus welchen Gründen die Frauen ihre 
Heimat verlassen und welche Mechanismen ihre Migrationswege beeinflussen.
Maritza Le  Breton (2003)  hat  die  Migration im  Kontext von  globalisierten  Arbeitsverhält-
nissen  näher  beleuchtet  und stelt fest,  dass  Migrationsbewegungen  oft  monokausal  mit 
den «Push»- und «Pul»-Faktoren erklärt werden. Dabei beschreiben «Push»-Faktoren die 
Bedingungen im Herkunftsland, die Menschen dazu bringen, ihre Heimat zu verlassen (Ar-
mut, wirtschaftliche Stagnation, Umweltkatastrophen, repressive Regierungen, Kriege etc.). 
«Pul»-Faktoren erfassen die Situation im Zieland, die den Migranten und Migrantinnen eine 
bessere Zukunft verspricht (Arbeit, soziale Sicherheit, Bildung, Frieden, Demokratie, Famili-
enzusammenschluss etc.). Insbesondere für Sexarbeiterinnen ist die Nachfrage nach biligen, 
weiblichen Arbeitskräften im Unterhaltungssektor eine treibende Kraft. (S. 23) 
Die  amerikanische  Migrationsforscherin  Saskia  Sassen ist  eine  der  WissenschaftlerInnen, 
die das gängige Model erweitert und vor alem die Bedeutung der Brücken untersucht hat, 
die  durch  die internationalisierte  Wirtschaft zwischen  Sende-  und  Zieländern  entstehen. 
Sassen (1993, zit. in Karer, Turtschi & Le Breton Baumgartner, 1996, S. 19) erklärt, dass 
Direktinvestitionen vor Ort, Förderung einer exportorientierten Wirtschaft und die Internati-
onalisierung der Produktion nicht migrationshemmend wirken, sondern die Migration erst 
recht auslösen. Christina Karer, Regula Turtschi und Maritza Le Breton Baumgartner (1996) 
bestätigen, dass der Tourismus, ein wichtiger Wirtschaftszweig der internationalen Ökono-
mie, für viele Klientinnen der FIZ eine Brückenfunktion darstelte. Die Hauptherkunftsländer 
stimmen mit den Hauptdestinationen des schweizerischen Tourismus überein. (S. 19) Sassen 
(1993, zit. in Karer, Turtschi & Le Breton Baumgartner, 1996, S. 19–20) sagt ausserdem, dass 
die Zerstörung traditioneler Gemeinschaften und Familienstrukturen sowie die Gewöhnung 
der Bevölkerung an die westeuropäische oder anglo-amerikanische Kultur viele Menschen 
dazu zwingt, ihre Familie zu verlassen, um in der inländisch zentralisierten Wirtschaft Arbeit 
zu finden oder zu emigrieren. Christina Karer et al. können auch diesen Zusammenhang 
bestätigen. Viele KlientInnen der FIZ haben zuerst ihr Heimatdorf verlassen und in inländi-
schen Wirtschaftszentren gearbeitet. Häufig sind auch vorgängig andere Familienmitglieder 









Des Weiteren weisen Christina Karer et al. darauf hin, dass aus den Brücken zwischen Sende- 
und Zieland Netzwerke entstehen, die dem Informationsaustausch, der Arbeitsvermitlung 
und der Migrationshilfe dienen. So verfügen bestimmte Dörfer über beste Informationen und 
Beziehungen zu einzelnen Schweizer Nachtclubs. Negative Erfahrungen im Zieland werden 
meist verschwiegen, weil die bereits Emigrierten einerseits trotz alem einen Karieresprung 
machen konnten und andererseits von ihnen erwartet wird, dass sie andere Familienmitglie-
der nachziehen. (S. 20–21) 
2.3.2 Soziokultureler Wandel Ungarn, Rumänien und Bulgarien – 
 Situation der Roma 
Gemäss Auskunft der  Polizei  und der Fachstelen sind viele Sexarbeiterinnen in der  Stadt 
Zürich  Roma.  Sie stammen  mehrheitlich von  Ungarn,  Rumänien  und  Bulgarien.  Um  die 
Lebensbedingungen dieser Frauen verstehen zu können, ist es notwendig, sich darüber zu 
informieren, von welchem Kontext diese Frauen geprägt wurden und werden. Wili Wotreng 
(2010) setzt sich in einem Artikel der Neuen Zürcher Zeitung (NZZ) mit der Ethnie der Roma 
auseinander und hält fest, dass der Begrif «Roma» kein einheitlicher Begrif ist – als Roma 
werden Angehörige jener Bevölkerungsgruppen bezeichnet, die früher «Zigeuner» genannt 
wurden. Zahlen zu erhalten, wie viele Roma (vor alem in Osteuropa) leben, ist sehr schwierig, 
da die Erhebungen davon abhängig sind, wie viele Menschen sich selber als Roma bezeichnen 
(was aufgrund von Diskriminierungen viele vermeiden). Der Direktor der Roma-foundation 
Schweiz, Stéphane Laederich, gibt an, dass der Anteil der Roma in osteuropäischen Ländern 
etwa 10 Prozent der Gesamtbevölkerung betrage. Im Zentrum des Lebens eines Roma stehe 
die Familie, als zweites sei man Angehöriger eines Verbundes von Grossfamilien, dann einer 
Subethnie, erst zuletzt gelte die Identifikation mit der Weltgemeinschaft der Roma. 
Im zweiten Weltkrieg wurden auch die Roma Opfer der Verfolgungen durch die Nationalso-
zialisten – es wird vermutet, dass 100 000 Roma ermordet wurden. Nach dem zweiten Welt-
krieg war die Zeit der ethnischen Abgrenzung ofiziel vorbei, doch unterschwelig wurden 
die Roma weiter diskriminiert. Die Wende von 1989 in Osteuropa bedeutete für viele Roma, 
dass die staatlichen Fördergelder gestrichen wurden sowie die alten Dorfgemeinschaften und 
der traditionele Familienverband sich auflösten. Im freien Arbeitsmarkt haten und haben 
viele Roma, ohne qualifizierte Ausbildungen, keine Chancen. Infolge Arbeitslosigkeit und 
Verarmung  werden traditionele  Werte  nicht  mehr  gelebt. In  einer  ursprünglichen  Roma-
Familie geniesst die Frau einen hohen Stelenwert, sie ist oft Zentrum der Familie. Prostitution 
wird als unrein betrachtet und ist mit dem Begrif von Stolz und Scham traditioneler Roma 
nicht vereinbar. Wenn jedoch überlieferte kulturele Werte und Strukturen aufgelöst werden, 
werden auch Hemmschwelen abgebaut. Heute überleben viele Roma nur dank Sozialeis-









Die Stadtpolizei Zürich ist (gemäss Interview vom 8. März 2011) immer wieder mit Roma-
Zuhältern  konfrontiert,  die  einen  grossen  Teil  des  Strassenstrichs  kontrolieren  und ihre 
Ansprüche gegenüber den Frauen zum Teil mit grösster Skrupelosigkeit und Gewalt durch-
setzen. Für die Frauen ist es kaum möglich, aus diesen Abhängigkeiten auszubrechen, da 
die  Zuhälteringe  oft innerhalb  des Familienclans  gebildet  werden  und  die Frauen somit 
ausserhalb des Clans auf keine Unterstützung zählen können.
2.4 Arbeitsbedingungen
2.4.1 Definition Arbeitsbedingungen
Renate Mayer und Jaap Hoepelmann (1978) definieren in einem Projekt der Universität Jena 
den Begrif Arbeitsbedingungen wie folgt (2010): «Als Arbeitsbedingungen bezeichnet man 
die Summe der objektiv feststelbaren Umstände und Verhältnisse, die mitel- oder unmitelbar 
Einfluß auf das Arbeitsgeschehen haben.» 
Da diese Definition auf einer algemeinen Formulierung basiert, die sowohl Arbeitnehme-
rInnen wie auch Selbständigerwerbende einschliesst, beziehen die Autorinnen sich im Fol-
genden auf diese Definition. 
2.4.2 5-Säulen-Model nach Petzold
Den Autorinnen war es ein wichtiges Anliegen, für die Erfassung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen der Sexarbeiterinnen ein Instrument zur Verfügung zu haben, das es ermöglicht, 
die Gesamtsituation eines Menschen einzuschätzen und eine drohende Krise zu erkennen. 
Dies erfült das ganzheitliche Konzept von Hilarion Gotfried Petzold, das im Rahmen der 
psychotherapeutischen Arbeit entwickelt worden ist, aber auch in der Sozialarbeit, Medizin 
oder Sozialpädagogik als ideales Arbeitsinstrument eingesetzt wird. 
Petzold (1984) geht davon aus, dass der Mensch eine Einheit aus Körper-Seele-Geist ist in 
einem bestimmten Umfeld und einem zeitlichen Verlauf. Identität gewinnen bedeutet, sich 
im Lebensganzen verstehen zu lernen, sich mit seinem eigenen Wahrnehmen und Handeln 
zu identifizieren. Nach Petzold wird Identität in der Interaktion mit anderen Menschen erlebt 
durch die Identifikation mit Rolenzuschreibungen aus dem Aussenfeld und durch das Verkör-
pern und Ausgestalten dieser Rolen. Identität ist nichts Festes, sondern entwickelt und ver-
ändert sich im Laufe des Lebens oder es kann auch zu vorübergehenden Krisen kommen. 
Petzold beschreibt fünf verschiedene Lebenskontexte, in denen Identität erlebt wird. Er hält 
fest, dass diese interdependent zusammen hängen und dass für ein voles Identitätserleben 









kann der Verlust eines ganzen Bereichs nicht kompensiert werden. Wird eine oder mehrere 
Säulen beschädigt, so führt dies zu gestörtem Identitätserleben und kann zu seelischen oder 
psychosomatischen Erkrankungen führen. Eine Intervention berücksichtigt immer ale fünf 
Säulen, wobei mögliche Ressourcen einer stabilen Säule für die Stabilisierung der Gesamtsi-
tuation genutzt werden. (S. 73–115)
Folgendes Model veranschaulicht die fünf Säulen nach Petzold: 
Abbildung	2:	Die	fünf	Säulen	der	Identität	nach	Petzold	(Ruedi	Steiger,	Therapiedschungel.	
Gefunden am 6. Mai 2011)
Gemäss Ruedi Steiger (ohne Datum) können den fünf Säulen folgende Themen zugeordnet 
werden: 
1. Leib / Leiblichkeit: Gesundheit, Kranksein, Leistungsfähigkeit, Aussehen, Art und Weise
2. Soziales Netzwerk: Freunde, Familie, Beziehungen, Freizeit, Vereine, berufliche   
 Vereinigungen
3. Arbeit und Leistung: Tätig-Sein im Algemeinen (unbezahlt), Arbeitsleistungen,   
 Arbeitszufriedenheit, Arbeitsbelastung, Erfolg
4. Materiele Sicherheit: Einkommen, Geld, Materieles wie Nahrung, Kleidung,   









5. Werte und Normen: Moral, Ethik, Religion, Hofnungen, Traditionen, Glauben,   
 Sinnesfragen, Lebensphilosophie, persönliche Werte und Normen
Die Autorinnen werden diese Gliederung nach den fünf Säulen von Petzold einerseits für 
die Analyse der aktuelen Situation in der Stadt Zürich, anderseits aber auch für die Fein-
gliederung  der Leitfadeninterviews sowie für  die  Darstelung  der Forschungsergebnisse 
und  der  Diskussion verwenden.  Durch  die  einheitliche  Gliederung  werden  die  Aussagen 
der  einzelnen Forschungsschrite vergleichbar  und  können  diferenziert  beurteilt  werden. 
Zudem zeigt das Model auf, ob und in welchem Masse alenfals durch die Umsetzung der 
PGVO die einzelnen Säulen beeinflusst werden, woraus wiederum die Krisenanfäligkeit der 
Lebenssituation der Sexarbeiterinnen abgeschätzt werden kann. 
2.4.3 Manifest der SexarbeiterInnen in Europa
Im Verlaufe der Recherchen mussten die Autorinnen feststelen, dass es sehr schwierig ist, 
zu SexarbeiterInnen Kontakt aufzunehmen und sie für ein Interview zu gewinnen. Ihre Sicht-
weise und ihre Anliegen sind jedoch wichtig und müssen so weit wie möglich einbezogen 
werden. Das Manifest sol vertretend für die Sexarbeiterinnen von Zürich stehen und ihnen 
eine Stimme verleihen. 
Das Manifest basiert auf einer einjährigen Befragung von SexarbeiterInnen in ganz Europa 
und ist 2005 im Rahmen der Europäischen Konferenz zu Sexarbeit, Menschenrechten, Arbeit 
und Migration von 126 SexarbeiterInnen aus 26 Ländern erarbeitet worden. Einberufen hat 
die Konferenz das Internationale Komitee für die Rechte von SexarbeiterInnen in Europa (The 
International Commitee on the Rights of Sex Workers in Europe ICRSE), welches nicht nur 
Sprachrohr der SexarbeiterInnen sein wil, sondern sich auch das Ziel gesetzt hat, Instrumente 
zu entwickeln, die es diesen ermöglichen sol, für ihre Rechte zu kämpfen und Netzwerke 
aufzubauen. Mitlerweile ist das Manifest in mehr als ein Dutzend europäische Sprachen 
übersetzt und weiterverbreitet worden. (The International Commitee on the Rights of Sex 
Workers in Europe ICRSE) 
In ihrem Manifest nehmen die SexarbeiterInnen Stelung zu den gegenwärtigen Ungleich-
heiten und Ungerechtigkeiten in europäischen Ländern, die ihr Leben und die Sexindustrie 










Im  ersten  Teil  beleuchtet  das  Manifest  die  Stigmatisierung,  die  SexarbeiterInnen in ihren 
verschiedenen Lebensbereichen erleben: 
Aktive Staatsbürgerschaft: SexarbeiterInnen werden oft als hilfsbedürftige Opfer, Kriminele 
oder  Zielgruppe für Interventionen  des  öfentlichen  Gesundheitswesen  wahrgenommen, 
nicht aber als wertvole, mitgestaltende BürgerInnen. 
Privatsphäre und Familie: SexarbeiterInnen wird immer wieder abgesprochen, dass sie im 
Stande sind gute und liebevole PartnerInnen/Eltern zu sein und ihre Kinder werden ihnen 
weggenommen, nur weil sie sexuele Dienstleistungen anbieten. Ihre PartnerInnen werden als 
ZuhälterInnen und AusbeuterInnen abgestempelt. Es bestehen Gesetze, die SexarbeiterInnen 
ein Zusammensein beziehungsweise. eine Heirat mit dem / der PartnerIn verbieten.
Medien und Bildung: Massenmedien verbreiten Stereotypen, welche die SexarbeiterInnen als 
Opfer und/oder Bedrohung der moralischen, öfentlichen sowie geselschaftlichen Ordnung 
zeigen und erhalten diese Bilder aufrecht. Damit tragen sie zur Isolierung der SexarbeiterIn-
nen bei und verschleiern zudem das gewaltätige, problematische Verhalten von gewissen 
Freiern.
Gewalt gegen SexarbeiterInnen: SexarbeiterInnen erfahren in einem hohen Mass Gewalt. 
Durch die Stigmatisierung werden die Verbrechen von der Geselschaft und den Behörden 
weniger beachtet und geahndet.
Gesundheit und Wohlbefinden: Immer noch haftet den SexarbeiterInnen der Mythos an, 
dass sie «dreckig» oder unrein seien. Zum Teil werden sie durch die Stigmatisierung beim 
Zugang zu gesundheitlichen Vorsorgemassnahmen und Versicherungen behindert. Im Ge-
sundheitswesen kommt es vor, dass SexarbeiterInnen erniedrigend und demütigend behan-
delt werden.
Registrierung  und  obligatorische  Tests: Immer  noch  gibt  es Länder, in  denen  Sexarbeite-
rInnen registriert  und  obligatorische  Tests  bezüglich  algemeiner  Gesundheit  und  Human 
Immunodeficiency  Virus (HIV)  angeordnet  werden.  Dies verletzt  die  Menschenrechte  und 
führt zu zusätzlicher Stigmatisierung. Die stereotype Sichtweise, dass Infektionen nur von 
SexarbeiterInnen auf Freier übertragen werden, wird damit verstärkt. 
Reiseberechtigung, Migration, Asyl: Mangelnde Migrationsmöglichkeiten gefährden die In-
tegrität und Gesundheit von SexarbeiterInnen. Erfahren sie in ihrem Heimatland Gewalt von 
staatlicher Seite oder von ihren jeweiligen Gemeinschaften, weil sie sexuele Dienstleistungen 
anbieten, gilt dies nicht als Asylgrund. (The International Commitee on the Rights of Sex 









Im zweiten Teil prangern die SexarbeiterInnen die Nichtanerkennung ihrer Arbeit und die 
Kriminalisierung  der  Sexindustrie sowie  der  an sie  angrenzenden  Bereiche  an  und stelen 
insbesondere folgende Forderungen: 
Berufliche und persönliche Entwicklung: Aus- und Weiterbildung, Beratungsstelen, Reise-
freiheit, Länderspezifische Informationen über die Arbeitsbedingungen in der Sexindustrie, 
Unterstützung beim Wechsel in alternative Beschäftigungsmöglichkeiten.
Steuern und soziale Unterstützung: Zugang zu Sozialversicherungen, gerechte Besteuerung, 
kein Missbrauch der Besteuerungssysteme zur Registrierung von SexarbeiterInnen, transpa-
rente Informationen in vielen Sprachen, steuerliche Absetzung von sachgemässen Waren 
und Dienstleistungen.
Gesundheit  und  Sicherheit  am  Arbeitsplatz:  kostenlose  beziehungsweise  erschwingliche 
Safer-Sex-Artikel, Zugang zu Gesundheitsprävention. Zudem bei Angesteltenverhältnis: Kran-
kentaggelder bei arbeitsbedingter Krankheit und garantierte Sicherheit am Arbeitsplatz.
Arbeitsbedingungen:  kein  Zwang zu  Arbeit,  Mobilität innerhalb  Sexindustrie,  Entschei-
dungsfreiheit über Angebot der Dienstleistungen und über Annahme der Freier, faire Arbeits-
bedingungen wie Mindestlöhne, Pausen, Ruhezeiten und Jahresurlaub, keine Verpflichtung 
zu Alkohol- und Drogenkonsum, Einhaltung des Datenschutzes, klare und einfache Infor-
mation über Arbeitszeiten und -bedingungen und deren Bekanntmachung in verschiedenen 
Sprachen, Gewerkschaften, Mitsprache bei der Festlegung der für die Strassenprostitution 
erlaubten Strassen.
Entkriminaliserung von Sexarbeit: Abschafung von Gesetzen, die SexarbeiterInnen und deren 
Familien, Freier, ManagerInnen kriminalisieren, die Versammlungsfreiheit einschränken oder 
die Mobilität innerhalb der EU verhindern, Entscheidungsfreiheit zwischen Angesteltsein und 
Selbständigkeit, Recht, Arbeitsräumlichkeiten zu mieten, Recht, Werbung zu machen für die 
angebotenen Dienstleistungen, Registrierung der Unternehmen und nicht Registrierung der 
SexarbeiterInnen in Sexarbeitsunternehmen, die standardmässig übliche Unternehmensricht-
linien erfülen, Verschärfung der Strafgesetzgesetzgebung zu Betrug, Nötigung, sexuelem 
Missbrauch von Kindern, Kinderarbeit, Gewalt, Vergewaltigung und Mord in Bezug auf die 
in der Sexindustrie auftretenden Fäle. (The International Commitee on the Rights of Sex 
Workers in Europe ICRSE)
Die beschriebene Stigmatisierung zeigt sich auch in Zürich in alen ihren Faceten. Hürlimann 
(2004)  weist  darauf  hin,  dass in  Zürich  keine  obligatorischen  Gesundheits-  und  HIV-Tests 
bestehen, jedoch Sexarbeiterinnen immer noch ohne speziele Gesetzesgrundlage von der 
Polizei registriert werden (S. 43–46). 
Die Autorinnen werden sich in der Diskussion der Forschungsergebnisse auf jene Aussagen 










2.5 Geselschaftliche Akzeptanz und Role der Sexarbeit
2.5.1 Stigmatisierungstheorie nach Goffman
Die Sexarbeit ist gesetzlich erlaubt und doch haftet ihr die Sitenwidrigkeit immer noch an. 
Deshalb werden Gesetze zum Teil zu Ungunsten der Frauen ausgelegt (vgl. Kapitel 2.2.1) 
und oft traut man ihnen nicht zu, eigenständige Bürgerinnen, ehrenhafte Partnerinnen oder 
gute Müter zu sein. Sexarbeiterinnen werden ausgegrenzt und stigmatisiert. Die Autorinnen 
beleuchten daher im Folgenden Ursache, Prozess und Folgen der Stigmatisierung.
Soziale Identität und Stigma 
Gemäss Erving Gofman (1975) definiert die Geselschaft die verschiedenen Personenkate-
gorien und die dazugehörigen Eigenschaften. Trit ein fremder Mensch vor unsere Augen, 
antizipieren wir im ersten Augenblick seine Kategorie und seine Eigenschaften, seine «soziale 
Identität». Wir stelen unbewusst Forderungen und charakterisieren seine Person im Voraus, 
wir antizipieren eine «virtuale soziale Identität». Im Gegensatz dazu bezeichnet Gofman die 
Kategorie und die Eigenschaften, die einem Menschen in Wirklichkeit nachgewiesen werden 
können, als «aktuale soziale Identität». (S. 9f)
Besitzt  der fremde  Mensch  eine  Eigenschaft,  welche von  wenig  wünschenswerter  Art ist 
und mit einer bestimmten Kategorie verbunden wird, kann dieser in unserer Vorstelung von 
einem gewöhnlichen zu einem befleckten, minderwertigen Menschen werden. Ein solches 
Atribut nennt Gofman Stigma (griechisch: Brandmal). Er weist jedoch darauf hin, dass die 
Eigenschaft selbst weder kreditierend noch diskreditierend ist, sondern dass die jeweiligen 
Umstände bestimmend sind, ob ein Atribut zu einem Stigma wird oder die Normalität be-












Stigmatisiert sein bedeutet auf eine unerwünschte Weise anders zu sein, als antizipiert wurde. 
Gofman stelt fest, dass, wenn wir einen Menschen stigmatisieren beziehungsweise ihm zu 
wenig oder gar keine Akzeptanz entgegen bringen, dies bei ihm die Empfindung hervoru-
fen wird, dass einige seiner Eigenschaften dieses Verhalten rechtfertigen. Er beschreibt vier 
verschiedene Strategien, wie die stigmatisierte Person damit umgehen kann:
•	 Korekturversuch	des	Stigmas
•	 Kompensation	durch	besondere	Aktivitäten,	die	auf	Grund	des	Stigmas	normalerweise	
 als unereichbar gelten 
•	 Stigma	als	Entschuldigung	für	eigene	Misserfolge	und	Unzufriedenheit,	obwohl	es	dafür	
 andere Ursachen gibt
•	 Relativierung	des	Stigmas	im	Vergleich	mit	den	«normalen»	Menschen,	die	auch	ihre	
 Makel haben (S. 18f)
Besteht eine Diskrepanz zwischen aktualer und virtualer sozialer Identität und ist diese ofen-
sichtlich und bekannt, so beschädigt dies nach Gofman die soziale Identität des Individuums. 
Es wird von der Geselschaft und von sich selber getrennt. In den meisten Fälen wird es jedoch 
nicht volständig getrennt werden und es wird Menschen geben, die sich dafür einsetzen, 
dass sein Standpunkt der Welt ebenfals normal und berechtigt ist. Gofman unterscheidet 
zwei Typen von Gruppen:
•	 Menschen,	die	das	Stigma	teilen	und	dem	Stigmatisierten	mit	eigenen	Erfahrungen	und	
 Tipps helfen können, das Leben zu organisieren. 
•	 Menschen,	die	auf	Grund	ihres	Berufes	oder	einer	politischen	Tätigkeit	Stigmatisierte	
 repräsentieren. Dies können sowohl «Normale» als auch Stigmatisierte sein.   
 Sie übernehmen die Funktion der Brückenbauer. (S. 30f)
Sexarbeiterinnen, die sich öfentlich als solche zu erkennen geben, werden vor alem in ihrer 
virtualen sozialen Identität wahrgenommen. In der Begegnung werden ihnen diskreditierende 
Eigenschaften zugeordnet,  die  nicht  mit  der  aktualen sozialen Identität  übereinstimmen. 
Sie werden aufgrund individueler, unerwünschter Charakterzüge stigmatisiert. So wird oft 
angenommen, dass Sexarbeiterinnen unmoralische Menschen sind, nicht mit Geld umge-
hen können und weder eine verlässliche Partnerin noch eine gute Muter sein können. Die 
betrofenen Frauen reagieren darauf in unterschiedlicher Weise. Gemäss Fachstelen sehen 
viele Frauen Sexarbeit als vorübergehende lukrative Tätigkeit an, zu der sie sich aus finan-
zielen Gründen entschieden haben, und aus der sie bei genügend guter finanzieler Lage 
wieder aussteigen möchten. Vor alem NGO‘s und spezialisierte Beratungsstelen setzen sich 
für  eine  Sensibilisierung  und  Entstigmatisierung  der  Sexarbeit  ein.  Eine  Gewerkschaft für 









Informationskontrole und persönliche Identität
Ist das Anderssein unmitelbar erkennbar oder nimmt das stigmatisierte Individuum an, dass 
die Anwesenden Bescheid wissen, verwendet Gofman den Begrif der «Diskreditierten». Für 
diese Menschen sieht er als Hauptmöglichkeit, das stigmatisierende Merkmal als irelevant 
zu betrachten in der Begegnung mit «Normalen». Ist das Anderssein nicht von vornherein 
sichtbar und wissen die Anwesenden nicht Bescheid, spricht Gofman von «Diskreditierba-
ren». Für sie stelt sich die Frage, wie sie die Informationen über ihren Makel steuern – in wie 
weit sie informieren oder nicht, wie viele Informationen sie Preis geben, wem sie was wann 
eröfnen, ob sie alenfals lügen oder etwas vortäuschen. (S. 56f)
In Täuschungsmanövern unterliegt das Individuum aber immer der Gefahr, dass durch eigene 
Fehler oder äussere Umstände Geheimnisse enthült werden und es selber bloss gestelt wird 
(S. 102). Um diese Gefahr zu verkleinern, stehen dem Individuum gemäss Gofman prinzipiel 
vier verschiedene Techniken zur Verfügung (S. 116f):
•	 Verstecken: Das Individuum versucht das Stigmasymbol zu verstecken oder zu verwischen. 
•		Stigma	mit	einer	anderen	Konnotation	verbinden: Das Individuum belegt den eigenen 
Makel mit dem Zeichen einer anderen Eigenschaft, die seiner Ansicht nach weniger dis-
kreditierend ist. 
•		Aufteilung	in	Wissende	und	nicht	Wissende:	Das Individuum teilt die Menschen grund-
sätzlich auf in eine kleine Gruppe, die informiert ist und von der es sich Unterstützung 
erhoft, und eine grosse Gruppe, der es nichts erzählt. 
•		Selbstenthülung: Das Individuum enthült seinen Makel und wird damit zu einer diskre-
ditierten Person. 
Sexarbeiterinnen sind «Diskreditierbare», da man ihnen ihren Makel in der Regel nicht ansieht, 
ausser wenn sie sichtbar um Freier werben. Deshalb entscheiden sie, in wie weit sie anderen 
Menschen etwas vortäuschen oder sie über ihre Tätigkeit als Sexarbeiterinnen informieren. 
Die  meisten Frauen führen  gemäss Fachstelen  ein  Doppeleben,  oft  wissen  nicht  einmal 
die eigenen Kinder oder der engste Freundeskreis darüber Bescheid. Erst in Notlagen und 
im geschützten Rahmen von Freunden oder einer entsprechenden Fachstele enthülen die 
Frauen ihre berufliche Tätigkeit.
Gruppenausrichtung und Ich-Identität
Soziale und persönliche Identität werden nach Gofman von der Geselschaft definiert und zu-
geschrieben, die Ich-Identität beschreibt jedoch das subjektive Empfinden des stigmatisierten 
Individuums bezüglich seiner Situation und seines Andersseins (S. 132). Weil das Individuum 
sich als normales Wesen empfindet und sich damit den «Normalen» zugehörig fühlt, aber 
zugleich auch als fremdartig beziehungsweise als eine Person, die abgesondert ist, definiert 
wird von der Geselschaft und von sich selbst, ist eine Ambivalenz hinsichtlich seines Ichs für 
Gofman eine unausweichliche Folge. Einerseits wird von der Geselschaft verlangt, dass sich 









auch den «Normalen» (out-group) zugehörig sehen. Ersteres bedeutet, dass das Individuum 
sich im Kontakt mit «Normalen» professionel darstelt beziehungsweise sich als wertvole 
Person versteht  und Lobbying  betreibt für seine  Besonderheiten,  wobei  Professionele  es 
dabei unterstützen werden. Im zweiten Fal wird sich das Individuum eine Strategie entwer-
fen, die es ihm erlaubt, möglichst dazuzugehören in der «out-group» ohne die Grenzen der 
Akzeptanz der «Normalen» überzustrapazieren beziehungsweise die Schwele von zu grosser 
Peinlichkeit zu überschreiten. Gofman stelt fest, dass die Geselschaft einerseits dem stig-
matisierten Individuum sagt, es sei ein menschliches Wesen wie jedes andere, andererseits, 
es sei trotzdem anders und es wäre unklug, über dies hinwegzutäuschen. (S. 133f)
Nur eine Minderheit von Sexarbeiterinnen hat ein gutes Selbstwertgefühl, steht zu ihrem Be-
ruf und stelt sich dementsprechend im Kontakt mit anderen als professionele und wertvole 
Person dar. Auch Fachstelen bestätigen, dass es extrem schwierig ist, Sexarbeiterinnen für 
öfentliche Auftrite und Stelungnahmen zu gewinnen. Die Autorinnen führen dies unter 
anderem darauf zurück, dass Sexarbeiterinnen zu wenig Stärkung aus ihrer «in-group» erfah-
ren. Die meisten Frauen verheimlichen oder beschönigen ihre Tätigkeit als Sexarbeiterinnen, 
um so von der «out-group» akzeptiert zu werden. 
2.5.2 Framing 
Die öfentliche Diskussion über die negativen Auswirkungen der Sexarbeit wird entscheidend 
durch die Medienberichterstatung geprägt. Worte wie «Verichtungsboxen» (im Gespräch 
als mögliche Lösung zur Verbesserung der Sicherheit von Sexarbeiterinnen) zeigen deutlich 
die  abwertende  und stigmatisierende  Beschreibung  der  Berichterstatenden  und fördern 
somit die geselschaftliche Ausgrenzung der Sexarbeiterinnen.
Manfred Piwinger und Ansgar Zerfas (2007) beschreiben, dass das Framing Konzept
vor alem die Strukturierung der Berichterstatung beleuchtet. Framing bedeutet Rahmung, 
dies heisst, dass den Rezipienten der Berichterstatung durch das Framing gewisse Einord-
nungen, Bewertungen und Entscheidungen nahe gelegt werden. Journalisten legen gewisse 
Rahmen an, wenn sie über Ereignisse berichten. Diese Rahmen werden meist im redaktio-
nelen Gespräch etabliert. (S. 106)
Ein  Medien-Frame ist somit  ein  Bezugsrahmen,  den  die  Berichterstatung  an  ein  Thema 














 Schemas führen, über das Rezipienten bisher nicht verfügten.
•		Einstelungsefekt:	Medienframing	verändert	Wahrnehmungen,	die	aber	immer	auch	
mit Gefühlen korelieren, wodurch sich dann auch die Einstelungen der Rezipienten  
ändern (zit. in Manfred Piwinger & Ansgar Zerfas, 2007, S. 115–116).
Den  Medien  kommt  bezüglich  der  Wahrnehmung  der  Sexarbeit somit  eine zentrale  und 
verantwortungsvole Role zu. Durch die Medienberichtserstatung können Meinungen ver-
festigt, verändert, aber auch neu gebildet werden.
2.6 Berufskodex als ethischer Bezugsrahmen
Für die Bewertung der Forschungsergebnisse aus der Sicht der Sozialen Arbeit beziehen sich 
die Autorinnen auf die Grundsätze und die Verpflichtungen des Berufskodexes der Sozialen 
Arbeit Schweiz, da in diesem die ethischen Richtlinien für das moralische berufliche Handeln 
dargelegt werden.
Nach Axel Bohmeyer und Stefan Kurzke-Maasmeier (2007) haben Berufskodex und die darin 
zusammengefasste Professionsethik zweierlei Funktionen. Einerseits legitimieren sie durch 
ihre postulierten Grundwerte, Normen und Prinzipien Soziale Arbeit als moralische Profession. 
Andererseits dienen sie den Akteuren der Sozialen Arbeit zur Orientierung und Reflexion des 
beruflichen  Handelns,  der  Erteilung von selbstbestimmten  Aufträgen,  der  Wahrnehmung 
von Verantwortung und dadurch auch der Legitimation ihres Handelns gegenüber der Ge-
selschaft. (S. 163–164)
 
Der neue Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz von Avenir Social (2010) bezweckt ein Instru-
ment zur ethischen Begründung der Arbeit mit KlientInnen, die besonders vulnerabel oder 
benachteiligt sind, zu sein. Als Orientierungshilfe sol er zur Entwicklung einer professions-
ethischen  Berufshaltung  beitragen  und  helfen,  bei Interessenskolisionen,  Widersprüchen 
und Loyalitätskonflikten bis hin zu ethischen Dilemmata Stelung zu beziehen. Er wil zudem 
den ethischen Diskurs zwischen Professionelen der Sozialen Arbeit und Organisationen des 
Sozialwesens sowie anderen Berufsorganisationen anregen und die Berufsidentität und das 
Selbstverständnis der Professionelen und der Organisationen, in denen Soziale Arbeit prak-









Grundlegende Bezugsrahmen sind dabei die internationalen ethischen Prinzipien für die So-
ziale Arbeit des IFSW/IASSW von 2004, basierend auf den internationalen Übereinkommen 
der Vereinten Nationen (UNO), insbesondere der algemeinen Erklärung der Menschenrechte 
(1948), den Internationalen Pakten I und I über die wirtschaftlichen, sozialen und kulturelen 
Rechte (1966/1967) und dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung gegenüber Frauen (CEDAW, 1979/1981) sowie der Europäischen Menschenrechtskon-
vention (1950/1953) und der Europäischen Sozialcharta (1961/1996/1999). (Avenir Social, 
2010, S. 5)
Abgeleitet von der internationalen Definition von Sozialer Arbeit werden im Berufskodex 
die Grundwerte Menschenwürde und Menschenrechte sowie Soziale Gerechtigkeit und die 
entsprechenden  handlungsleitenden  Grundsätze  und  Verpflichtungen vorgestelt (Avenir 
Social, 2010, S. 8–10):
Menschenwürde und Menschenrechte
Jegliches Handeln von Professionelen der Sozialen Arbeit gründet auf der Achtung der jedem 
Menschen innewohnenden Würde, sowie den daraus folgenden Rechten. Jeder Mensch ist 
ungeachtet von Geschlecht, Rasse, Status und individuelen Besonderheiten aufgrund seiner 
Würde gleichwertig und hat ein unantastbares Recht darauf, dass seine Grundwerte Gerech-
tigkeit, Gleichheit und Freiheit respektiert werden. Daraus leitet sich die Einforderung bei den 
Verantwortlichen für die Herstelung der politischen Ordnung ab, in der ale Menschen als 
Gleiche berücksichtigt und die Menschen- und Sozialrechte bedingungslos eingelöst werden. 
Nachstehende Grundsätze werden davon abgeleitet: 
•	 Grundsatz	der	Gleichbehandlung: Jeder Person sind die Menschenrechte zu gewähren, 
 unabhängig von Leistung, Verdienst, moralischem Verhalten oder Erfülung von   
 Ansprüchen. Jedoch darf ihre Einforderung nicht die in den Menschenrechten   
 begründeten Minimalnormen verweigern. 
•	 Selbstbestimmung: Jeder Mensch hat das Anrecht, seine eigene Wahl und Entscheidung 
 zu trefen im Hinblick auf sein Wohlbefinden. Vorausgesetzt er gefährdet weder sich  
 selbst, noch die Rechte und die legitimen Interessen anderer.
•	 Partizipation: Jeder Mensch hat Anrecht auf Miteinbezug und Beteiligung seiner   
 Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit bei der für seinen Lebensvolzug notwendigen  
 geselschaftlichen Teilhabe.
•	 Integration: Die physischen, psychischen, spirituelen, sozialen und kulturelen 
 Bedürfnisse der Menschen, sowie die ihrer natürlichen, sozialen und kulturelen Umwelt  
 sind integrativ zu berücksichtigen und zu achten, damit die Verwirklichung des  
 Menschseins in demokratisch verfassten Geselschaften ermöglicht wird. 
•	 Ermächtigung: Individuen, Gruppen und Gemeinwesen werden ermächtigt, ihre Stärken 
 zu entwickeln und zur Wahrung ihrer Rechte befähigt, um eigenständig und autonom  










Jegliches Handeln von Professionelen der Sozialen Arbeit gründet zudem auf den Prinzipien 
der sozialen Gerechtigkeit und den daraus sich ergebenden Verpflichtungen gegenüber den 
Menschen. Demzufolge werden menschen- und bedürfnisgerechte Sozialstrukturen und So-
lidarsysteme gefordert und begünstigt. Vor dem Hintergrund der Ungleichheitsverhältnisse 
wird der sozialen Gerechtigkeit besondere Bedeutung zugemessen und es werden wesentliche 
Verpflichtungen abgeleitet:
•	 Verpflichtung	zur	Zurückweisung	von	Diskriminierung:	Keinerlei Diskriminierung, sei es  
 aufgrund von Fähigkeiten, Nationalität, Kultur etc. kann und darf geduldet werden.
•	 Anerkennung	von	Verschiedenheiten: Ethnische und kulturele Unterschiede sind unter 
 Beachtung von sozialer Gerechtigkeit, Gleichheit und Gleichwertigkeit zu achten und  
 die Verschiedenheit von Individuen, Gruppen und Gemeinschaften zu berücksichtigen.  
 Dabei ist die stetige und nachdrückliche Einforderung unbedingter Akzeptanz algemein  
 gültiger Normen und Werte, die keine Menschenrechte verletzen und für ale Menschen  
 gelten, vordringlich.
•	 Gerechte	Verteilung	von	Ressourcen:	Die für das Wohlbefinden der Menschen zur  
 Verfügung stehenden Ressourcen einer Geselschaft sind bedürfnisgerecht, adäquat und 
 rechtmässig zu verteilen. Auf Grund knapper Ressourcen ist die Verteilungsgerechtigkeit 
 umso dringlicher sicherzustelen. Zur Verfügung gestelte Ressourcen sind efizient  
 einzusetzen, Solidarsysteme vor Missbrauch zu schützen und wenn nötig mehr Mitel  
 mit guten Argumenten einzufordern.
•	 Aufdeckung	von	ungerechten	Praktiken:	Menschen und ihre sozialen Umfelder   
 unterdrückende, ungerechte oder schädigende Anordnungen, Massnahmen und   
 Praktiken sind aufzuzeigen. Im beruflichen Kontext sind entsprechende Aufträge   
 hinsichtlich sozialer Gerechtigkeit zurückzuweisen.
•	 Einlösung	von	Solidarität: Im Rahmen der Solidarität ist sozialer Ausschluss,   
 Ungerechtigkeit, Stigmatisierung, Unterdrückung oder Ausbeutung anzuprangern.  
 Der Gleichgültigkeit gegenüber individueler Not, der Intoleranz in den zwischen- 
 menschlichen Beziehungen und der Feigheit in der Geselschaft ist aktiv entgegen- 
 zuwirken.
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Die Beschreibung der aktuelen Situation der Sexarbeiterinnen in Zürich dient als Grundlage 
für  die  Einordnung  und  die  Beurteilung  der  Ergebnisse,  die im Forschungsteil  erarbeitet 
werden. 
Da es nur wenig wissenschaftliche Literatur über die Arbeits- und Lebenssituation von Sex-
arbeiterinnen in Zürich gibt, verwenden die Autorinnen zur Situationsbeschreibung einen 
Artikel von Karin Landolt et al. (2010), der die wichtigsten Forschungsergebnisse einer Studie 
der Psychiatrischen Universitätsklinik Zürich (PUK) zum Thema «Mental Health of Female Sex 
Workers» vorstelt. Diese Studie wurde von der PUK in den Jahren 2004/2005 mitels einer 
standardisierten  Erhebung  durchgeführt.  Es  wurde  der  Zusammenhang von  psychischen 
Erkrankungen mit Arbeitsbedingungen und anderen Faktoren wie Nationalität und sozialer 
Unterstützung untersucht. Insgesamt wurden 193 Sexarbeiterinnen befragt, was etwa fünf 
Prozent aler registrierten Sexarbeiterinnen in der Stadt Zürich entsprach. (S. 518–521)
Des Weiteren stützen sich die Autorinnen auf einzelne Aussagen des Berichts Female Sexwork 
der Aids-Hilfe Schweiz (2009), die von Thomas Seeholzer, Marlen Rusch und Vinicio Albani 
zusammengefasst wurden. 
Im Vorfeld wurden ausserdem Interviews geführt. mit Doro Winkler von der FIZ (31. Januar 
2011), Verantwortliche für Öfentlichkeitsarbeit, und mit Bruno Oberhänsli (4. Februar 2011) 
von der Fachstele Milieu- / Sexualdelikte, Stadtpolizei Zürich. Schriftlich wurden zudem sta-
tistische Angaben beim AWA und bei der Stadtpolizei eingeholt.
Zudem haben die Autorinnen die Informationen zur aktuelen Situation aus den Forschungs-
interviews in die Beschreibung aufgenommen. Die Interviews wurden mit folgenden Fach-
personen, die in der Begleitung, Betreuung oder Kontrole von Sexarbeiterinnen tätig sind, 
durchgeführt:
•	 Rolf	Vieli	und	Christoph	Holenstein	(Verantwortlicher	Projekt	Rotlicht,	













Situationsbeschreibung für die Stadt Zürich 
Am 3. März 2011 fand im Quartierzentrum Aussersihl eine Podiumsdiskussion zum Thema 
«Patent fürs Puf?» stat, organisiert von den Grünliberalen Kreis 4 und 5. Die Teilnehmenden 
dieser Diskussion sind ebenfals Fachpersonen bezüglich Sexarbeit in Zürich und diskutierten 






Da Valentin Landmann als Rechtsanwalt und regelmässiger Vertreter von Sexarbeiterinnen 
und Salonbesitzenden in Strafprozessen einen anderen Blickwinkel einnimmt, wurden in die 
Situationsbeschreibung einzelne Aussagen aufgenommen. 
3.1 Behörde  und  Fachstelen  der  Stadt  Zürich in  Kontrole,  
 Beratung und Begleitung der Sexarbeiterinnen
Um die Aussagen der einzelnen Fachpersonen in ihren beruflichen Kontext einordnen zu 
können, werden die einzelnen Stelen mit ihrem Angebot kurz vorgestelt: 
3.1.1 Polizeidepartement Stadt Zürich
Bahnhofquai 3, 8001 Zürich (htp:/www.stadt-zuerich.ch/pd/de/index.html)
Die Polizei hat den Auftrag, die öfentliche Ordnung, Sicherheit und Gesundheit zu wahren 
und dafür zu sorgen, dass die geltenden Gesetze eingehalten werden. Sie ist für Kontrole 
und Schutz der Sexarbeiterinnen und der betrofenen Quartierbevölkerung zuständig. Zudem 
ist sie massgebend für die Ausarbeitung der PGVO verantwortlich. Das Interview wurde mit 
Rolf Vieli, Leiter des städtischen Projekts «Rotlicht» (vgl. Kapitel 3.4) und Christoph Holen-
stein, Jurist des städtischen Polzeidepartements geführt, die persönlich bei der Erarbeitung 
des Entwurfs zur neuen PGVO mitgearbeitet haben. (Interview mit Rolf Vieli und Christoph 









Situationsbeschreibung für die Stadt Zürich 
3.1.2 Frauenberatung Flora Dora
Wasserwerkstrasse 17, 8006 Zürich (htp:/www.stadt-zuerich.ch/sd/de/index/arbeitwohnen-
drogen/gassenpraesenz/aidspraevention/kontakt.html)
Die Frauenberatung Flora Dora ist ein Betrieb des Sozialdepartements der Stadt Zürich und 
dem Geschäftsbereich Sucht und Drogen angegliedert. Sie hat den Auftrag, einerseits ale 
Frauen, die der Strassenprostitution nachgehen, in ihrer Selbstachtung und Selbständigkeit 
zu unterstützen. Andererseits leistet sie einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitssituation von Sexarbeiterinnen. Seit Anfang der 1990er Jahre ist sie als mobile 
Beratungsstele  auf  dem  Zürcher  Strassenstrich  präsent.  Zu ihrem  Angebot  gehören  die 
aufsuchende Sozialarbeit, der Flora Dora-Bus am Sihlquai als Ort für Rückzug, Erholung und 
Trefpunkt für die Frauen sowie Beratung und Begleitung in Form von Notfal- und Krisenin-
terventionen. Einmal wöchentlich führt Flora Dora zudem im Provitref, einem Clubhaus am 
Sihlquai, eine Informationsveranstaltung zu verschiedenen Themen wie Infektionsprophylaxe, 
Gesundheitsförderung,  Kulturveranstaltungen  und  algemeine Informationen  durch.  Sehr 
wichtig ist Flora Dora dabei die Förderung des Empowerments und der Solidarität unter den 
Frauen.
Das Interview wurde mit der Betriebsleiterin Ursula Kocher geführt. Sie ist zudem Mitglied in 
der städtischen Arbeitsgruppe, die sich mit der Ausgestaltung eines betreuten Strassenstriches 
auseinandergesetzt hat. (Stadt Zürich, soziale Einrichtungen und Betriebe, 2010) (Interview 
mit Ursula Kocher am 9. März 2011)
3.1.3 Isla Victoria
Schöneggstr. 24, 8026 Zürich (www.stadtmission.ch/isla-victoria)
Isla Victoria ist eine niederschwelige Anlauf- und Beratungsstele der Zürcher Stadtmission, 
deren Trägerschaft die Stiftung der evangelischen Gemeinschaft des Kantons Zürich ist. Sie 
bietet Beratung und Begleitung für Sexarbeiterinnen bei Gesundheits- und Lebensfragen, 
Finanzproblemen, aufenthalts- und arbeitsrechtlichen Fragen an und triagiert bei Bedarf zu 
anderen Fach- und Beratungsstelen. Als eine Art Schutzinsel stelt Isla Victoria den Frauen 
viermal wöchentlich einen Raum als Trefpunkt zur Verfügung. Er wird für gemeinsame Essen, 
qualifizierte  Beratungen / Informationen,  Deutschkurse  und selbstorganisierte  Aktivitäten 
der Besucherinnen genutzt. Im Rahmen der aufsuchenden Arbeit leistet Isla Victoria Präven-
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Gemäss Sandra Vazquez, Mitarbeiterin von Isla Victoria, stehen ihnen 340 Stelenprozente zur 
Verfügung, wovon 120 Stelenprozente als Leistungsauftrag für aufsuchende Arbeit durch 
die Stadt Zürich finanziert werden. Die restlichen Kosten werden über Spenden gedeckt. Im 
Jahr 2009 betrug die Anzahl der Kontakte im Trefpunkt 7709 und 5456 im Rahmen der 
aufsuchenden Arbeit in Salons. 67 Prozent der Frauen, die beraten werden, arbeiten in Salons, 
25 Prozent als Tänzerinnen in Cabarets und 8 Prozent auf der Strasse. Viele kommen aus der 
Agglomeration, da es ausserhalb der Stadt Zürich im Kanton keine Beratungsangebote für 
Sexarbeiterinnen gibt. Lediglich in Winterthur ist Isla Victoria zusätzlich mit einem Pensum 
von 20 Stelenprozenten präsent. (Interview mit Sandra Vazquez am 2. März 2011)
3.1.4 FIZ Fachstele Frauenhandel und Frauenmigration
Badenerstrasse 682, 8048 Zürich (www.fiz-info.ch)
Die FIZ Fachstele Frauenhandel und Frauenmigration ist eine unabhängige, als Verein struk-
turierte,  Nichtregierungsorganisation.  Getragen  wird sie von zehn  Organisationen,  unter 
anderem CARITAS Schweiz, Teilen der katholischen und reformierten Kirche und Amnesty 
International Schweiz. Ihr Angebot richtet sich einerseits an Migrantinnen, die von Ausbeu-
tung und Gewalt betrofen sind, andererseits an Opfer von Frauenhandel. 
Die «Beratungsstele für Migrantinnen» berät und begleitet Sexarbeiterinnen und Cabaret-
tänzerinnen aus dem Kanton Zürich, die in Schwierigkeiten sind. Des Weiteren bietet sie 
Unterstützung für  Migrantinnen zu  Themen  wie  häuslicher  Gewalt,  Problemen  mit  dem 
Aufenthaltsrecht oder Fragen zu Trennung und Scheidung. Die Beratungsstele «Makasi» 
berät, begleitet und unterstützt als spezialisierte Interventionsstele Frauen aus Zürich oder 
anderen Kantonen, die Opfer von Frauenhandel sind. Zudem leistet sie Sensibilisierungsarbeit 
für Freier mit der Website htp:/www.verantwortlicherfreier.ch/ und bildende und politische 
Arbeit. 
Die FIZ finanziert sich zu einem Viertel durch Leistungsvereinbarungen und Sockelbeiträgen 
von  Kantonen,  der  Stadt  Zürich  und  dem  Bundesamt für  Sozialversicherungen.  Etwa  50 
Prozent der Kosten werden durch Spenden und der Rest über Träger und Vereinsmitglieder 
abgedeckt. 
Gemäss Doro Winkler, zuständig für Öfentlichkeitsarbeit, betreut die «Beratungsstele für 
Migrantinnen» jährlich etwa 500 und «Makasi» zwischen 160 bis 180 Frauen. Aus der Stadt 
Zürich werden Sexarbeiterinnen für ca. Fr. 160 000.– beraten, wovon Fr. 46 000.– durch die 
Leistungsvereinbarung mit der Stadt gedeckt sind. Der Rest muss über Spenden finanziert 









Situationsbeschreibung für die Stadt Zürich 
3.1.5 Zürcher Aids-Hilfe – Fachstele für sexuele Gesundheit (ZAH)
Kanzleistrasse 80, 8004 Zürich (www.zah.ch)
Die Zürcher Aids-Hilfe wurde 1985 als gemeinnütziger Verein aufgrund der rapiden Aus-
breitung von Human Immunodeficiency Virus (HIV) und Acquired Immune Deficiency Syn-
drome (AIDS) gegründet. Sie ist parteipolitisch und konfessionel unabhängig. Als Fachstele 
für sexuele Gesundheit setzt sie sich für Menschen ein, die von HIV, AIDS oder STI betrofen 
sind, und fördert Massnahmen, um die Ausbreitung dieser Krankheiten und Infektionen zu 
verhindern. 
Angegliedert an die Aids-Hilfe ist das Präventionsprojekt «Don Juan», welches sich spezifisch 
an Kunden und Geschäftsführer im Sexgewerbe richtet. Es werden kostenlos Informationen 
sowie persönliche, anonyme oder telefonische Beratungen angeboten. Vor der Verkürzung 
des Strassenstriches am Sihlquai war «Don Juan» auch mit einem Bus vor Ort präsent. Bei 
regelmässigen Besuchen von Kontaktbars werden Informationsmaterial, Flyers über HIV / AIDS 
/ STI und Präservative abgegeben. Dafür hat «Don Juan» gemäss Marijn Pules, Mitarbeiter 
der ZAH im Bereich Prävention, 40 Stelenprozente zur Verfügung. Die ZAH finanziert sich 
einerseits über Beiträge der Stadt und des Kantons Zürich sowie über Projektbeiträge der 
Aids-Hilfe Schweiz und des Bundesamts für Gesundheit. Andererseits ist sie auch auf private 
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3.2 Anzahl, Herkunft und Arbeitsort der Sexarbeiterinnen
In der Stadt Zürich gibt es keine absoluten Zahlen über die Anzahl der Sexarbeiterinnen, da 
es keine algemeine Bewiligungspflicht gibt und die verschiedenen Amtsstelen die Frauen 
nach unterschiedlichen Kriterien erfassen. 
Die Zahlen der Polizei basieren auf den Kontrolen, bei welchen die Frauen registriert werden. 
Im März 2011 waren der Polizei 4330 Personen als Sexarbeiterinnen bekannt, davon arbei-
teten 1424 auf dem Strassenstrich und 2906 in Salons und ähnlichen Betrieben. 
Die folgende Statistik der Stadtpolizei Zürich zeigt eine kontinuierliche Zunahme der Anzahl 
der Sexarbeiterinnen während der letzten Jahre (seit 2006 erfolgte eine Verdoppelung der 
Anzahl). Als Folge der Osterweiterung des FZA’s erscheinen in der Statistik mehr Frauen, die 
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Nach aktuelen Zahlen des AWA (Mail von Can Arikan 18. Februar 2011) meldeten sich im 
Jahr 2010 durchschnitlich pro Monat 214 Masseusen an, wobei 82.4 Prozent in Clubs, 15.2 
Prozent auf dem Strassenstrich und 2.5 Prozent in Appartements tätig waren. Die efektive 
Anzahl der Sexarbeiterinnen in Zürich ist dem AWA nicht abschliessend bekannt, da sich 
lediglich Frauen aus dem Ausland eintragen lassen müssen.
Zürich liegt im Städtevergleich in Bezug auf die Anzahl von Prostituierten pro Einwohne-
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Tabele 2: Prostitution im Städtevergleich Dezember 2008, Polizeidepartement 2010
Die Dunkelzifer ist nach Aussage der Polizei klein, da viele Kontrolen erfolgen. Die FIZ ist 
anderer Meinung. Sie bezweifelt erstens, dass es möglich ist, genaue Zahlen zu ermiteln, da 
Sexarbeiterinnen sehr mobil sind. Zudem schätzt sie, dass viele Frauen ilegal ihrer Tätigkeit 
nachgehen. 
Die Polizei stelt fest, dass der Sihlquai mit Abstand der grösste Strassenstrich, nicht nur in der 
Stadt Zürich, sondern in der ganzen Schweiz ist. Die Langstrasse im Kreis 4 steht an zweiter 
Stele, obwohl in diesem Quartier ofiziel die Strassenprostitution verboten ist. 
Die Anzahl der Sexetablissements in der Stadt Zürich ist, gemäss obiger Polizeistatistik, von 
302 im Jahr 2008 auf 252 im Jahr 2010 gesunken. Die meisten Betriebe befinden sich nach 
wie vor im Kreis 4, gefolgt von den Kreisen 1, 3 und 11. Die Clubszene mit grossen Clubs, in 
denen 50–80 Frauen arbeiten, siedeln sich immer mehr ausserhalb der Stadt Zürich an (aus 
Kosten- und auch Platzgründen). Salonprostitution oder auch Grossclubs würden von der 
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3.3 Umsetzung der gesetzlichen Regelungen
Für Schweizerfrauen bestehen keine besonderen Bestimmungen, sie brauchen auch keine 
Arbeitsbewiligung. Für  ausländische Frauen  gelten  die  Regelungen,  die im  Kapitel  2.2.1 
beschrieben wurden. Gemäss schriftlicher Auskunft des AWA unterstehen somit Sexarbeite-
rinnen aus der EU dem Meldeverfahren. Die Meldung erfolgt am Schalter für Arbeitsbewili-
gungen beim AWA, wobei sich die Frauen mit einem Pass oder einer Identitätskarte ausweisen 
müssen. Frauen, die sich nicht als Sexarbeiterinnen sondern unter der Berufsbezeichnung 
Masseuse anmelden, müssen zusätzlich eine Benutzungsvereinbarung, die zwischen ihnen 
und dem Club besteht, beilegen. Die Meldebestätigung muss am folgenden Arbeitstag per-
sönlich abgeholt und bar bezahlt werden (Fr. 25.–). Eine Verlängerung der Meldung ist nach 
Ablauf der 90 Tage nicht möglich, hingegen besteht die Möglichkeit, die 90 Tage innerhalb 
eines Kalenderjahres zu spliten. 
Mit der Ansiedlung der Strassenprostitution an der Langstrasse, die ofiziel nicht zum Stra-
ssenstrich gehört, haben die Übertretungsdelikte gemäss Polizei zugenommen. Frauen, die 
ilegal der Strassenprostitution nachgehen, können mit einer Busse von Fr. 350.– und mehr 
bestraft werden. Diese würden von den Frauen jedoch meist nicht bezahlt und eine nachträg-
liche Zustelung gestalte sich schwierig in Anbetracht dessen, dass viele Frauen keinen festen 
Wohnsitz häten. Die Ausschreibung zur Fahndung bleibt das einzige Mitel. Auf der Strasse 
und in den Salons kontroliert die Polizei nur Identität und Meldebestätigung der Frauen. 
Für die Salonbesitzenden bestehen gemäss Polizei keine Vorschriften, sie dürfen lediglich 
den Tatbestand «Förderung zur Prostitution» nicht verletzen. Der Salonbetrieb wird als ge-
werbliche Nutzung angesehen, die verbunden ist mit einem Verbot für Verkauf von Alkohol, 
und bedarf deshalb keiner Bewiligung. Die Polizei stelt fest, dass sich die Salonbetreibenden 
daran halten, sie dies daher auch wenig kontrolieren. Mit dem Zugang zu den Salons gäbe 
es keine Probleme, man kenne sich. Ein bis zwei Mal pro Jahr müsste sich die Polizei jedoch 
mit einem Durchsuchungsbefehl Zutrit verschafen.
Gemäss Polizei herscht in der Stadt Zürich eine im Vergleich zu anderen Städten sehr liberale 
Haltung in Bezug auf die Umsetzung von gesetzlichen Regelungen. Das Meldeverfahren über 
das AWA sei sehr einfach. Das bewirke eine Sogwirkung auf die Sexanbietenden, da es in 
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3.4 Auswirkungen des Freizügigkeitsabkommens    
 auf die Quartiere / Situation am Sihlquai 
Seit der Zunahme an Sexarbeiterinnen aus den EU-8- und EU-2-Staaten, als Folge der Ost-
erweiterung des FZA’s, verzeichnet die Polizei bei der Strassenprostitution einen Anstieg an 
Sexual- und Gewaltdelikten. Die Preise seien gesunken, die Quartierbelastung gestiegen. Es 
erfolgten mehr Meldungen und die Polizei rücke mehr aus, vor alem am Sihlquai.
Gemäss Aussagen der Polizei besteht das Hauptproblem darin, dass die Stadt Zürich zu at-
traktiv geworden ist für die Strassenprostitution, vor alem für die Ungarinnen. Dies stehe in 
Zusammenhang mit der Grösse des Marktes, mit der Kaufkraft und der Nachfrage. In Zürich 
lässt sich pro Nacht Fr. 500.– bis 1000.– verdienen. Die ethische Gruppe der Roma sei sehr 
agil, mobil und auf schnelen Verdienst aus, sie machten Probleme. Im Moment bestehe ein 
Überangebot, der Markt spiele nicht mehr, die Frauen würden nur kurze Zeit am Sihlquai 
verbringen  und  wechselten  dann in  andere  Städte  Europas.  Dies  habe zu  einer  enormen 
Verschlechterung der Bedingungen für die Frauen geführt, die länger hier arbeiten. 
Das Sexgewerbe hat sich hauptschlich in den Stadtkreisen 4 und 5 angesiedelt. 2001 wurde 
deshalb vom Stadtrat ein umfassendes Projekt mit dem Namen Langstrasse Plus bewiligt, 
geleitet durch Rolf Vieli vom Polizeidepartement Zürich. Mit verschiedensten Massnahmen 
wie Investitionen ins Quartier und Projekten im öfentlichen Raum, unter Einbezug von ver-
schiedensten Playern (Quartierbevölkerung, Gewerbetreibenden, NGO’s, Stadtpolizei, Ver-
kehrsbetriebe Zürich etc.), konnte eine deutliche Aufwertung des Quartiers ereicht werden. 
2007 wurde zusätzlich das Projekt «Rotlicht» initiert, ein Projekt des Stadtrates, geleitet vom 
Sozialdepartement, zusammen mit dem Polizeidepartement, ebenfals unter der Leitung von 
Rolf Vieli. Ziel des Projektes ist, die Lage im Rotlichtvierteil auch für die Wohnbevölkerung 
wieder erträglicher zu machen. Folgende Leitgedanken liegen dem Projekt zugrunde: Quar-
tierverträglichkeit, Gesundheitsschutz, Selbstbestimmung unter dem Dach der Menschen-
würde. Gemäss Polizei ist der grösste Erfolg des Projekts, dass man die Situation detailiert 
analysierte und dann mit den Liegenschaftsbesitzern direkt den Kontakt suchte. So seien 
viele Missstände, zum Beispiel bezüglich Menschenhandel / Drogenhandel, behoben worden. 
Der rechtliche Spielraum sei ausgenutzt worden und habe somit die Arbeitsbedingungen 
der Frauen verbessert.
Nach Valentin Landmann hat die Aufwertung des Quartiers aber auch zu negativen Aus-
wirkungen für die Sexarbeiterinnen geführt. Früher habe es am Sihlquai viele Halbabbruch-
häuser gegeben, die von den Frauen als Absteigen genutzt worden seien. Viele davon seien 
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Der jetzige Strichplan in der Stadt Zürich datiert aus dem Jahr 1991 und hat eine Länge von 
10 Kilometern. Gemäss Polizei hat sich die Strassenprostitution jedoch nur an drei Orten 
festgesetzt, im Niederdorf, am Sihlquai und verbotenerweise an der Langstrasse. Die Zone 
am Sihlquai wurde laut Flora Dora unter anderem auf Druck der Anwohnenden im Dezem-
ber 2009 verkürzt, was zu einer Massierung der Frauen auf engem Raum geführt hat, der 
Konkurenzdruck ist  grösser  geworden  und  auch  die  Belastungen für  die  Anwohnenden 
(Abfal, Lärmbelästigung, Kriminalität). 80 Prozent der jetzigen Strichzone liege zudem im 
Halteverbot. Dies sei ebenfals ein Grund dafür, dass sich die Frauen in den Kreis 4 verschoben 
haben, obwohl dort keine ofiziele Strichzone ist. 
3.5 Beschreibung der Lebens- und Arbeitsbedingungen   
 nach dem 5-Säulen-Model von Petzold
3.5.1 Leib / Leiblichkeit 
Psychische Gesundheit: Die Ergebnisse der PUK-Studie zeigen deutlich auf, dass die Sexar-
beiterinnen höhere Raten von psychischen Erkrankungen aufweisen als Frauen in der Durch-
schnitsbevölkerung. Die Arbeitsbedingungen und die ofene Gewalt inner- und ausserhalb 
der Arbeitssituation wirken sich negativ auf die psychische Gesundheit der Frauen aus. Von 
Gewalt sind insbesondere Frauen mit Substanzabhängigkeit betrofen, da sie oft Schulden 
haben und es sich nicht leisten können, Kunden abzuweisen. Menschen mit psychischen 
Erkrankungen weisen algemein ein höheres Risiko auf, Opfer von Gewalt zu werden. Da 
Migranten  und  Migrantinnen  algemein  oft  erhöhte  Raten  an  psychischen  Erkrankungen 
zeigen, sind Sexarbeiterinnen mit Migrationshintergrund zwei starken Belastungsfaktoren 
ausgesetzt.  Die  Studie  kommt zum  Schluss,  dass  die schlechte  Gesundheit von  Sexarbei-
terinnen  hauptsächlich  mit  der  Gewalt zusammenhängt,  der  die Frauen  ausgesetzt sind. 
Psychologische Hilfe und Unterstützung wurde von über 50 Prozent der Frauen gewünscht. 
(S. 522–524)
Gewalt: Die Polizei, die ZAH und Isla Victoria sind der Meinung, dass die Frauen in Salons re-
lativ gut gegen Gewalt geschützt sind. Zudem haben die Polizei und Isla Victoria in der Regel 
einen guten Zugang zu den Salons. Die FIZ hat jedoch die Erfahrung gemacht, dass Salon- und 
Cabaretbetreibende gegenüber den Frauen oft autoritär bis repressiv auftreten und diese mit 
Drohungen unter Druck setzen. Die Frauen häten in diesen geschlossenen Räumen wenige 
Möglichkeiten, sich Hilfe zu holen. Ale Fachstelen und die Polizei sind sich jedoch einig, dass 
auf dem Strassenstrich Gewalt von Freiern und Zuhältern ein grosses Problem ist. Die Frauen 
seien jeglicher Art von physischer und psychischer Gewalt ausgesetzt. Die Polizei nimmt an, 
dass es seit 2006 einen Anstieg an Gewalt gegeben hat. Aktuel seien insbesondere Ungarinnen 
davon betrofen. Die Polizei schätzt, dass 9 von 10 Frauen von Zuhältern zur Sexarbeit gezwun-
gen und finanziel ausgebeutet werden. Gewalt unter den Frauen, insbesondere Revier- und 
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Physische  Gesundheit: Der  Bericht Female  Sexwork (2009)  betont,  dass sich  der  Konkur-
renzdruck unter den Frauen durch die Zunahme von Sexarbeiterinnen aus Osteuropa oder 
Nigeria weiterhin verschärft hat. Neue Sexarbeiterinnen würden nicht mehr durch erfahrene 
Koleginnen in  die  Arbeit  eingeführt  und  dadurch  diverse  ungeschützte  Sexualpraktiken 
anbieten. Die Freier drücken die Preise und verlangen Sex ohne Schutz. (S. 3f) Die ZAH und 
Flora Dora sehen in der erhöhten Präsenz der Polizei ein zusätzlicher Belastungsfaktor, der 
bei den Frauen zu mehr Stress führt, was sich ebenfals negativ auf ihre Gesundheit auswirkt. 
Die  Polizei  werde von  den  Sexarbeiterinnen  nicht  als  Vertrauensperson  wahrgenommen, 
da die Frauen oft negative Erfahrungen in ihren Herkunftsländern gemacht haben. Zudem 
sind sie der Meinung, dass die hygienische Versorgung in Form von 2 WC-Häuschen un-
genügend ist. Für Flora Dora stehen folgende gesundheitliche Probleme im Vordergrund: 
Drogenmissbrauch, Unwissenheit von vor alem jüngeren Frauen bezüglich STI-Prävention, 
Schwangerschaftsverhütung, gynäkologischer Vorsorge und Zahnprophylaxe. 
Krankenkassenversicherung: Der Zugang zu Krankenkassenversicherungen ist in der Schweiz 
gewährleistet, jedoch betont die FIZ, dass oft das Geld dazu fehle oder dass die Frauen mit 
dem Geld nicht umgehen könnten. Erschwerend sei die Tatsache, dass die meisten Sexar-
beiterinnen Migrantinnen sind, Sprachprobleme häten und das Sozialsystem der Schweiz 
sehr komplex sei. Die Polizei macht die Erfahrung, dass vor alem Sexarbeiterinnen mit einer 
90-Tage-Regelung  nicht  krankenversichert sind.  Positiv ist,  dass  das Frauenambulatorium 
Zürich (Gynäkologisches  Sprechstundenangebot)  auch Frauen  ohne  Krankenversicherung 
behandelt.
Freier: Durch die Verkürzung im Dezember 2009 befindet sich gemäss der ZAH 80 Prozent 
der Strichzone im Halteverbot. Dies führte dazu, dass der Bus der ZAH, der früher regel-
mässig am Sihlquai präsent war und niederschwelige Freierarbeit leistete, keinen Standort 
mehr hat und somit aktuel vor Ort keine Präsenz und keine aktive Präventionsarbeit durch 
die Aids-Hilfe möglich ist. Die ZAH beschreibt, dass sich bei den Freiern eine neue Genera-
tion entwickelt habe. Zunehmend gäbe es Gruppen von sehr jungen Männern, die vor oder 
nach dem Ausgang die Dienste einer Sexarbeiterin am Sihlquai beanspruchten. Sie häten 
oft keinerlei Respekt vor den Frauen, nehmen ihre Arbeit als reine Dienstleistung wahr ohne 
zu realisieren, dass sie es mit Menschen zu tun haben. Die Jugendlichen verfügten oft über 
sehr wenig Wissen bezüglich Sexualität und Gesundheitsprävention in diesem Bereich. Be-
züglich STI sei die Schweiz europaweit am meisten betrofen. Der Zugang zu den Freiern 
in grossen Clubs sei für die ZAH sehr schwierig, da die Geschäftsleiter häufig wechselten 
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Ausstiegshilfen: In der Stadt Zürich gibt es keine Projekte für Frauen, die aus der Sexarbeit 
aussteigen möchten. Sie werden im Rahmen der Beratungen der Fachstelen betreut und 
bei Bedarf an die FIZ weitergewiesen. Gemäss der FIZ sei es für die in der Sexarbeit tätigen 
Frauen sehr schwierig, auszusteigen, da sich kaum Arbeitgeber finden, die ehemalige Sexar-
beiterinnen anstelen. Erschwerend für einen Ausstieg sei auch der Einkommensverlust, den 
ehemalige Sexarbeiterinnen in einem anderen Gewerbe zu erwarten haben. 
3.5.2 Soziales Netzwerk, soziale Bezüge 
Soziale Integration: Die Ergebnisse der PUK–Studie lassen vermuten, dass den ausländischen 
Frauen  wichtige  Ressourcen fehlen  wie  ein verlässliches soziales  Netzwerk,  Kenntnis  des 
Schweizer Rechts- und Sozialsystems und Sprachkenntnisse (S. 523). Gemäss dem Bericht 
Female Sexwork (2009) beschreiben die Fachstelen, dass sie vermehrt Sexarbeiterinnen aus 
dem osteuropäischen Raum angetrofen haben, und dass diese Gruppe über ein hohes Mass 
an Mobilität verfügt. Die Frauen bleiben oft nur wenige Wochen und reisen dann weiter. Die 
Kontaktaufnahme mit diesen Frauen erwies sich zudem durch die Tatsache, dass diese häufig 
ein eher tiefes Bildungsniveau und wenig Sprachkompetenzen haben, als zusätzlich schwierig. 
(S. 4) Dies bestätigt auch Flora Dora. Seit dem 1. Mai 2011 besteht die Möglichkeit für die 
Frauen aus den EU-8-Staaten als selbständig Erwerbende eine B-Bewiligung zu beantragen. 
Dabei könnten die Frauen unterstützt werden um einen klaren Status zu haben, wodurch 
auch ihre soziale Integration gefördert werden könnte. Isla Victoria veranstaltet im Rahmen 
der Integrationshilfe regelmässig Deutschkurse. Im Flora Dora Bus wird jeden Montagabend, 
eine Stunde vor den ofizielen Öfnungszeiten, ein Deutschkurs für die Ungarinnen angeboten 
(Basiswissen, bezogen auf die Sexarbeit). 
Empowerment: In Zürich existiert keine politische Lobby oder Selbsthilfegruppe für Sexar-
beiterinnen. Gesamtschweizerisch gibt es drei Angebote: 
•	 ProKoRe	(www.	prokore.ch): Schweizerisches Netzwerk «Prostitution – Kolektiv – 
 Reflexion», das Organisationen, Projekte und Einzelpersonen vernetzt, die die Interessen  
 der Sexarbeiterinnen vertreten. 
•	 www.fairsexwork.ch: Website geschafen von einer Arbeitsgruppe, angeregt durch die 
 Vereinigung Aspasie, die 1982 in Genf von Sexarbeitenden für die Wahrung der   
 Rechte von Sexarbeitenden gegründet wurde. Die Website ist für Sexarbeitende,   
 beruflich in der Prävention Tätige, LeiterInnen von Massagesalons, Werbefachleute im  
 Bereich der käuflichen Liebe etc. konzipiert. Sie bietet Informationen zu Recht, Prävention  
 und Beratung. Die Seite ist nur in französischer Sprache verfasst, Flyer mit wenigen  
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•	 Sexworkinfonet	(htp./de.sexworkinfo.net): Website zu einem Forschungsprojekt des 
 Bundesamtes für Gesundheit (BAG), mit dem Ziel, politischen Entscheidungsträgerinnen,  
 Gesundheitsbehörden und Sexarbeitenden dynamisch Zugang zu umfassenden   
 Informationen und eine virtuele Fachvernetzung zu geben. Die Website ist im Aufbau 
 und bietet Informationen zum eidgenössischen und kantonalen Rechtsrahmen, zu  
 Prävention und Gesundheit mit weiterführenden Adressen und einem Literaturverzeichnis.
Ale Fachstelen bestätigen, dass die bestehenden Informationsangebote über das Internet 
von den Frauen kaum genutzt werden. Auch Flora Dora beschreibt, dass es schwierig sei, 
die Sexarbeiterinnen lokal oder auch national für die Vertretung ihrer Anliegen zu mobili-
sieren. Dies liege zum Teil an der fehlenden Solidarität unter den Frauen, am Konkurenz-
druck, an der Angst sich zu outen und zum Teil auch am tiefen Bildungsniveau und an der 
grossen Mobilität im Business. Die Frauen interessierten sich nur für Themen, wenn sie 
ganz direkt davon betrofen seien. Ein weiterer Grund sei auch die mangelnde Anerken-
nung von Sexarbeit als Arbeit. 
3.5.3 Arbeit und Leistung
Arbeitsbedingungen: Die PUK-Studie beschreibt, dass vor alem Frauen, die auf der Strasse 
arbeiten, einen sicheren Arbeitsort sowie körperlichen Schutz brauchen. Über 50 Prozent der 
befragten Frauen wünschten sich algemein bessere Arbeitsbedingungen. (S. 522). Der Bericht 
Female Sexwork (2009) stelt eine fortschreitende Prekarisierung der Arbeitsbedingungen im 
Schweizer Sexgewerbe fest (infolge Konkurenzdruck, Lohndumping etc.). Die härtere Kon-
kurenzsituation führte zu überhöhten Mietpreisen für Zimmer und Wohnungen. Es wurde 
auch festgestelt,  dass viele  Sexarbeiterinnen,  die sich im  Rahmen  der  90-Tage-Regelung 
anmelden müssten, dies nicht tun. Gründe waren einerseits Angst vor Behörden und Indis-
kretionen, andererseits Unwissenheit. (S. 4) Ale Fachstelen bestätigen die Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen auf dem Strassenstrich. Die meisten Frauen haben gemäss der ZAH 
keine Möglichkeit in einem Salon zu arbeiten, wo die Arbeitsbedingungen bezüglich Sicher-
heit  besser sind.  Die  Polizei  bemerkt zudem,  dass  neu sogenannte  «Capos»  am  Sihlquai 
auftreten, die die Frauen in kleinen Gruppen organisieren und zum Teil wie ZuhälterInnen 
ausbeuten. Sie seien meist die einzigen, die etwas Deutsch sprächen und handelten mit den 
Freiern den Preis aus.
Information / Rechte und Pflichten: Jede Sexarbeiterin erhält bei ihrer Anmeldung beim AWA 
eine kleine Broschüre der Stadtpolizei mit den wichtigsten Informationen in zehn verschie-
denen Sprachen. Dies begrüsst die FIZ sehr als erste Information. Sie betont aber, dass diese 
unzureichend ist, da sie für die Frauen oft wegen sprachlichen Gründen und Unkenntnis über 
die Strukturen in der Schweiz unverständlich ist. Es brauche ergänzend mündliche Informa-
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sich beim AWA anmelden. Sie stelt fest, dass viele Frauen gerne in anderen Städten arbeiten 
würden, es jedoch auf Grund des Föderalismus schwierig sei, herauszufinden, welche gesetz-
lichen Bestimmungen gelten. Die Polizei befindet, dass die Frauen genügend informiert und 
der Zugang zur sozialen und gesundheitlichen Prävention dadurch gewährleistet ist.
 
Zusammenarbeit: Die Zusammenarbeit zwischen den Fachstelen hat sich, gemäss Auskunft 
von alen Befragten, immer abhängig von den knappen personelen Ressourcen, in den letzten 
Jahren verbessert. Die Frauen werden von den Fachstelen je nach Problemlage triagiert.
3.5.4 Materiele Sicherheit 
Einkommen: Die  Befragungen  der  PUK-Studie  ergaben,  dass  das  durchschnittliche  Ein-
kommen mehr als 1000 Euro pro Woche betrug. Nur ein Dritel der Sexarbeiterinnen konnte 
jedoch über ihr ganzes Einkommen verfügen. Die finanziele Abhängigkeit wurde als der 
stärkste belastende Faktor genannt. (S. 521) Gemäss Informationen von Flora Dora kommen 
die  meisten Frauen  aus  Ungarn  aus  wirtschaftlicher  Not  nach  Zürich,  weil sich sogar  am 
Sihlquai pro Nacht zwischen Fr. 200.– bis 800.– verdienen lässt. Die meisten Frauen häten 
Familien zu Hause, die sie mit ihrem Einkommen unterstützten. Viele Frauen arbeiten mit 
Zuhältern, was nicht per se schlecht sei, da diese ihnen auch einen gewissen Schutz vermiteln 
könnten. Dabei würden viele Frauen aber finanziel ausgebeutet. Die Polizei erklärt, dass die 
Preise im Sexgewerbe an sich seit Jahren stabil sind. Nur unter dem erhöhten Konkurenzdruck 
am Sihlquai entstünden zunehmend Probleme, wenn die Frauen die vorher ausgehandelten 
tiefen Preise während der Arbeit zu erhöhen versuchten.
Salons, Arbeitsverträge: Der FIZ und der Polizei sind keine Frauen bekannt, die einen Arbeits-
vertrag abgeschlossen oder ihren Lohn gerichtlich eingefordert haben. Die FIZ könnte sich 
einen Arbeitsvertrag höchstens bei Masseusen in einem Massagesalon vorstelen. Laut Polizei 
sind Verträge unüblich, da Sexarbeiterinnen oft nur für kurze Zeit am selben Ort arbeiten. 
Ordentliche Kündigungsfristen und Arbeitsbedingungen wären daher schwierig einzuhalten 
und seien von beiden Seiten nicht gewünscht. Es würden lediglich Preise und Arbeitszeiten 
abgemacht, wobei letztere schon delikat seien, da alfälige Vorschriften des Arbeitgebers 
schnel unter den Verdacht der Förderung zur Prostitution falen könnten.
Steuern: Die FIZ hat die Erfahrung gemacht, dass Sexarbeiterinnen, die keine Steuererklärung 
ausfülen, in der Regel zu hoch eingeschätzt werden. Sexarbeit als Nebenverdienst würde 
kaum angegeben.
Gemäss Aussagen der Polizei zahlen Sexarbeiterinnen aus Osteuropa ohne festen Wohn-
sitz keine Steuern, nur Frauen die länger hier sind und eine Bewiligung haben. Die Polizei 
schätzt, dass Schweizerinnen mit einer Steuerbelastung von Fr. 3000.– bis 4000.– pro Jahr ihr 
Einkommen nur teilweise oder zu wenig versteuern, ohne Quitungen sei es schwierig, dies 
zu kontrolieren. Das Sexgewerbe stehe in der Schweiz an vierter Stele der Wertschöpfung, 
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3.5.5 Werte und Normen 
Autonomie: Fast  40  Prozent  der  befragten Frauen in  der  PUK-Studie  gaben  an,  dass sie 
ihre Arbeit grundsätzlich mögen und nannten als positive Aspekte: Geld, Unabhängigkeit, 
Selbstvertrauen und Macht (S. 523). Gemäss Aussagen von Valentin Landmann ermöglicht 
die Arbeit auf dem Strassenstrich für einzelne Frauen auch die Bewahrung einer gewissen 
Autonomie, indem sie selber bestimmen, wann und wie viel sie arbeiten wolen.
Geselschaftliche Akzeptanz: In der PUK-Studie nannte über ein Dritel der Frauen Scham 
und Schuldgefühle sowie die Tatsache, dass sie ein Doppeleben führen müssen, als stark 
oder sehr stark belastend. Die berufliche Anerkennung wünschen sich ale Sexarbeiterinnen. 
(S. 523) Die FIZ bestätigt, dass die Diskriminierung und Stigmatisierung der Sexarbeit für die 
Frauen, insbesondere das Doppeleben als Muter, Ehefrau und Sexarbeiterin psychisch sehr 
belastend ist. Die Polizei stelt fest, dass in der Bevölkerung die Akzeptanz des Berufes der 
Sexarbeiterinnen  gestiegen ist, seit  das  Thema in  den  Projekten  der  Stadt  aufgenommen 
wurde. 
Medien: Gemäss  alen Fachstelen  prägen  die  Medien  grundlegend  die  öfentliche  Wahr-
nehmung der Sexarbeit und somit auch ihre politische Brisanz. Die öfentliche Meinung sei 
moralisierend. Die wenigsten Medien bemühten sich um eine seriöse Berichterstatung. Die 
sensationshungrige Darstelung in diesem Bereich fördere die Sogwirkung der Stadt auf Freier 
und ziehe auch viele Schaulustige aus dem In- und Ausland an. 
3.6 Zusammenfassende Beurteilung
Im Zentrum der aktuelen Diskussion stehen die für die Öfentlichkeit unhaltbaren Zustände 
am  Zürcher  Sihlquai.  Die  Wahrnehmung  und  Situationseinschätzung  der verschiedenen 
Fachpersonen ist unterschiedlich, je nach Optik und Auftrag der Stele. Übereinstimmend 
wird jedoch beschrieben, dass ein Handlungsbedarf besteht und die Stadt gezwungen war 
aktiv zu werden, was zur Ausarbeitung der vorliegenden PGVO führte. 
Die Beschreibung der aktuelen Situation zeigt jedoch auch, dass die Arbeitsverhältnisse für 
Sexarbeiterinnen in der Stadt Zürich nicht nur negativ beurteilt werden. Vielen Frauen gelingt 
es ofenbar, sich innerhalb der bestehenden Strukturen zu organisieren. Die Sexarbeit erfordert 
ein hohes Mass an Flexibilität und die Fähigkeit, sich ausserhalb von staatlichen Strukturen 
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Bezüglich der Lebens- und Arbeitsbedingungen weisen ale Bereiche der fünf Säulen nach 
Petzold eine erhöhte Krisenanfäligkeit auf:
•	 Leib	/	Leiblichkeit: Die Sexarbeit belastet nachweislich die physische und psychische 
 Gesundheit durch die erlebte Gewalt im Arbeitsumfeld. Ausstiegswilige Sexarbeiterinnen
 sind bei der Suche einer neuen Arbeit mit vielen Vorurteilen konfrontiert und müssen  
 zudem mit einer Einkommenseinbusse rechnen. Speziele Ausstiegshilfen existieren  
 nicht.
•	 Soziale	Netzwerke: Die meisten Sexarbeiterinnen sind Migrantinnen. Oft fehlen ihnen 
 ein verlässliches soziales Netzwerk und die Kenntnis des Schweizer Rechts- und   
 Sozialsystems, was sie verletzlich und ausbeutbar macht. Das oftmals tiefe Bildungs- 
 niveau, mangelnde Sprachkenntnisse und die kurze Aufenthaltsdauer erschweren die  
 soziale Integration.
•	 Arbeit	und	Leistung: In den letzten Jahren ist eine fortschreitende Prekarisierung der 
 Arbeitsbedingungen festzustelen. Das Wissen der Frauen bezüglich ihren Rechten und  
 Pflichten sowie über das bestehende Gesundheitspräventions- und Beratungsangebot  
 ist oft mangelhaft. 
•	 Materiele	Sicherheit: Die meisten Frauen kommen aus wirtschaftlicher Not nach Zürich 
 und viele davon arbeiten mit Zuhältern. Nur ein Dritel der Frauen kann über das   
 gesamte Einkommen verfügen.
•	 Werte	und	Normen: Sexarbeiterinnen werden stigmatisiert und ausgegrenzt. Ein grosser 
 Teil der Sexarbeiterinnen leidet unter Scham, Schuldgefühlen und der Tatsache, dass sie  
 ein Doppeleben führen müssen. Die Berichterstatung der Medien prägt und verstärkt  










Im methodischen Teil wird die gewählte Forschungsmethode vorgestelt. Anschliessend erfolgt 
eine Beschreibung der einzelnen Arbeitsschrite, die die Erstelung der Leitfadeninterviews, 
die Wahl der Stichprobe, die Datenerhebung, die Datenaufbereitung und die Datenauswer-




 und Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterinnen der Stadt Zürich?
•	 Braucht	es	alenfals	zusätzliche	Massnahmen,	um	die	Lebens-	und	Arbeitsbedingungen	
 der Sexarbeiterinnen zu verbessern?
4.2 Qualitative Leitfadeninterviews mit Experten    
 und Expertinnen
Wie Horst Mayer (2008) beschreibt, ist es die Aufgabe qualitativer Forschung, Theorien aus 
empirischen Untersuchungen heraus zu formulieren, das heisst, dass aus den beobachte-
ten Einzelfälen induktiv algemeingültige Theorien abgeleitet werden. Der ofene Zugang 
qualitativer Forschung ermöglicht eine möglichst authentische Erfassung der Sichtweise der 
Betrofenen und verschaft Zugang zu Informationen, die bei der quantitativen Forschung 
aufgrund der Standardisierung oft nicht erfasst werden könnten. (S. 24–25)
Forschungsziel der Autorinnen war es, präzise Aussagen über die möglichen Auswirkungen 
der PGVO in der Stadt Zürich zu erhalten. Dieses Ziel kann gemäss Mayer (2008) grundsätzlich 
mit dem Leitfadeninterview als Instrument qualitativer Forschung gut ereicht werden, da bei 
diesem konkrete Aussagen über einen Gegenstand Ziel der Datenerhebung sind (S. 37).
Wie  Horst  Mayer (2008)  anführt,  basiert  das Leitfadeninterview  auf  einem Leitfaden  mit 
ofen formulierten Fragen, auf den der oder die Befragte frei antworten kann. Dabei dient 
der Leitfaden  als  Orientierung,  als  Struktur,  und sol  gewährleisten,  dass  keine zentralen 
Aspekte übergangen werden. Der oder die Interviewende kann dabei selber entscheiden, 
ob und wann er/sie bei gewissen Teilbereichen gezielter nachfragt. Das Experten- / Expertin-
neninterview stelt eine besondere Form des Leitfadeninterviews dar. Der oder die Befragte 
wird nicht aufgrund seiner Person, sondern in seiner Funktion als Experte oder Expertin für 










Als  Experte  oder  Expertin  wird  dabei,  gemäss  Michael  Meuser  und  Ulrike  Nagel (1997), 
jemand bezeichnet, der oder die in einem definierten Themenbereich über ein spezifisches 
Wissen verfügt (zit. in Horst Meyer, 2008, S. 41).
Aufgrund der gewählten Forschungsfragestelung und der im Vorwort beschriebenen Schwie-
rigkeit, direkt betrofene Sexarbeiterinnen und Salonbesitzende in die Forschung einzube-
ziehen, entschieden sich die Autorinnen, Leitfadeninterviews mit Experten und Expertinnen 
aus dem Fachbereich Kontrole sowie Begleitung und Beratung von Sexarbeiterinnen in der 
Stadt Zürich durchzuführen.
4.3 Stichprobe – Deduktives Sampling
Gemäss Marius Metzger (2009) wird die Stichprobe vor Beginn der Forschung auf Grund 
bestimmter Eigenschaften definiert, respektive deduziert (S. 1). Da es nicht möglich war, ale 
Elemente einer Grundgesamtheit zu untersuchen (in Form von alen Experten und Expertinnen 
in der Beratung und Kontrole von Sexarbeiterinnen) mussten sich die Autorinnen für eine 
Stichprobenbildung auf der Grundlage einer statistischen Repräsentativität entscheiden. 
Die Autorinnen legten fest, die vier Beratungs- und Anlaufstelen der Stadt Zürich für Sexar-
beiterinnen und die Stadtpolizei Zürich als Behördenvertreterin zu kontaktieren. VertreterInnen 
dieser Fachstelen waren zumindest zu Beginn bei der Ausarbeitung der neuen PGVO beteiligt 
und erhielten diese im Januar 2011 im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens. Die Autorin-
nen gingen davon aus, dass diese Experten und Expertinnen über ein profundes Fachwissen 
und einen privilegierten Zugang zu Informationen über die relevanten Personengruppen ver-
fügen und somit von der Stichprobe auf die Grundgesamtheit (im Sinne der vorherschenden 
Meinung der Professionelen im Bereich Sexarbeit) geschlossen werden kann. 
4.4 Datenerhebung
Ausgehend von der Literaturecherche zum Thema Sexarbeit erarbeiteten die Autorinnen 
einen Interviewleitfaden. Zur Optimierung der Vergleichbarkeit der erhobenen Daten ordne-
ten sie diesen wiederum in die fünf Säulen nach Petzold (Interviewleitfaden, siehe Anhang). 
Dabei war den Autorinnen bewusst, dass die Forschungsfragestelung konsequent als Ori-
entierung im Interview im Auge behalten werden musste, damit das Interview nicht zu einer 










4.4.1 Interviewleitfaden (nach dem 5-Säulen-Model von Petzold) 
Die nachfolgende Gliederung zeigt die Struktur des Leitfadens mit den fünf Säulen nach 
Petzold, die jeweils in Haupt- und Unterthemen unterteilt sind zur möglichen Nachfrage:
1. Leib / Leiblichkeit (niederschwelige Beratungsangebote / Informationsvermitlung / 
 Salons: Minimalstandards Gesundheitsschutz / Präventionsmaterial / Freier / Gewalt /  
 Präventionsangebote / Hygiene am Strassenstrich / medizinische Versorgung /   
 Krankenkassen)
2. Soziales Netzwerk, soziale Bezüge (Zugang zu Informationen über Aufenthaltsland 
 wie Infrastruktur, Role der Polizei, öfentliche Angebote etc. / Integrationshilfen /  
 Sprache)
3. Arbeit und Leistung (Bewiligungspflicht Strassenstrich und Salons / Bewiligungsvor- 
 aussetzungen / Pflichten Salonbesitzende / ortsübliche Zimmerpreise, Arbeitsverträge /  
 Information gesetzliche Rahmenbedingungen / Ilegalität / Berufsverbände, Zusammen- 
 schlüsse Sexarbeiterinnen)
4. Materiele Sicherheit (faire Verdienstmöglichkeit / Abgaben an Zuhälter, Salonbe-  
 sitzende / Mindestlöhne / Zugang zu Sozialversicherungen / Rechtsberatung)
5. Werte und Normen (Autonomie / Geselschaftliche Akzeptanz / Stigmatisierung / Medien) 
Um  die  Praxistauglichkeit  des Interviewleitfadens zu  überprüfen, führten  die  Autorinnen 
im  Sinne  eines  Pretests  ein  Probeinterview  durch  mit  Birgite  Snefstrup,  Angebotsleiterin 
bei Aidsprävention im Sexgewerbe (APIS) von gesundheit schwyz / Aids Hilfe Luzern und 
Vorstandsmitglied von ProKoRe. Einige zu komplexe Fragestelungen konnten in der Folge 
angepasst werden. 
4.4.2 Durchführung der Interviews 
Die Leitfadeninterviews mit Fachstelen- und Behördenvertretern und -vertreterinnen wurden 
im März innerhalb von drei Wochen durchgeführt. Ale angefragten InterviewpartnerInnen 
erklärten sich spontan bereit, für ein Interview zur Verfügung zu stehen. Die Interviews wurden 
mitels Tonband aufgezeichnet und den Interviewenden wurde garantiert, dass von ihnen 
verwendete Zitate vor der Publizierung überprüft werden können. Alen Fachstelen wurde 
zudem zugesichert, dass ihnen ein Exemplar der Bachelorarbeit nach Abschluss zugestelt 
















Wie bereits in der Situationsbeschreibung erwähnt wurde (vgl. Kapitel 3) besuchten die Auto-
rinnen am 3. März ein Podiumsgespräch der Grünliberalen Kreis 4 und 5 zum Thema «Patent 
fürs Puf?». Die Datenerhebung und -aufbereitung (Tonbandaufnahme und Transkribierung) 
erfolgte auf die gleiche Weise wie bei den Interviews. Die Datenauswertung wurde ebenfals 
nach dem sechsstufigen Verfahren nach Mühlfeld ausgeführt.
Der Diskussionsteilnehmer Valentin Landmann vertrit als Rechtsanwalt unter anderem auch 
regelmässig die Interessen von Salonbesitzenden und Sexarbeitenden in der Stadt Zürich. Er 
nimmt daher, da die Salonbesitzenden und Sexarbeitenden nicht direkt befragt werden konn-
ten, grundsätzlich eine neue Perspektive ein zur geplanten PGVO. Die Autorinnen erachten 
seine Sichtweise als relevant für die Beurteilung von Chancen und Risiken der neuen Verord-
nung sowie für die Formulierung zusätzlicher Massnahmen, welche die Umsetzung flankierend 
begleiten solten. Regula Rother (Präsidentin von Isla Victoria), eine weitere Diskussionsteilneh-
merin, brachte ebenfals neue Aspekte ein. Deshalb beziehen die Autorinnen einzelne ihrer 
Aussagen in die Darstelung der Ergebnisse und die nachfolgende Diskussion ein.
4.5 Datenaufbereitung und -auswertung 
Die Autorinnen haten sich bereits im Vorfeld umfassend mit den theoretischen Aspekten 
des Forschungsgegenstandes auseinandergesetzt. Aufgrund der Breite des Forschungsge-
genstandes und der Füle der zu erwartenden Datenmenge entschieden sich die Autorinnen, 
die Datenauswertung als strukturierende qualitative Inhaltsanalyse zu konzipieren und nach 
dem sechsstufigen Auswertungsverfahren von Claus Mühlfeld, Paul Windolf, Norbert Lampert 
und Heidi Krüger (1981) auszuwerten. Dabei handelt es sich gemäss Mayer (2008, S. 47) um 
ein eher pragmatisches, efizientes Vorgehen, bei dem die Interpretation von ofenkundigen, 










Im Folgenden  wird  das  Vorgehen  kurz  beschrieben (Mühlfeld  et  al.,  1981,  S.  336–338), 
(Mayer, 2008, S. 47–49):
1. Stufe: Antworten markieren
Beim  ersten  Durchlesen  werden  ale  Textstelen  markiert,  die  Antworten  auf  die  entspre-
chenden Fragen des Leitfadens geben. 
2. Stufe: In Kategorienschema einordnen
Der Text wird, in Einzelinformationen zerlegt, in das bereits vorliegende Kategorienschema 
eingeordnet und dieses anhand neuer Informationen aus den Interviews erweitert. 
3. Stufe: Innere Logik herstelen
Zwischen den Einzelinformationen innerhalb des Interviews wird eine innere Logik hergestelt. 
Sowohl bedeutungsgleiche als auch sich widersprechende Informationen solen berücksichtigt 
werden. Bei Wiederholung oder Ähnlichkeit einer Passage wird die Prägnanteste gewählt.
4. Stufe: Text zur inneren Logik herstelen
Die hergestelte innere Logik wird niedergeschrieben. Die Zuordnung der einzelnen Passagen 
wird noch weiter detailiert, diferenziert und präzisiert. Damit ist die inhaltliche interpretative 
Auswertung der Interviews meist abgeschlossen.
5. Stufe: Text mit Interviewausschniten
Der Auswertungstext wird erstelt und mit Interviewausschniten belegt. Der gesamte In-
terviewtext  wird  ein letztes  Mal  durchgelesen,  um  alenfals  widersprüchliche  Details zur 
Auswertung noch zu berücksichtigen.
6. Stufe: Bericht 
Der Auswertungstext wird in eine ansprechende Darstelung für den Bericht überführt. Auf 
dieser Stufe findet keine inhaltliche Interpretation mehr stat. 
Mühlfeld et al. (1981) bewerten diese Vorgehensweise als besonders efektiv, da sie zu mehr-
maligem Lesen anhält und die gesamte Transkription so lange wie möglich und notwendig 
erhalten bleibt. Zudem können Interpretationen durch die Berücksichtigung sich widerspre-
chender Textstelen überarbeitet werden. (S. 335–338)
4.6 Umgang mit der Methode 
Die Transkripte der Interviews wurden als Grundlage für die Auswertung verwendet. Das 
im Vorfeld erstelte Kategorienschema, ausgehend von der Gliederung nach dem 5-Säulen-
Model von Petzold und den Nachfrage-Themen des Leitfadeninterviews, wurde im zweiten 
Schrit der Auswertung laufend ergänzt und verfeinert. Auf vierter Stufe wurden für jedes 
Interview in einem Kurztext die Grundhaltung, die zentralen Chancen und Risiken sowie die 
genannten Forderungen festgehalten. Aus diesen konnte der Text zur Auswertung erstelt 
und mit Zitaten aus den Transkripten ergänzt werden. Abschliessend wurde der Text in eine 
ansprechende Form für  den  Bericht  überführt.  Das  Kategorienschema  und  die  Texte zur 










4.7 Reflexion der Methode 
Nach ausführlicher Auseinandersetzung mit den Texten von Mühlfeld et al. (1981) und Mayer 
(2008) zum  Auswertungsverfahren,  konnten  die sechs  Schrite  problemlos  durchgeführt 
werden. Das Verfahren ist klar strukturiert, verständlich und innert angemessener Zeit gut 
durchführbar. Zudem erleichterte es den Autorinnen, den Überblick über die grosse Daten-










Als Einstieg in die Vorstelung der konkreten Ergebnisse der Forschung fassen die Autorinnen 
die  Grundhaltung  der  einzelnen Interviewteilnehmenden sowie  des  Podiumsteilnehmers 
Valentin Landmann bezüglich des Entwurfs zur neuen PGVO kurz zusammen:
Rolf	Vieli	und	Christoph	Holenstein	(Polizei):	Die Polizei hat den Auftrag, die öfentliche Ord-
nung, Sicherheit und Gesundheit zu wahren. Dafür braucht es eine Reglementierung und 
Regulierung der Prostitution in Form der vorliegenden PGVO. Der Gesundheitssschutz kann 
nur  auf  kommunaler  Ebene  geregelt  werden,  die  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen 
wäre auf kantonaler Ebene anzusiedeln. Das Hauptrisiko besteht in der Kontrolierbarkeit 
der getrofenen Massnahmen. 
Ursula Kocher (Flora Dora): Die PGVO beinhaltet viele Chancen. Die Sexarbeit wird neu als 
Gewerbe anerkannt, dies ist positiv zu beurteilen. Frauen, die selbstbestimmt in diesem Ge-
werbe arbeiten möchten, solen dies mit funktionierenden Rahmenbedingungen tun können. 
Die PGVO gibt den Frauen Rechte und Pflichten, stärkt somit die Frauen und bringt Klarheit 
und Vereinfachung. Andererseits ist die Stadt Zürich durch die erhöhte Reglementierung zu-
künftig für das Sexgewerbe weniger atraktiv. Dadurch könnte eventuel die geselschaftliche 
Akzeptanz für die Sexarbeit erhöht werden.
Doro Winkler (FIZ): Die PVGO verspricht Schutz vor Ausbeutung und Gewalt, aber es sind 
keine wirksamen Massnahmen geplant. Sie setzt prioritär auf mehr Regulierung, Repression 
und Ausweiskontrolen (Etiketenschwindel). Die Bewiligungspflicht ist fragwürdig, da sie 
einerseits eine ganze Berufsgruppe diskriminiert und andererseits keine genauen Zahlen vor-
handen sind, die ein Überangebot an Sexarbeiterinnen belegen und damit eine Regulierung 
legitimieren würden. Zudem besteht die Gefahr, dass Frauen, die keine Bewiligung erhalten, 
vermehrt in die Ilegalität und Kriminalität gedrängt werden. Es geht um eine Abschreckung 
und Eindämmung der Prostitution.
Marijn	Pules	(ZAH): Das Problem ist, dass die PGVO keine konkreten Massnahmen formuliert. 
Die Haupthemen sind Kontrole und Eingrenzung der Frauen mit negativen Auswirkungen 
vielfältiger Art. Als sehr positiv aus Sicht der ZAH wird die neu entstandene Zusammenar-
beit der NGO‘s und der städtischen Behörden und Fachstelen beurteilt, die erst durch die 
Diskussion  über  die  PGVO in  dieser Form  entstanden ist.  Die Fachstelen  haben so  mehr 
Gewicht und sind keine Einzelkämpfer mehr. Die gegenseitigen Standpunkte sind klar und 
eine Zusammenarbeit wird fortgesetzt. Das Thema Prostitution ist zum Politikum geworden 
und damit besteht die Chance, die Situation nachhaltig und positiv zu verändern. Dies ist 
aber nur möglich unter Einbezug des grossen Fachwissens der verschiedenen Fachstelen. 
Sandra Vazquez (Isla Victoria): Im Zentrum der PGVO steht nicht die Frau und ihr Schutz, 
obwohl dies auch als Zielsetzung angegeben wird, sondern Abschreckung und Kontrole. 
Bezüglich dem Schutz der Frauen werden keine Massnahmen genannt. Ausser der Wieder-









Valentin Landmann: Die PGVO stelt die Eindämmung der Prostitution ins Zentrum. Doch da 
die Prostitution ein legales Gewerbe ist, kann dies kein legitimes Ziel sein. Die PGVO hat aber 
auch Ansätze, die positiv zu bewerten sind, zum Beispiel die Prämisse: Gleichberechtigung 
und Achtung vor der Selbstbestimmung der Frauen.
Die folgende  Grafik zeigt  den  prozentualen  Gesprächsanteil  bezogen  auf  die  einzelnen 
Themenbereiche (Säulen nach Petzold) im Verhältnis zum gesamten Interview. Hierbei wird 




Grundsätzlich spiegelt die Grafik wieder, welche Säulen mit der PGVO explizit erfasst wer-
den. Die Bewiligungspflicht für Personen, die in der Strassenprostitution tätig sind, und für 
Salonbesitzende sowie die damit verbundenen straf- und verwaltungsrechtlichen Massnah-
men, nehmen den überwiegenden Teil der Verordnung ein. Dies bildet sich im Bereich Arbeit 
und Leistung deutlich ab. Dementsprechend stehen an zweiter Stele die Massnahmen für 
eine bessere soziale und gesundheitliche Prävention, welche sich im Bereich Leib/Leiblichkeit 
abzeichnen. Es zeigt sich, dass der Entwurf der PGVO kaum Einfluss zu nehmen vermag auf 
die Säulen soziale Netze, materiele Sicherheit sowie Werte und Normen. 
Die feineren Unterschiede in den einzelnen Bereichen machen deutlich, dass die Gewichtung 
der Inteviewteilnehmenden beeinflusst wird von der persönlichen Einstelung, der Role, die 
sie als Fachpersonen einnehmen und dem Auftrag, den sie inne haben. 







Prozentuale Gesprächsanteile der fünf Säulen von Petzold 









Dass vor alem die in der Verordnung geregelten Bereiche Leib/Leiblichkeit sowie Arbeit und 
Leistung  Diskussionsgrundlage  waren  und  weitergehende  Massnahmen,  die  eine  gesel-
schaftliche Veränderung und damit die übrigen Bereiche im Blickwinkel haben, weniger Raum 
eingenommen haben, hängt nach Meinung der Autorinnen einerseits mit zeitlichen Gründen 
zusammen, andererseits ist es sicher einfacher, konkrete Verbesserungen bezüglich Arbeitsort 
sowie Informations- und Präventionsangebot zu formulieren, als Massnahmen, welche die 
geselschaftlichen Einstelungen und das Verhalten der Menschen verändern können.
5.1 Darstelung der Ergebnisse 
Im Folgenden werden die konkreten Ergebnisse der Befragungen zur neuen PGVO darge-
stelt. Die Aussagen zu Chancen und Risiken werden geordnet nach den Säulen von Petzold 
aufgeführt und zum Teil belegt mit Originalzitaten. Im Kasten hervorgehoben wird der Hand-
lungsbedarf, der sich aufgrund der Aussagen aus Sicht der Interviewten aufdrängt. 
Die Aussagen von Christoph Holenstein und Rolf Vieli werden dort, wo sie sich nicht spe-
zifisch  einzeln zu  gewissen  Themenbereichen  geäussert  haben,  unter  dem  Oberbegrif 
«Polizei» aufgeführt.
5.1.1 Leib / Leiblichkeit
Gesundheit
Die Fachstelen und die Polizei sind sich einig, dass die Sexarbeit eine harte Arbeit ist, deren 
Ausübung  gravierende,  negative  psychische  und  physische  Auswirkungen  haben  kann. 
Flora Dora präzisiert, dass vor alem das risikoreiche Anschafen und die Unklarheit über die 
Erfordernisse für eine legale Tätigkeit die psychische Gesundheit belasten. Die Bewiligungs-
pflicht könne diesen Umständen entgegenwirken, indem sie Klarheit schafe, Angebot und 
Nachfrage in ein Gleichgewicht bringe und den Sexarbeiterinnen die Möglichkeit gäbe, wie-
der vermehrt für sich einzustehen und sich durchzusetzen. Die ZAH befürchtet, dass mehr 
Kontrole bei den Frauen Stress auslöst, was sich wiederum negativ auf das Schutzverhalten 
im Gesundheitsbereich auswirken würde. 
Ursula Kocher (Flora Dora): «Das Ziel der PGVO, den Schutz der Frauen und ge-
sundheitliche und soziale Prävention zu gewährleisten, zeigt, dass es ein Fokus ist, 
man möchte, dass die Frauen gesund bleiben in dieser ganzen Geschichte. Darum 









Ale Fachstelen betrachten einen betreuten Strassenstrich mit ausreichender hygienischer 
Infrastruktur als absolut notwendig, betonen jedoch, dass dies verbunden sein muss mit einer 
Aufstockung des Personals in der niederschweligen Beratungsarbeit. Die Polizei hingegen 
formuliert den Bedarf nach zusätzlichen personelen Ressourcen sehr vorsichtig. Ale sind sich 
jedoch bewusst, dass die konkrete Umsetzung abhängig ist von politischen Entscheidungen 
bezüglich der Verfügbarkeit von finanzielen Miteln.
Flora  Dora ist  davon  überzeugt,  dass im  niederschweligen  Bereich  Stetigkeit sehr 
wichtig ist und man vor Ort sein müsse. Für die Umsetzung brauche es jedoch mehr 
Ressourcen. Um die physische Gesundheit verbessern zu können, brauche es Aufklä-
rungsarbeit, die von ihnen gemeinsam mit der Gesundheitsdirektion, der Aids-Hilfe 
und den NGO’s geleistet werden solte. Ziel wäre, in eine feste Einrichtung vor Ort zu 
kommen. Zusätzlich brauche es vermehrt niederschweligen Zugang zu Walk-in Praxen 
(wie zum Beispiel dem Ambulatorium).
Isla Victoria und die	ZAH fordern, dass von der Stadt genügend sanitäre Einrichtungen 
am Strassenstrich zur Verfügung gestelt werden.
Krankenkasse 
Die Polizei und Flora Dora sind überzeugt, dass der Abschluss einer Krankenkassenversiche-
rung unabdinglich ist. Einerseits komme es den Frauen zu Gute, da sie ärztliche Leistungen 
beziehen könnten, andererseits seien die Kosten gedeckt und die öfentliche Hand werde 
entlastet. Flora Dora und Valentin Landmann sehen darin kein Problem, da die meisten Frauen 
im Heimatland eine Krankenkasse häten. Die FIZ gibt jedoch zu bedenken, dass durch ein 
Obligatorium ein Schuldendruck entstehen könnte. 
Ursula	Kocher	(Flora	Dora):	«Die	medizinischen	Kosten	müssen	irgendwo	gedeckt	
sein. … es kann nicht sein, dass diese Frauen ohne Versicherung einfach kommen, 
grade	wenn	sie	in	diesem	Bereich	arbeiten.	…	Also	das	müsste	man	wirklich	durch-
bringen, dass das Pflicht wird.»
Ausstiegshilfe 
Gemäss der FIZ gibt es bis heute keine Handlungsansätze und Projekte für Ausstiegshilfen. Die 
Schwierigkeit bestehe darin, dass Interventionen nachhaltig sein müssten, damit die Frauen 











erschwerte Bedingungen aufweist. Bisher wurde dem Ausstieg der Sexarbeitenden 
keine besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Zufolge der Verknappung der Joban-
gebote, insbesondere im Service und Verkauf, ist die Möglichkeit der Ausstiegshilfe 
zu	thematisieren.	Sexarbeitende	werden	oft	lediglich	über	ihren	Beruf	definiert	
(‹Nute›) und ihr soziales Umfeld beziehungsweise ihr normales Leben, beispiels-
weise als Muter, nicht wahrgenommen.»
Die Polizei fordert  die  Sozialarbeit  auf  neue  Ansätze zu  entwickeln (bezüglich Le-
bensplanung, Budgetberatung, Ausstieg).
5.1.2 Soziales Netzwerk, soziale Bezüge
Soziale Integration
Flora  Dora vertrit  die  Ansicht,  dass  die  PGVO  wenig zur sozialen Integration  beitragen 
könne, jedoch die Situation der Sexarbeiterinnen in Zürich durch einen klaren Status, durch 
die Anerkennung als legales Gewerbe in der PGVO, nachhaltig verbessert und dadurch auch 
die soziale Integration der Frauen etwas vereinfacht wird. Diese sei grundsätzlich schwierig, 
da die Sexarbeit moralisch bewertet und tabu beladen ist. Die Frauen müssten selbst aktiv 
werden. Zudem wolten sich viele Frauen, die mit der 90-Tage-Regelung hier sind, nicht in-
tegrieren. Das mache auch keinen Sinn, da sie nur für kurze Zeit hier sind, Kinder zu Hause 
haben und nicht hier bleiben möchten.
Ursula Kocher (Flora Dora): «Je klarer der Status, umso einfacher können sie sich 
auch hier bewegen und irgendwie integrieren.»
Integrationshilfen
Flora Dora findet Sprachkurse und Unterstützung bei formalen Anträgen, wie beispielsweise 
beim B-Bewiligungsantrag, als Integrationshilfe sinnvol. Verschiedene Möglichkeiten könnten 
zur Verfügung gestelt werden, aber die Frauen müssten selbst tätig werden.
Flora Dora fordert, dass die Frauen selbst tätig sein und sich untereinander mehr soli-










Flora Dora und die	ZAH halten fest, dass es sehr schwierig ist, Frauen zu mobilisieren, damit 
sie für ihre Rechte eintreten oder sich zusammenschliessen. Dies sicherlich zum Teil aus Angst, 
sich zu outen, da viele ein Doppeleben führten. Aber auch Konkurenzdruck oder die zu kurze 
Aufenthaltsdauer könnten Gründe dafür sein. Trotzdem bemängelt die ZAH, dass die Frauen 
nicht in die Überlegungen (beispielsweise zu «Boxen») für die PGVO einbezogen werden.
Ursula Kocher (Flora Dora): «Sich wirklich organisieren, das ist schwierig. …. Ich habe 
auch	das	Gefühl,	dass	sie	zu	sehr	unter	Konkurenzdruck	stehen.	Oder	es	möchte	
sich niemand zu stark nach aussen tun.»
Marijn	Pules	ZAH):	«Man	müsste	schweizweit	etwas	machen.	Die	Frauen	machen	
nichts	proaktiv,	da	müsste	eine	NGO	kommen	und	das	organisieren…»
5.1.3 Arbeit und Leistung
Gewerbeanerkennung
Die Polizei hält fest, dass die Verordnung die Sexarbeit bewusst als gewerbsmässige Dienst-
leistung anerkennt und sie dementsprechend wie jedes andere Gewerbe behandelt werden 
solte. Flora Dora unterstützt diese Meinung und betont zudem, dass die PGVO Rahmenbe-
dingungen für die selbstbestimmte, legale Sexarbeit schaft. Die FIZ und Valentin Landmann 
sind zusätzlich der Ansicht, dass die Anerkennung des Gewerbes mit der Durchsetzbarkeit 
von Verträgen mit Sexarbeiterinnen und dem Fal der Sitenwidrigkeit einhergehen solte. Ein 
diesbezüglich mutiger Entscheid der Stadt Zürich häte Druck erzeugen und wegweisend für 





kommt man nicht in den Bereich ‹Förderung zur Prostitution›.»
Fensterprostitution
Ale befragten Stelen beurteilen die Wiedereinführung der legalen Fensterprostitution als 










Die Polizei betont,  dass  es  durch  die  Bewiligungspflicht zur  Regulierung  der  Prostitution 
nun möglich sein wird, die Güternutzung im öfentlichen Raum zu steuern, indem die An-
zahl der Sexarbeiterinnen reduziert und die Atraktivität des Gewerbes gemindert wird. Die 
Verordnung diene zum Schutz für Frauen, die längerfristig hier wohnten und zur Abwehr 
gegen Ilegale oder Frauen, die sich nur kurz in Zürich aufhielten. Die PGVO ermögliche eine 
bessere Ausweiskontrole zur Ahndung von ilegaler Prostitution.
Christoph	Holenstein	(Polizei):	«Die	selbstbestimmte	Sexarbeit	ist	zu	stärken	und	
minderjährige oder urteilsunfähige oder ilegal anwesende Sexarbeitende sind auf 
dem Strassenstrich nicht zu tolerieren. Das ist eine klare Botschaft, die wir auch 
kommunizieren wolen.»
Die Polizei ist der Meinung, dass es Kontingente braucht um im Extremfal zusätzlich steuern 
zu können, da der öfentliche Raum beschränkt nutzbar ist. 
Die Polizei fordert bei der Kontingentierung die Sicherstelung der Gleichbehandlung, 
zum Beispiel durch ein Rotationssystem oder eine Auslosung. Leitendes Kriterium dabei 
wäre das Gebiet, das zur Verfügung steht und sinnvolerweise von einer gewissen An-
zahl Menschen nutzbar ist. Dabei solten die negativen Auswirkungen der Prostitution 
im Zentrum stehen, nicht die Anzahl der Frauen.
Flora Dora bestätigt, dass es eine Marktregulierung in Form einer Bewiligungspflicht braucht, 
um  die  Arbeitsbedingungen  der Frauen zu verbessern,  um  Angebot  und  Nachfrage ins 
Gleichgewicht zu bringen. Die ZAH,	die FIZ, Isla Victoria und Valentin Landmann befürchten, 
dass mit der Einführung der Bewiligungspflicht und der möglichen Kontingentierung eine 
Abdrängung der Frauen in die Ilegalität ausgelöst werden könnte, mit negativen Folgen für 
die Frauen selbst und die Quartiere. Zudem gibt die FIZ zu bedenken, dass es keine genaue 
Analyse gibt, die ein Überangebot belegt und demzufolge eine Regulierung legitimiert. Dies 
sei auch heikel, denn die Frage ist, wer definieren sol, wann der Strich «vol» ist. Ausserdem 
sei die Bewiligungspflicht diskriminierend und unterstütze die Stigmatisierung. Frauen, die 
keine Bewiligung bekommen, würden ausserdem nicht einfach abreisen. Die FIZ befürch-
tet, dass sie abgedrängt werden in die Ilegalität, in prekäre Situationen, und kriminalisiert 
werden. Frauen aus dem Osten, die eigentlich legal hier sein könnten, würden dann ilegal 
arbeiten. Isla Victoria nimmt an, dass die Frauen durch die Bewiligungspflicht aus der Stadt 











Die FIZ fordert, dass man nicht regulieren, sondern bei der Armut im Herkunftsland 
ansetzen solte.  Dabei  müssten  hier  gleichzeitig  würdige  Arbeitsbedingungen  ge-
schafen  werden.  Wenn  Regulation  eingesetzt  würde, solte  dieser  eine  detailierte 
Situationsanalyse zu Grunde liegen.
 
Die ZAH fordert, dass den ilegal hier arbeitenden Frauen der Zugang zu Rechtsschutz, 
Krankenkasse, zu NGO’s und städtischen Institutionen ermöglicht werden muss. We-
niger Rechte für Ilegale kann kein Ziel sein. 
 
Die FIZ, die	ZAH	und Isla Victoria fordern Begleitmassnahmen für Frauen, die keine 
Bewiligung  erhalten. Isla  Victoria verlangt zudem  die  Einrichtung von  ausserstädti-
schen Beratungsstelen. 
Die Polizei ist der Meinung, dass es keine Begleitmassnahmen für Frauen braucht, die keine 
Bewiligung erhalten, da sich diese Frauen in andere Städte und Kantone verschieben würden, 
denn dies sei ein internationales Geschäft. 
Verbot der Prostitution für unter 18-jährige 
Isla Victoria ist der Meinung, dass ein Verbot der Prostitution für unter 18-jährige zu negativen 
Konsequenzen führen wird, da sie bei den Freiern noch mehr gefragt sein werden. Es sei 
nicht zielführend, minderjährige Sexarbeiterinnen zu kriminalisieren und die Verantwortung 
an die Eltern zu delegieren.
Isla Victoria und die FIZ fordern Begleitangebote für minderjährige Sexarbeiterinnen, 









Information / Rechte und Pflichten
Ale Fachstelen und die Polizei sind der Meinung, dass die Frauen umfassender informiert 
werden müssten. Es solte nur eine Anlaufstele und ein Verfahren geben, Synergien müssten 
genutzt  werden,  über  die  Umsetzung  bestehen  aber  unterschiedliche  Vorstelungen.  Die 
Polizei ist der Ansicht, dass der Erstkontakt bei der Bewiligungsstele bessere Informationen 
über Rechte und Pflichten gewährleisten sol, alenfals wären dort auch Gespräche möglich. 
Diese häten jedoch keinen integrationsfördernden Charakter, das wäre ein zu hoch gesteck-
tes Ziel. Der Polizei ist bewusst, dass dieser persönliche Erstkontakt bei der Berufsaufnahme 
in Zürich wichtig ist. Die Sexarbeitenden müssten das Gefühl erhalten, dass sie mit diesem 
Beruf von der Verwaltung beziehungsweise der Stadt nicht abgewertet werden. Die NGO’s 
und die Soziale Arbeit könnten diesen Bereich sehr unterstützen.
Die Polizei sieht das konkrete Ziel in der Einrichtung von gut funktionierenden Erst-
kontaktstelen. Es solte nur noch eine Anlaufstele geben, Synergien solten genutzt 
werden. Diese Stele könnte in Zusammenarbeit mit den NGO‘s aufgebaut werden, 
sie könnte auch aus dem Polizeigebäude ausgelagert sein.
Die FIZ bestätigt den Bedarf nach umfassender Information, da die Informationsvermitlung 
nur in schriftlicher Form unzureichend ist. Die Bewiligungsstele in der vorgesehenen Form 
verbessere die Situation aber nicht, zum Teil könnten die Frauen auch nicht lesen. Die Polizei 
habe Schutz- und Kontrolaufgaben, keinen Informationsauftrag, diese Aufgabe liege bei 
den NGO‘s.
Doro	Winkler	(FIZ):	«…aber	nie	die	Polizei.	Es	ist	eine	Vermischung	ihrer	Rolen.	Sie	
haben nicht einen Informationsauftrag – sie haben einen Schutz- oder Kontrol-
auftrag.	Ich	finde	es	heikel,	das	der	Polizei	zu	überlassen.	Vor	alem	weil	ich	denke,	
es ist ein Etiketenschwindel. Sie verkaufen es als Information, aber es ist eigentlich 
eine Kontrole. Sie möchten ja die Papiere der Frauen kontrolieren, ob sie minder-
jährig	sind,	ob	sie	mündig	sind	oder	nicht.»
Isla Victoria und die	ZAH sind ebenfals der Meinung, dass die Polizei nicht als Vertrauensper-
son, sondern als Kontrolorgan wahrgenommen wird und die Informationsvermitlung über 
eine Fachperson aus dem Sozialbereich erfolgen solte. Isla Victoria könnte sich eine NGO-
Stele beim AWA vorstelen, die ZAH wünscht sich von dieser Stele zusätzlich Informationen 










Sozialbereich. Es ist eigentlich egal, ob es jetzt bei der Polizei oder beim AWA ist. 
Es	müsste	ein	Ort	sein,	wo	man	mit	den	Frauen	sprechen	kann.	Und	dass	nicht	
nur die Polizei das macht, sondern dass jemand aus dem Sozialbereich dabei ist. 
Jemand, der diese Seite vom Sozialbereich oder Gesundheitswesen mehr abdeckt. 
Das fände ich ganz wichtig. ..es wäre gut, wenn diese Person auf der Polizei eine 
Frau wäre.»
 
Die FIZ fordert, dass das AWA-Verfahren ausgebaut wird zu Infonachmitagen, oder 
dass ein Welcome-Desk eingerichtet wird, an einem Ort, wo auch andere Aktivitäten 
statfinden (zum Beispiel im Stadthaus, nicht im Polizeibüro).
STRASSENSTRICH
Ale Fachstelen sind sich einig, dass es einen Strassenstrich geben muss, betreut, gut zugäng-
lich mit minimalsten Standards bezüglich hygienischer Infrastruktur. Ebenfals betonen ale, 
dass es sehr schwierig ist über die PGVO zum Thema Strassenstrich zu diskutieren, weil es 
noch nicht klar ist, wo der Strich sein wird. Die Polizei sieht zwei unterschiedliche Ansätze: 
einerseits die PGVO als algemeine Grundlage, andererseits die Ausarbeitung eines neuen 
Strichplans für die Stadt Zürich. Sie ist daran Abklärungen zu trefen und hat auch konkrete 
Pläne, diese werden aber noch nicht öfentlich gemacht, dies sei Sache der Politik. Es gäbe 
bestehende Arbeitsgruppen, und es bestehe die Absicht, dass die NGO’s in die weitere Arbeit 
wieder einbezogen werden solten. Es hersche Einigkeit darüber, dass es mehrere Strichzonen 
in der Stadt Zürich brauche. Flora Dora und Valentin Landmann betonen zudem, dass der 




Valentin Landmann: «Die Frau selber stört nicht, es stört, dass sie keine guten Ar-
beitsumstände hat.»
Die Stadt als eigentlich grösste «Pufbesitzerin» mit dem Strassenstrich solte, gemäss Va-
lentin Landmann, weitergehen als die Forderungen in der PGVO für Salonbesitzende und 
mindestens die Aspekte Hygiene und Arbeitsbedingungen, Minimalstandards an Sicherheit 
und  Arbeitsorte,  ohne  das  Quartier zu  beeinträchtigen,  gewährleisten.  Auch  Autofahren 











Valentin Landmann fordert eine sinnvole Platzierung des Strassenstrichs mit gezielter 
Konzentration, mit gezielter Erlaubnis und gezielter Sozialkontrole mit genügend Platz, 
keinen übermässigen Verboten, guter Ereichbarkeit und guten Arbeitsbedingungen. 
Auch  die ZAH  betont,  dass  die  Sozialkontrole zur  Sicherheit  der Frauen zentral ist.  Dem 
Problem «Freier und Störung des Quartiers» kann am besten begegnet werden durch eine 
sinnvole, gezielte Platzierung der Strichzonen mit mehr Platz, mit gezielter Erlaubnis und 
Sozialkontrole.
Begegnungsboxen, Verichtungsboxen 
Valentin Landmann, die	ZAH	und Flora Dora sind der Meinung, dass die Erstelung von Boxen 
eine mögliche Massnahme sein könnte, aber dass dies nicht das einzige Angebot sein solte. 
Es sei nicht für ale Frauen und ale Freier geeignet. Diese Boxen müssten ausserhalb des 
Zentrums sein, aber in einem erschlossenen Gebiet. Flora Dora sieht den Vorteil von Boxen 
darin, dass diese einen relativ geschützten Rahmen bieten, mit Alarmknopf und notwendiger 
hygienischer Grundversorgung auf dem Areal.
Freier 
Die Polizei und Flora Dora begrüssen, dass die Freier zur Verantwortung gezogen werden 
können, wenn sie sich nicht an die gesetzlichen Regelungen halten. Die	ZAH bedauert es 
jedoch, dass die PGVO die Freier, ausser bei der möglichen Bussenerteilung, ausklammert. 
Ohne Freier gäbe es keine Prostitution und ein Ziel müsste es auch sein, dass man verant-
wortungsvolere Freier hat.
Die ZAH fordert einen klar definierten Strassenstrich mit Parkmöglichkeit für den Bus 
der ZAH zur niederschweligen Freierprävention.
Auch die FIZ ist der Meinung, dass die Verordnung die Freier zu wenig konkret in die Ver-
antwortung nimmt. Sie betont, dass die Freierprävention im Sinne einer Sensibilisierung sehr 
wichtig ist.
Doro  Winkler (FIZ):  «…wie  kann  man  die Freier  dazu sensibilisieren, verantwor-
tungsvole	Konsumenten	zu	werden?	Für	uns	wäre	es	wichtig,	dass	hier	mehr	
Sensibilisierungsarbeit	gemacht	würde,	so	dass	sich	die	Freier	auch	dafür	interes-
sieren, unter welchen Bedingungen die Frauen, von denen sie eine Dienstleistung 









Die ZAH beobachtet zudem, dass die Gruppe der Freier sich in den letzten Jahren verändert 
hat. Es sind heute auch vermehrt Jugendliche mit problematischem Verhalten gegenüber 
den Frauen und mangelndem Wissen über Sexualität und Gesundheitsprävention, die die 
Dienstleistungen der Frauen auf dem Strassenstrich in Anspruch nehmen. 
Die	ZAH fordert eine umfassende frühzeitige Sexualerziehung in den Schulen, auch 
bezüglich dem geselschaftlichem und privatem Umgang mit der Sexarbeit.
SALON
Bewiligungspflicht
Flora Dora und die Polizei begrüssen die Bewiligungspflicht und sind der Meinung, dass die 
PGVO auch «Schlupflöcher» bietet für diejenigen Frauen, welche nur nebenberuflich in der 
Sexarbeit tätig sind. Die Bewiligungspflicht gilt nur für diejenigen, die Sexarbeit hauptbe-
ruflich ausüben. Die FIZ und Isla Victoria bedauern, dass Einzelfrauen oder selbstverwaltete 
Kolektive nicht von dieser Bewiligungspflicht ausgenommen werden. Diese Formen bieten 
ideale Arbeitsbedingungen, da sie die Autonomie der Sexarbeiterinnen unterstützen. Zudem 
befürchtet die FIZ, dass viele Frauen mit dem zusätzlichen administrativen Aufwand aufgrund 
von mangelnder Sprach- und Bildungskompetenz überfordert sind und durch das Bewili-
gungsverfahren zusätzliche Kosten entstehen.
Sandra	Vazquez	(Isla	Victoria):	«Für	Frauen,	die	einen	Salon	haben,	wird	ales	anders,	
sie können jeden Moment kontroliert werden. Sobald man Bewiligungen braucht 
und	die	Frauen	zur	Polizei	gehen	müssen,	dann	gehen	sie	weg	oder	machen	es	
irgendwo anders oder gehen in die Ilegalität.»
Die Polizei begrüsst die Bewiligungspflicht, da sie durch die PGVO nun legitimiert ist, Betriebe 
im Graubereich in den Fokus zu nehmen und die gesetzlichen Vorschriften zu überprüfen. 
Darüber hinaus seien auch die gesetzlichen Arbeitsbedingungen in Salons einzuhalten und 
die Kontrole müsse gewährleistet sein. Transparenz in diesem Gewerbe sei massgebend um 










Regula	Rother	(Isla Victoria) schlägt vor, andere Besitzformen von Salons andenken, 
zum  Beispiel selbstverwaltete  Salons, in  denen  die Frauen  auch  andere  Tätigkeiten 
ausüben könnten. Eine andere Möglichkeit wäre die Schafung eines städtischen Sa-
lons. Dann könnte auch die Erarbeitung eines Labels für Salons sinnvol sein. Dieses 
wäre für verantwortungsbewusste Freier eine Garantie, dass die Sexarbeiterinnen ihre 
Dienstleistungen unter guten Arbeitsbedingungen erbringen.
Zugangsrecht 
Die Polizei ist  der  Ansicht,  dass  die Frauen  grundsätzlich in  den  Salons  arbeiten solten, 
da sie dort besser geschützt sind, deshalb seien der Fokus auf die Salons und der Zugang 
dazu wichtig. Kontroliert werden solten Verstösse gegen die Auflagen und ob Ilegale oder 
Minderjährige in  den  Salons tätig sind.  Dabei  würden  Missstände  an  das  Gesundheits-, 
Umwelt-,  Sozial-  oder  Hochbaudepartement  weitergeleitet.  Da  die  Salonbesitzenden  neu 
auch bestraft werden können, habe die Polizei damit ein gewisses Druckmitel in der Hand. 
Die Polizei könnte sich vorstelen, dass die Jahresstichkontrolen wie im bisherigen Rahmen 
durch speziel geschulte Polizisten oder Polizistinnen durchgeführt werden. Flora Dora und 





haben wegen Desinteresse der Besitzenden keinen Zugang.» 
 
Isla Victoria befürchtet jedoch, dass ein umfassendes Zugangsrecht auch bewirken könnte, 
dass sich die Salonbesitzenden zurückziehen. Die FIZ und Isla Victoria sind sich zudem einig, 
dass es beim Zugangsrecht nur um die Kontrole von Aufenthalts- und Arbeitsbewiligungen 
geht, Schutz vor Ausbeutung und Gewalt kann damit nicht garantiert werden, die Arbeits-
bedingungen werden nicht verbessert.
Die FIZ und Isla Victoria fordern mehr Zeit, Geld und Fachpersonen, die die Salons auf-
suchen und direkten Kontakt mit den Frauen aufnehmen können (ÜbersetzerInnen), 










Die Polizei und Flora Dora beurteilen es als positiv, dass in der PGVO nur wenige Pflichten 
definiert sind, die kontrolierbar sind und von den Salonbesitzenden akzeptiert werden kön-
nen. Ortsübliche Preise sind gemäss alen Stelen schwierig zu definieren. Für die Polizei steht 
im Zentrum, dass die Preise ofengelegt werden müssen. Die FIZ ist jedoch der Ansicht, dass 
die Auflagen die Arbeitsbedingungen nur minim verbessern.
Doro Winkler (FIZ): «Wir nennen drei Punkte, die bei den Arbeitsbedingungen wich-
tig sind: Es hilft sehr fest, wenn die rechtliche Stelung der Frau gut ist. Wenn sie 




Die FIZ fordert, dass Arbeitsbedingungen definiert und Minimalstandards für Salons 
geschafen werden müssten, die auch kontroliert werden. Bei Nichteinhaltung müssten 
Sanktionen ausgesprochen werden. Mögliche Themen dazu wären: Selbstbestimmtheit, 
Lohn, Abgabemodele, Steuern, Mindestlöhne, Sozialversicherungen, Aufenthaltssitu-
ation. Dabei müssten gesamtschweizerische Erfahrungen zusammengeführt werden.
Ale Fachstelen sind sich einig, dass eine Formulierung von Mindeststandards in den Salons 
die Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterinnen verbessern könnte. Die Frage ist, wer diese 
formuliert  und  wer für  die  Kontrole  und  Umsetzung zuständig ist.  Hier  bestehen  unter-
schiedliche  Ansichten:  Die Polizei  und  die ZAH sind  der  Meinung,  dass  die  Kontrole  der 
Arbeitsbedingungen Aufgabe des AWA sei. Das AWA hingegen ist der Ansicht, dass diese 
Aufgabe an die Stadt delegiert wurde.
Regula	Rother	(Isla	Victoria):	«Die	Stadtpolizei	sagt,	die	Kontrole	des	Arbeitsrechts,	
das ist nicht unsere Aufgabe, da ist der Kanton, AWA, zuständig. Der Leiter des 
AWA sagt: ‹Nein, wir sind nicht zuständig, wir haben dies an die Stadt delegiert.› 
Ich	habe	bei	Herrn	Holenstein	nachgefragt,	er	hat	dies	abgeklärt	und	gesagt:	
‹Stimmt,	das	ist	delegiert	an	die	Stadt,	die	Gesundheitsdirektion	müsste	eigentlich	











Die FIZ ist der Meinung, dass einige Frauen an Arbeitsverträgen Interesse häten, da es sie 
entlasten würde. Die Salonbesitzenden seien an Arbeitsverträgen nicht interessiert, da es 
einfacher ist,  nur  die Infrastruktur zur  Verfügung zu stelen.  Die  Sexarbeiterinnen solten 
jedoch die Wahlmöglichkeit zwischen selbständiger und unselbständiger Tätigkeit haben. 
Isla Victoria vertrit die Ansicht, dass es keine Arbeitsverträge gibt, da diese die Mobilität der 
Frauen beschränken, weshalb sie von den Frauen auch nicht gewünscht würden. Die Frage 
wäre auch, wer solche Arbeitsverträge kontroliert. 
Sandra	Vazquez	(Isla	Victoria):	«Wir	haben	die	praktische	Erfahrung	im	Cabaret-
Bereich. Wenn den Behörden mitgeteilt wird, dass mit den Arbeitsverträgen etwas 
nicht	stimmt,	interessiert	sich	niemand	dafür.»
Zusammenarbeit mit Fachstelen und Behörden
Ale Stelen sind sich einig, dass die bisher erfolgte Zusammenarbeit weitergeführt werden 
muss. 
Marijn	Pules	(ZAH):	«Was	positiv	ist	an	dem	Ganzen,	dass	durch	die	Diskussionen	
um die PGVO die entsprechenden NGO‘s nun einen intensiven Kontakt haben. Das 
war vorher nicht so. Die gegenseitigen Standpunkte sind nun klar, wir haben durch 
die PGVO zusammengefunden und die Zusammenarbeit geht weiter.»
Die FIZ, Isla Victoria und die	ZAH fordern einen Runden Tisch zum Thema Prostitution, 
und zwar nicht nur mit Vertretern und Vertreterinnen von NGO‘s, Behörden und Polizei, 
sondern auch mit Sexarbeitenden und Salonbesitzenden.
Die Polizei vertrit die Ansicht, dass die Frauen für eine Zusammenarbeit schwierig ereichbar 
seien, die NGO’s jedoch ihre Sichtweise einbringen könnten. 
Ale Fachstelen und die Polizei sind sich einig, dass es wenig Sinn macht, das Thema Sexar-
beit nur auf städtischer Ebene anzugehen, eine Zusammenarbeit zumindest mit dem Kanton 
wäre wünschenswert. 
 
Die ZAH	betont, dass das Thema Sexarbeit und Frauenhandel ausführlich mit dem Kan-
ton und dem Bund diskutiert werden solte. Zudem solten auch vermehrt Gespräche 
auf internationaler Ebene geführt werden, damit Projekte in den Heimatländern der 









5.1.4 Materiele Sicherheit 
Die Polizei ist der Meinung, dass die Sexarbeiterinnen nun besser in die Pflicht genommen 
werden können bezüglich Steuern und Krankenkassenversicherung, während die FIZ befürch-
tet, dass durch die Bewiligungspflicht der Schuldendruck für die Frauen grösser wird. 
5.1.5 Werte und Normen 
Autonomie
Flora  Dora  glaubt,  dass  die  Autonomie  der  Sexarbeiterinnen  gestärkt  wird  durch  die  ge-
werbsmässige Anerkennung und Akzeptanz der PGVO, was wiederum die geselschaftliche 
Akzeptanz  positiv  beeinflussen  könnte. Isla  Victoria und  Valentin Landmann befürchten 
hingegen, dass die Autonomie durch mehr Regulierung eingeschränkt wird.
Geselschaftliche Akzeptanz / Medien
Ale Fachstelen und die Polizei sind sich einig, dass die Medien eine zentrale Role bezüglich 
der Bildung der öfentlichen Meinung spielen und zur Verbesserung der geselschaftlichen 
Akzeptanz beitragen können. Demzufolge ist für ale klar, dass die Stadt im Vorfeld der Um-
setzung der PGVO gezielt Öfentlichkeitsarbeit betreiben muss. 
Sandra Vazquez (Isla Victoria): «Die ganze öfentliche Meinung ist moralisierend. 
Die	öfentlichen	Daten,	die	über	Sexarbeit	herausgegeben	werden,	stimmen	oft	
nicht. Sie sind medienwirksam.»
Isla Victoria fordert mehr Kommunikation und Information, mit mehr Aspekt auf dem 
Thema: Was beinhaltet Sexarbeit? Erfahrene Sexarbeiterinnen solten die Möglichkeit 
haben ihr Wissen an junge weiterzugeben. Die Massenmedien müssten lernen, wirk-
liche Informationen zu vermiteln und nicht nur Sensationsmeldungen. Eine fundierte 









5.2 Zusammenfassung der wichtigsten Chancen und Risiken
Nachstehend  werden  die zentralsten  Aussagen  der Forschungsergebnisse  kurz zusam-
mengefasst, eine detailierte Diskussion und Bewertung der Aussagen erfolgt im nächsten 
Kapitel. 
Chancen 
•	 Die	Gewerbeanerkennung wird algemein positiv bewertet, die Fachstelen sind jedoch  
 zusätzlich der Ansicht, dass sich diese auch auf der rechtlichen Ebene mit der Anerken- 
 nung von Verträgen mit Sexarbeiterinnen auswirken müsste. 
•	Erstkontaktstele: Durch die Bewiligungspflicht ergibt sich die Chance mit alen Sex- 
 arbeiterinnen (die sich melden) in Kontakt zu treten. Diese Möglichkeit solte genutzt  
 werden um die Sexarbeiterinnen umfassend zu informieren und mit ihnen einen   
 positiven Kontakt herzustelen. Ale Interviewten sind der Meinung, dass es nur noch  
 eine Anlaufstele geben und diese Stele in Zusammenarbeit mit den Fachstelen   
 aufgebaut werden solte.
• Zusammenarbeit: Der Entwurf zur neuen PGVO und die zum Teil gemeinsam geführten  
 Diskussionen darüber lösten bei alen Stelen einen Wunsch nach vermehrter Zusam- 
 menarbeit aus.
•	Krankenkasse: Die Verknüpfung der Bewiligungspflicht mit dem Vorweisen eines  
 gültigen Krankenkassenausweises wird von alen Interviewten positiv beurteilt, da sie  
 sich erhofen, dass die Frauen somit auch einfacher ärztliche Leistungen in Anspruch  
 nehmen.
•	 Das	neu	formulierte	Verbot	der	Prostitution	für	unter	18-jährige wird von alen   
 Interviewten grundsätzlich begrüsst. Die Fachstele Isla Victoria befürchtet jedoch, 
 dass unter 18-jährige unter den Freiern noch begehrter werden könnten. Als mögliches  
 Risiko nennt sie zudem, dass das Verbot ohne aus ihrer Sicht notwendige Begleit-  
 projekte für unter 18-jährige umgesetzt wird.
Risiken
•	Zielsetzung: Grundsätzlich besteht eine Diskrepanz zwischen der Beurteilung der   
 möglichen Chancen und Risiken in der Umsetzung der neuen PGVO zwischen   
 der Polizei und den Fachstelen. Die Polizei betrachtet die Verordnung als Grundlage  
 zur vermehrten Kontrole, Reglementierung und Eindämmung der Prostitution. Die Be- 
 ratungsstelen bedauern, dass der Fokus einseitig auf Kontrole und Reglementierung 
 gelegt wird und viel zu wenig auf den Schutz der Frauen und die Verbesserung der  
 Arbeitsbedingungen. Für die Polizei ist die PGVO die Grundlage für einen folgenden  
 Massnahmenplan (inkl. Strichplan), den Beratungsstelen fehlt in der PGVO hingegen  
 die Formulierung von konkreten Massnahmen zur Umsetzung der sehr algemein  









 Strichplan detailiert zu diskutieren und beurteilen.
•	Schutz der Frauen und gesundheitliche und soziale Prävention als definierte Ziele 
 der PGVO werden grundsätzlich von alen Interviewten als eine Chance für die Verbes- 
 serung der Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterinnen beurteilt. Da aber keine konkreten 
 Massnahmen formuliert wurden, können die oben genannten Ziele mit der PGVO nicht  
 ereicht werden. Es bestehen sehr unterschiedliche Meinungen darüber, mit welchen  
 Massnahmen diese Zielsetzungen umgesetzt werden können. 
•	Personele	Ressourcen:	Die Polizei sieht keinen wesentlich höheren Bedarf an personelen 
 Ressourcen ausser einer Stele für die Bewiligungserteilung. Die NGO‘s sowie Flora Dora  
 fordern jedoch einen deutlichen Ausbau des Beratungs- und Betreuungsangebotes, 
 da sie der Meinung sind, dass die Zielsetzungen mit dem bestehenden Personalbestand  
 nicht ereicht werden können.
•	Zusammenarbeit: Die NGO’s beurteilen es als sehr unbefriedigend, dass Art und Umfang  
 der zukünftigen Zusammenarbeit unklar ist und von den Behörden definiert wird.
•	Arbeitsbedingungen: Unklarheit besteht über die Zuständigkeit der konkreten   
 Kontrole der Arbeitsbedingungen in den Salons (Kanton oder Stadt, Gesundheits- 
 direktion). Die Polizei ist der Ansicht, dass sie diese im Zusammenhang mit ihren   
 Kontrolbesuchen durchführen könnte. Die Fachstelen befürchten, dass sich bezüglich  
 der Verbesserung der Arbeitsbedingungen in den Salons durch die Bestimmungen der  
 PGVO keine Verbesserungen ergeben, Schutz vor Ausbeutung und Gewalt damit nicht  
 gewährleistet werden können.
•	Bewiligungspflicht: Die Beratungsstelen befürchten durch die Reglementierung eine  
 Abdrängung der Frauen in die Ilegalität mit vielen negativen Konsequenzen in den  
 Bereichen Gesundheit und Autonomie. Einzig Flora Dora als städtische Fachstele   
 begrüsst die Bewiligungspflicht und erhoft sich dadurch eine Regulierung des Marktes  
 mit positiven Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen der Frauen.
•	Role	der	Polizei:	Die Polizei nimmt sich als mögliche Ansprechperson für Sexarbeiterinnen  
 in ihrer Funktion bei Kontrolbesuchen in den Salons oder bei der Bewiligungserteilung 
 wahr. Die Fachstelen sind jedoch ale der deutlichen Meinung, dass die Polizei keine  
 Vertrauensperson sein kann, da dieser Anspruch einen Rolenkonflikt beinhaltet. Eine  
 klare Rolentrennung zwischen Kontrole (durch Polizei) und Informationsvermitlung /  









5.3 Öffentliche Stelungnahme FIZ / Isla Victoria / ZAH
Während der Durchführung der Leitfadeninterviews wurde im März 2011 von der FIZ, Isla 
Victoria und der ZAH im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens eine gemeinsame Stel-
lungnahme zum Entwurf der PGVO erarbeitet (FIZ. 2011). Die Hauptforderungen der Stel-




der unter anderem Arbeitsstandards in der Sexarbeit erarbeitet. Die Einhaltung der 
entwickelten Arbeitsstandards sol in die Bewiligungspflicht für Salons aufgenom-
men werden und regelmässig überprüft werden.
•		Wir	fordern	den	Stadtrat	auf,	für	die	durch	die	Verordnung	ausgelöste	absehbare	
Zunahme von ilegalisiert tätigen Sexarbeiterinnen und die Verschlechterung ihrer 
Arbeitssituation Lösungen zu entwickeln.
•		Wir	fordern,	dass	der	Stadtrat	mit	der	Verordnung	die	institutionalisierte	Zusam-
menarbeit zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Stelen zugunsten eines ver-
besserten Schutzes der Sexarbeiterinnen stärkt.
Zudem führen die Autorinnen an dieser Stele zusätzliche Forderungen der Stelungnahme 
auf, die in den Interviews mit den drei NGO‘s nicht explizit angesprochen wurden: 
•		«Sexuele	Dienstleistungen	gegen	andere	materiele	Werte»	finden	auch	ausserhalb	
der Prostitution stat. Deshalb solte in der Verordnung die folgende gängige De-
finition gebraucht werden: Prostitution ist eine gewerbsmässige Dienstleitung, die 
Handlungen sexueler Art gegen Entgelt erbringt. 
•		Die	Rechte	der	Sexarbeiterinnen	solten	gestärkt	werden,	unter	anderem	durch	eine	




Mass negative Auswirkungen reduziert werden können. Erst dann ist sichtbar in wie 










Nachdem im vorhergehenden  Kapitel  die Forschungsergebnisse  dargestelt  worden sind, 
diskutieren und bewerten die Autorinnen die zentralen Aspekte aufgrund der im Kapitel 2 
aufgeführten Theorie- und Professionsbezüge.
6.1 Leib / Leiblichkeit 
Gesundheit: Unter dem Grundsatz der Integration gemäss Berufskodex der Sozialen Arbeit (S. 
9), sind die physischen und psychischen Bedürfnisse des Menschen zu beachten und integrativ 
zu berücksichtigen. Ale Fachstelen und die Polizei sind sich einig, dass Sexarbeit gravierende, 
gesundheitliche Auswirkungen haben kann und dass Sexarbeiterinnen deshalb ein erhöhtes 
Bedürfnis für Schutz und Gesundheitsprävention haben. Der in der PGVO vorgeschlagene 
betreute Strassenstrich trägt diesem Bedürfnis Rechnung, erfordert jedoch mehr personele 
und finanziele Ressourcen sowie eine angemessene Infrastruktur. Dies würde auch der Ver-
pflichtung zur Verteilungsgerechtigkeit gemäss Berufskodex (S. 10) entsprechen. 
Vor alem die FIZ und Isla Victoria befürchten, dass durch die Bewiligungspflicht am Stra-
ssenstrich und in den Salons viele Sexarbeiterinnen in die Ilegalität gedrängt werden. Damit 
verbunden sind auch erhöhte gesundheitliche Risiken in Form von mangelndem Schutzver-
halten und keinem Zugang zu Prävention und Beratung. Der Berufskodex (S. 10) fordert die 
Soziale Arbeit explizit auf, ungerechte Praktiken, wie diese gesundheitsgefährdende Regelung, 
aufzuzeigen. Das Manifest der Sexarbeiterinnen (vgl. Kapitel 2.4.3) fordert ebenfals einen 
umfassenden Zugang zu Angeboten der Gesundheitsprävention.
Um den Schutz der Gesundheit der Sexarbeiterinnen zu gewährleisten, stimmen die Autorinnen 
den Fachstelen zu, dass genügend niederschwelige Beratungsmöglichkeiten und eine geeignete 
Infrastruktur (genügend Toileten, Duschmöglichkeiten) zur Verfügung stehen müssten. Dies 
würde bedeuten, dass, nach Publizierung des neuen Strichplans, gemeinsam mit den Fachstelen 
ein konkretes Betreuungsangebot mit einem realistischen Personalschlüssel ausgearbeitet wird. 
Die notwendigen Finanzen hierfür zu gewährleisten, wäre, im Sinne der in der PGVO definierten 
Zielsetzungen (Schutz der die Prostitution ausübenden Personen vor Ausbeutung und Gewalt / 
Sicherstelung der gesundheitlichen und sozialen Prävention) Aufgabe der Stadt Zürich.
Ausstiegshilfen: In der Stadt Zürich gibt es, gemäss der FIZ, keine spezifischen Angebote für 
Sexarbeiterinnen, die aus ihrer Tätigkeit aussteigen möchten. Das Manifest der SexarbeiterInnen 
fordert die Unterstützung der Sexarbeiterinnen beim Wechsel in alternative Beschäftigungs-
möglichkeiten. Konzepte zu möglichen Ausstiegshilfen, wie sie die Polizei beschreibt, solten 
aus Sicht der Autorinnen somit auf der Grundlage eines politischen, internationalen Diskurses 
erarbeitet werden, in enger Zusammenarbeit mit interkulturelen Vermitlerinnen. 
Die Soziale Arbeit wäre hier gefordert, im Sinne einer Ermächtigung der Sexarbeiterinnen 









6.2 Soziales Netzwerk, soziale Bezüge
Soziale Integration: Dieser Bereich wurde in den geführten Interviews nur sehr kurz gestreift 
oder gar nicht berührt. Die Autorinnen begründen dies damit, dass die PGVO nur wenig zur 
sozialen Integration beitragen kann, wie Ursula Kocher (Flora Dora) explizit ausführt. In ihrer 
Aussage weist sie zudem auf die moralische, negative Bewertung der Sexarbeit hin, die noch 
immer geselschaftlich mit Tabus beladen ist und dadurch die soziale Integration erschwert. 
Diese Feststelung wird gestützt durch die im Manifest (vgl. Kapitel 2.4.3) genannten Stig-
matisierungen, die die Sexarbeiterinnen in den verschieden Lebensbereichen erfahren. Sie 
kreiden dabei an, dass sie oft als Opfer, Kriminele oder Hilfsbedürftige und nicht als wert-
vole Bürgerinnen angesehen werden. Diese geselschaftliche Wahrnehmung wird durch die 
verbreiteten Stereotypen in den Massenmedien aufrecht erhalten und trägt zur Isolierung 
der Sexarbeiterinnen bei. 
Die Stigmatisierungstheorie von Erving Gofman (vgl. Kapitel 2.5.1) stützt den im Manifest 
beschriebenen Zusammenhang. Gemäss Gofman bedeutet stigmatisiert zu sein, in einer un-
erwünschten Weise anders zu sein als antizipiert und somit von einem gewöhnlichen zu einem 
befleckten, minderwertigen Menschen zu werden. Die Medien verbreiten und verfestigen 
durch ihre negativen, oft auch reisserischen Berichterstatungen die diskreditierenden Atri-
bute, die zur negativ bewerteten, virtualen sozialen Identität der Sexarbeiterinnen beitragen. 
Diese Zuschreibungen diferieren mit den nachweisbaren Kategorien und Eigenschaften der 
aktualen sozialen Identität. Nach Gofman trennt diese Diskrepanz die Sexarbeiterinnen von 
der Geselschaft, ihre Identität wird dadurch beschädigt. Eine Ambivalenz zur Ich-Identität ist 
eine Folge davon und zeigt sich auch darin, dass es kaum Frauen gibt, die in der Öfentlichkeit 
zu ihrem Beruf stehen und für ihre Rechte eintreten, wie Flora Dora festhält. 
Jeder Mensch hat einerseits ein Bedürfnis nach sozialen Kontakten und geselschaftlicher 
Akzeptanz und andererseits ein Anrecht auf soziale Integration und soziale Gerechtigkeit 
aufgrund seiner Menschenwürde. Die Soziale Arbeit hat auf der Makroebene im Sinne der 
Verpflichtung zur Zurückweisung von Diskriminierung (Berufskodex, S. 9) der Stigmatisie-
rung  der  Sexarbeiterinnen  durch  gezielte  Öfentlichkeitsarbeit  entgegen zu treten.  Diese 
Aufgabe nimmt die FIZ bereits mit ihren Rundbriefen, die auch elektronisch verfügbar sind 
und durch Interviews und Veröfentlichung von spezifischen Hintergrundberichten wahr. Auf 
der Mesoebene nahm sie zusammen mit Isla Victoria, der ZAH und weiteren NGO’s Stelung 
zur Vernehmlassung der PGVO. Dies mit dem Ziel, auch auf gesetzlicher Ebene gegen die 










Auf der Mikroebene ist die Soziale Arbeit gefordert die Sexarbeiterinnen nach dem Grundsatz 
der Ermächtigung (Berufskodex, S. 9) darin zu unterstützen, ihre Rechte zu kennen und sie 
einfordern zu können. Dazu gehört auch das Anrecht auf soziale Integration. Die ausländi-
schen Sexarbeiterinnen, meist aus Osteuropa kommend, verfügen gemäss Situationsanalyse 
(vgl. Kapitel 3.5.2) oft über kein verlässliches soziales Netzwerk. Die wirtschaftliche Situation 
und die Zerstörung traditioneler Gemeinschaften und Familienstrukturen in ihren Heimat-
ländern, wie es die Migrationsforscherin Sassen (vgl. Kapitel 2.3.1) beschreibt, veranlasst die 
Sexarbeiterinnen freiwilig oder durch Zwang ihre angestammten sozialen Netzwerke zu ver-
lassen. Hier in der Schweiz erschweren gemäss Flora Dora die mangelnden Sprachkenntnisse 
und zusätzlich ein oft tiefes Bildungsniveau, dass die Frauen soziale Beziehungen zur örtlichen 
Bevölkerung knüpfen, für sich selbst einstehen und ihre Belange selbst regeln können. Aus 
Sicht der Autorinnen begünstigt dies die Abhängigkeit von Personen, die mit den örtlichen 
Gegebenheiten vertraut sind. Sehr oft sind dies Zuhälter, welche die Frauen kontrolieren, 
ihnen Kontakte zu anderen verbieten und sie dadurch zusätzlich isolieren. 
Die Soziale Arbeit ist gemäss dem Grundsatz der Integration (Berufskodex, S. 9) bestrebt, 
die sozialen Bedürfnisse der Menschen zu berücksichtigen und zu achten. Mit der Forderung 
nach Sprachkursen auf tiefem Niveau für die Sexarbeiterinnen, wie sie zum Teil bereits von 
Flora Dora und Isla Victoria angeboten werden, und der Unterstützung beim Bewiligungs-
antrag für  eine  B-Aufenthaltsbewiligung  aufgrund  belegter  Selbständigkeit  kommt Flora 
Dora diesem Grundsatz nach. 
Zudem bemängelt Flora Dora, dass die Frauen sich zu wenig solidarisieren, sei es aus Kon-
kurenzdruck oder mangels Interesse, da eine Integration aufgrund der 90-Tage-Regelung 
keinen  Sinn  macht.  Aus  Sicht  der  Autorinnen  hindern  die  Bestimmungen von  Art.  5  des 
Freizügigkeitsabkommens (vgl. Kapitel 2.2.1), die den Frauen den Aufenthalt für höchstens 
90 Tage pro Kalenderjahr gestaten, die Frauen daran, ihren Lebensmitelpunkt in die Schweiz 
zu verlegen und erschweren somit ihre soziale Integration. Zudem verstösst das FZA durch 
die  Diskriminierung  oder  Bevorzugung  gewisser  Arbeitsmarktteilnehmenden  gegen  den 
Grundsatz  der  Gleichbehandlung  und  gegen  das  Anrecht  auf  Gleichheit vor  dem  Gesetz 
(Art. 7 EMRK). 
Empowerment: In  Ermangelung  einer  aktiven  Gewerkschaft  der  Sexarbeiterinnen in  der 
Schweiz fordert die ZAH die NGO’s auf, die Sexarbeiterinnen vermehrt schweizweit zu ver-
netzen, da die Frauen dies aus Erfahrung nicht proaktiv selbst tun. Die Autorinnen begrüssen 
diese Forderung. Sie entspricht dem Grundsatz der Ermächtigung und auch der Partizipation 
(Berufskodex, S. 9). Einerseits würden die sozialen Netzwerke der Sexarbeiterinnen durch 
die institutionalisierte  Vernetzung  gestärkt.  Andererseits  erhielten ihre  Bedürfnisse  und 










6.3 Arbeit und Leistung 
Anerkennung Sexarbeit: Der Berufskodex (S. 8) der Sozialen Arbeit basiert auf der Achtung 
der in jedem Menschen innewohnenden Würde. Ungeachtet von Geschlecht, Rasse, Status 
und individuelen Besonderheiten hat jede Person Anrecht auf die Grundwerte der Gerech-
tigkeit, Gleichheit und Freiheit. In der Bundesverfassung ist für ale in der Schweiz lebenden 
Menschen im Art. 8 das Recht auf Rechtsgleichheit verbunden mit dem Diskriminierungsver-
bot verankert. Übereinstimmend mit diesen Grundsätzen sprechen sich die Fachstelen und 
die Polizei klar für eine Anerkennung der Sexarbeit als legale, gewerbsmässige Dienstleitung 
aus, die gleich behandelt werden sol wie jedes andere Gewerbe.
 
Bewiligungspflicht Strassenprostitution / Kontingente: Die Polizei und Flora Dora sind der 
Meinung,  dass  die  PGVO  die  geeigneten  Rahmenbedingungen für  eine selbstbestimmte, 
legale Sexarbeit schaft, Minderjährige schützt und die ilegale Prostitution erschwert. Die FIZ, 
die ZAH und Isla Victoria beklagen jedoch, dass die PGVO einseitig auf Kontrole, Repression 
und  Eindämmung  der  Sexarbeit  ausgerichtet ist  und  befürchten,  dass  Minderjährige  und 
Frauen, die im Rahmen der möglichen Kontingentierung keine Bewiligung erhalten, in die 
Ilegalität und Prekarität gedrängt werden. Zudem werden ausländische Frauen, die an sich 
legal hier sind und durch die Kontingentierung der Sexarbeit nicht nachgehen können, kaum 
die Schweiz verlassen. Christine Karer et al. (vgl. Kapitel 2.3.1) bestätigen, dass Migrantinnen 
trotz schwierigen Bedingungen im Zieland meist einen Karieresprung machen können und 
zudem unter enormen Druck stehen, Geld nach Hause zu schicken und wenn möglich andere 
Familienmitglieder nachzuziehen. Isla Victoria gibt ausserdem zu bedenken, dass viele Frauen 
wegen der Bewiligungspflicht aus der Stadt abwandern und im Kanton tätig sein werden. 
Dort sei jedoch das Präventions- und Beratungsangebot nicht gewährleistet. Während die 
ZAH für die Frauen Zugang zu Rechtsschutz fordert, betonen die FIZ und Isla Victoria, dass 
flankierend zur PGVO Begleitmassnahmen formuliert werden müssen für Minderjährige und 
Frauen, die keine Bewiligung bekommen. Isla Victoria fordert zudem, dass ausserstädtische 
Beratungsstelen eingerichtet werden müssen. Ihre Aussagen entsprechen der Forderung an 
die Soziale Arbeit, schädigende und ungerechte Praktiken aufzudecken (Berufskodex, S. 9). 
Zudem stehen ihre Forderungen im Einklang mit dem Grundsatz der Integration (Berufsko-
dexes, S. 9), nach dem Menschen und ihre spezifischen Bedürfnisse integrativ einzubeziehen 
sind. Die Autorinnen sind der Meinung, dass eine Ausweitung des Beratungsangebots auf 
den ganzen Kanton und die spezifische Einbindung von Minderjährigen und Frauen ohne 
Bewiligungen zusätzliche finanziele und personele Ressourcen erfordert. Diese Angebote 
müssten in Zusammenarbeit mit dem Kanton realisiert werden.
Eine Gleichbehandlung bei der Kontingentierung könnte, gemäss Polizei, mit einem Rotations- 
oder Auslosungssystem gesichert werden. Die FIZ stelt dieser Aussage jedoch entgegen, dass 
eine Bewiligungspflicht und eine mögliche Kontingentierung ohne Kriterien grossen Raum 









Zahlen, die belegen, dass ein Überangebot an Sexarbeiterinnen bestehe. Anstat einer dis-
kriminierenden Regulation in Zürich, fordert sie eine genaue Analyse und plädiert dafür bei 
der Armut in den Herkunftsländern anzusetzen. Maritza Le Breton (vgl. Kapitel 2.3.1) weist 
ebenfals auf die «Push»-Faktoren wie Armut und wirtschaftliche Stagnation im Herkunfts-
land und die «Pul»-Faktoren wie Arbeit und soziale Sicherheit hin. Insbesondere bemerkt 
sie, dass die Nachfrage nach biligen, weiblichen Arbeitskräften im Unterhaltungssektor eine 
treibende Kraft ist. Anknüpfend an die länderübergreifende Vernetzung der Polizei erachten 
es die Autorinnen als sinnvol, die Frauen in den Herkunftsländern zu informieren und zu 
beraten, in enger Zusammenarbeit mit den lokalen Fachpersonen.
 
Information Rechte und Pflichten: Ale Fachstelen und die Polizei sind sich einig, dass die 
Frauen im Rahmen des Bewiligungsverfahrens umfassender informiert werden müssen. Über 
die  Art  und  Weise  dieser Informationsvermitlung  bestehen jedoch sehr  unterschiedliche 
Vorstelungen von Behörden und Fachstelen. Die NGO’s fordern eine klare Rolentrennung, 
in dem die Polizei für die Bewiligungserteilung zuständig ist, und die NGO’s für die Informa-
tionsvermitlung, wobei diese, wie die FIZ vorschlägt, deutlich ausgebaut werden müsste. 
Die Polizei könnte sich einen Doppelauftrag vorstelen, formuliert jedoch eine mögliche Zu-
sammenarbeit mit den NGO’s und ist sich bewusst, dass dieser Erstkontaktstele eine zentrale 
Bedeutung zukommt, in dem dort ale Frauen angesprochen werden können und eine erste 
Beziehungsaufnahme möglich wäre. 
Das Manifest der Sexarbeiterinnen fordert den Zugang zu detailierten länderspezifischen 
Informationen über die Arbeitsbedingungen in der Sexindustrie und den Zugang zu Sozi-
alversicherungen.  Diese Informationen  müssten transparent in vielen  Sprachen vermitelt 
werden. 
Der Berufskodex fordert unter dem Stichwort «Ermächtigung» (S.9) die Soziale Arbeit eben-
fals auf, Individuen und Gruppen dabei zu unterstützen, ihre Stärken zu entwickeln und 
zur Wahrung ihrer Rechte zu befähigen, um autonom an der Gestaltung der Sozialstruktur 
mitwirken zu können. 
Der Einrichtung und dem konkreten Angebot dieser Erstkontaktstele kommt somit aus Sicht 
der Autorinnen eine zentrale Role zu, indem die wichtigsten Grundsätze des Berufskodexes, 
vor  alem  die Forderungen  nach  Zurückweisung von  Diskriminierung,  gerechter  Ressour-
cenverteilung, Aufdeckung von ungerechten Praktiken, Einlösung von Solidarität (S. 9–10) 
sowie die umfassenden Forderungen des Manifests der Sexarbeiterinnen für die konkrete 
Ausgestaltung der Erstkontaktstele handlungsleitend sein solten. Selbstverständlich müsste 
dabei das bestehende Fachwissen der verschiedenen städtischen und privaten Stelen (Polizei, 
NGO’s, Flora Dora) genutzt und die Strukturen dieser Stele gemeinsam mit dem AWA erar-
beitet werden. Im Sinne einer grösstmöglichen Transparenz käme dabei der Rolenklärung 









Strassenstrich: «Die Frau selber stört nicht, es stört, dass sie keine guten Arbeitsumstände 
hat».  Diese zentrale  Aussage von  Valentin Landmann solte  auch  aus  Sicht  der  Sozialen 
Arbeit bei der Neugestaltung des Strassenstrichs handlungsleitend sein, indem sie an den 
Grundsätzen der Menschenwürde und Menschenrechte anknüpft, wie sie der Berufskodex 
ausformuliert.  Dass sich  Prostitution  nicht verbieten lässt  und  es  einen  Strassenstrich  mit 
minimalen  Standards  bezüglich  hygienischer Infrastruktur  geben  muss,  darüber sind sich 
Fachstelen und Polizei einig. Valentin Landmann fordert, dass Strassenprostitution gezielt 
erlaubt wird an Orten mit genügend Raum, mit guter hygienischer Infrastruktur, mit guten 
Arbeitsmöglichkeiten, mit keinen übermässigen Verboten und guter Ereichbarkeit. So sol 
ermöglicht werden, dass sich die Belastung des Quartiers in akzeptablen Grenzen hält und 
gleichzeitig die Sozialkontrole funktionieren kann. Für Valentin Landmann, die ZAH und Flora 
Dora wären Begegnungs- oder Verichtungsboxen ausserhalb der Stadt und in einem ge-
schützten Rahmen durchaus eine denkbare Ergänzung zum Strassenstrich. Valentin Landmann 
und Flora Dora betonen jedoch, dass der Strassenstrich in der bisherigen Form wichtig ist, da 
er den Frauen erlaubt, anonym, selbstbestimmt und flexibel zu arbeiten. Unter Berücksich-
tigung des Grundsatzes der Partizipation und Integration (Berufskodex, S. 9) solten jedoch 
die  Sexarbeiterinnen  als  entscheidungs-  und  handlungsfähige  Benutzerinnen  einbezogen 
werden bei der Ausarbeitung des Zonenplans und der Arbeitsinfrastruktur. Das Manifest (vgl. 
Kapitel 2.4.3) beklagt ebenfals, dass Sexarbeiterinnen meist als hilfsbedürftige Opfer, teils 
als  Kriminele  oder  als  Zielgruppe für Interventionen  des  öfentlichen  Gesundheitswesens 
wahrgenommen werden, anstat als wertvole, mitgestaltende Bürgerinnen. Gemäss dem 
Grundsatz der Integration (Berufskodex, S. 9) müssten zudem den spezielen Bedürfnissen 
der Sexarbeiterinnen Rechnung getragen werden in der Ausgestaltung des Strassenstrichs. 
Gemäss der Verpflichtung zur gerechten Verteilung von Ressourcen verlangt der Berufskodex 
(S. 10), dass knappe Ressourcen, im Fal der Sexarbeiterinnen der öfentliche Raum, bedürfnis-
gerecht, adäquat und rechtmässig verteilt werden. Dies würde die oben genannte Forderung 
nach einer sinnvolen Platzierung des Strassenstrichs von Valentin Landmann unterstützen. 
Die Autorinnen erachten es als ofensichtlich, dass die PGVO in ihren zentralen Ausführungen 
nicht von den Bedürfnissen der betrofenen Frauen aus geht, sondern die Eindämmung der 
Prostitution ins Zentrum stelt. 
Freier: Ale Fachstelen bedauern es, dass die PGVO die Freier, ausser bei der möglichen Bus-
senerteilung, ausklammert und sie sich so ihrer Verantwortung weiterhin entziehen können. 
Die ZAH beklagt zudem, dass mit dem erweiterten Halteverbot am Sihlquai der Bus der ZAH, 
der mit niederschweliger Prävention- und Sensibilisierungsarbeit viele Freier ereicht hate, 
seinen Standplatz verlor und die ZAH ihre Präventionsarbeit für Freier einstelen musste. Sie 
bemerkt auch, dass die Gruppe der Freier sich verändert hat und heute vermehrt Jugendliche 
mit ungenügendem Wissen über Sexualität und Gesundheitsprävention die Dienstleistungen 
der Sexarbeiterinnen in Anspruch nehmen. Deshalb fordert sie eine umfassende frühzeitige 
Sexualerziehung in den Schulen und plädiert zusammen mit der FIZ für eine grössere Sensi-









vertreten die Meinung, dass auch für die Freier die im Berufskodex elementaren Forderungen 
nach Gleichbehandlung, Selbstbestimmung, Partizipation und Ermächtigung gelten (S. 8–9). 
Um die umfassenden Forderungen des Manifests (vgl. Kapitel 2.4.3) zu erfülen, müssten die 
Freier ebenfals in die Pflicht genommen werden, indem Sensibilisierungsarbeit geleistet wird, 
so wie sie die FIZ mit ihrer Kampagne «verantwortungsvolerfreier.ch» bereits wahrnimmt. 
Ausserdem müsste der ZAH am Strassenstrich wiederum die Möglichkeit gegeben werden 
mit ihrem Bus niederschwelige Freierarbeit zu leisten und der Zugang zu den Salons müsste 
für Mitarbeitende der ZAH garantiert werden. Diese niederschwelige Sensibilisierungs- und 
Präventionsarbeit häte aus systemischer Sicht ebenfals direkte Auswirkungen auf die Ver-
besserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterinnen. Nicht nur die Frauen, 
sondern auch Freier werden stigmatisiert. Treten sie öfentlich in Erscheinung, auf der Suche 
nach einer Frau, sind sie gemäss der im Kapitel 2.5.1 dargestelten Theorie von Gofman 
«Diskreditierte»,  das stigmatisierende  Merkmal ist  ofensichtlich.  Meist  bewegen sie sich 
aber im Schutze der Anonymität, sind lediglich «Diskreditierbare», die ihr Stigma verdecken. 
Die Autorinnen vermuten, dass Freier sich in der Regel, weil sie ihr Stigma meist sehr gut 
verdecken können, kaum über Sexarbeit, ihre Hintergründe sowie Präventionsmöglichkeiten 
bei sexuel übertragbaren Krankheiten informieren. Zudem sind sie strafrechtlich bis anhin 
kaum fassbar gewesen. 
Pflichten  Salonbesitzende/Arbeitsverträge/Labels/Mindeststandards:  Die  Polizei  und Flora 
Dora begrüssen die wenigen, aber aus ihrer Sicht kontrolierbaren Auflagen in der PGVO 
(vgl. Kapitel 2.2.3). Die FIZ meint dagegen entschieden, dass die in der PGVO formulierten 
Auflagen die Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterinnen kaum verbessern. Vielmehr müssten 
die Sexarbeiterinnen in ihren Rechten und in ihrer Selbstbestimmung gestärkt sowie faire 
Arbeitsbedingungen  geschafen  werden.  Zusammen  mit  Valentin Landmann fordert sie 
daher die Durchsetzbarkeit von Verträgen zwischen Sexarbeiterinnen und Freiern / Salon-
besitzenden. 
In der Tat wird das Recht bezüglich Arbeitsverträgen zur Benachteiligung der Sexarbeiterinnen 
ausgelegt (vgl. Kapitel 2.2.1) und widerspricht damit den vorher genannten Grundsätzen 
der Gleichbehandlung des Berufskodexes und der BV. Verträge zwischen Sexarbeiterinnen 
und Freiern/Salonbesitzenden verstossen gemäss Auslegung von Art. 20 OR gegen die guten 
Siten und sind demzufolge nichtig. Die Frauen werden so in die Selbständigkeit gedrängt 
und kommen nicht in den Genuss des Arbeitnehmerschutzes. Der Art. 195 StGB über die 
Förderung zur  Prostitution ist  ebenfals sehr  unklar  definiert, so  dass  Salonbesitzende in 
der Regel keine Verträge abschliessen, aus Angst mit dem Gesetz in Konflikt zu kommen. 
Gemäss Brigite Hürlimann könnte jedoch das Weisungsrecht des Arbeitgebers problemlos 
eingeschränkt werden auf den Arbeitsort, die Präsenzzeit und die Kleidungsvorschriften, so 
dass Arbeitsverhältnisse zwischen Sexarbeiterinnen und Salonbesitzenden nicht gegen den 
Art.  195  StGB verstossen  würden.  Das  Manifest (vgl.  Kapitel  2.4.3) fordert  diesbezüglich 
ebenfals die Entscheidungsfreiheit zwischen Angesteltsein und Selbständigkeit sowie die 









In der benachteiligenden Auslegung der Gesetze sehen die Autorinnen eine Folge des im 
Kapitel 2.5.1. beschriebenen Stigmatisierungsmechanismus nach Erving Gofman, gemäss 
dem fremde Menschen mit einer unerwünschten Eigenschaft in der Vorstelung des Gegen-
übers zu minderwertigen Personen werden können, denen wenig oder gar keine Akzeptanz 
entgegen gebracht wird und die in Folge dessen auch benachteiligt werden. Die diskriminie-
rende Auslegung der Gesetze hat nicht nur die Ausgrenzung der Sexarbeiterinnen zur Folge, 
sondern vergrössert auch deren schon bestehende Stigmatisierung. 
Gemäss Ausführungen im Kapitel 2.2.1 und 3.4 werden Sexarbeiterinnen aus der EU grund-
sätzlich durch das FZA benachteiligt, da sie im Kanton Zürich ale als selbständige Dienstleis-
tungserbringerinnen gelten und somit der Meldepflicht unterstehen. Sie dürfen demnach 
ihre Dienstleistung nicht länger als 90 Tage pro Kalenderjahr anbieten. Damit werden diese 
Sexarbeiterinnen nicht nur in ihrer Rechtsgleichheit gemäss Art. 8 BV beschniten, sondern es 
wird auch der im Berufskodex festgesetzte Grundsatz der Selbstbestimmung (S. 8) verletzt. 
Sie können nicht entscheiden, ob sie selbständig erwerbend sein oder ein Arbeitsverhältnis 
eingehen wolen. 
Wil  man  dem  Grundsatz  der  Selbstbestimmung  und  der  Ermächtigung  des  Berufskodex 
(S.  8–9)  Rechnung tragen,  wäre  einerseits zu fordern,  dass  Sexarbeiterinnen selber  über 
ihre  Arbeitsform  entscheiden  können.  Andererseits  wäre  es  wichtig, sie zu  ermächtigen, 
ihre Rechte wahrnehmen zu können. Folgerichtig müssten im Sinne von Regula Rother (Isla 
Victoria) neue Besitzformen von Salons angedacht werden, beispielsweise ein selbstverwal-
tetes Frauenkolektiv oder ein städtisches Bordel verbunden mit der Erarbeitung von Labels. 
Die FIZ trit vehement  dafür  ein,  dass  Arbeitsbedingungen  und -infrastrukturen  definiert, 
kontroliert, beziehungsweise Sanktionen ausgesprochen werden müssen. Zur Entwicklung 
dieser Standards schlagen die FIZ, Isla Victoria und die ZAH in ihrer Stelungnahme zur PGVO 
einen Runden Tisch Prostitution vor, in dem staatliche und nicht staatliche Vertreter ange-
messen vertreten sind. Diese Forderung entspricht der Verpflichtung des Berufskodex, soziale 
Ungerechtigkeiten aufzudecken und menschen- und bedürfnisgerechte Sozialstrukturen zu 
fordern (S. 9). Das Manifest trit ebenfals für faire Arbeitsbedingungen und Mindeststan-
dards  ein.  Unklarheiten  herschen jedoch  bezüglich  der Frage,  wer für  die  Kontrole  und 
Umsetzung zuständig sein sol. Regula Rother (Isla Victoria) und Polizei bestätigen, dass hier 
auch Uneinigkeit zwischen Kanton und Stadt herscht und sich niemand zuständig fühlt. Da 
das Arbeitsgesetz (ArG) und die zugehörigen Verordnungen auf Bundesebene geregelt sind, 
wäre es nach Meinung der Autorinnen sinnvol, gesamtschweizerisch gültige Bestimmungen 
für die Sexarbeit zu formulieren. Speziel müssten dabei nach dem Grundsatz der Integration 










Zusammenarbeit Fachstelen  und  Behörden: Die  Stadt  Zürich versucht  mit  der  PGVO  die 
Probleme, die sich im Zusammenhang mit der Prostitution ergeben, zu lösen. Dabei werden 
aber ofensichtlich sogar innerhalb der Stadt Zürich bestehende Ressourcen im Sinne einer 
konstruktiven  Zusammenarbeit  aler Fachleute  und  Betrofenen zu  wenig  genutzt.  Sexar-
beiterinnen oder Salonbesitzende wurden in die Ausarbeitung der PGVO nicht einbezogen. 
Bezüglich der Umsetzung der neuen Regelungen bestehen grosse Unsicherheiten. Ebenso 
ist unklar, wer für die Kontrole der Arbeitsbedingungen zuständig ist. Diese Frage zu klären, 
wäre für die Ausformulierung eines konkreten Massnahmenplans, der die Zielsetzung, den 
Schutz der Frauen zu verbessern, hat, zentral. Die Forderungen der Fachstelen gehen ale in 
die Richtung, einen Runden Tisch, zumindest auf städtischer und kantonaler Ebene, zu initi-
ieren, um Fachwissen zusammenzutragen und einen optimalen Massnahmenplan erarbeiten 
zu können. Gemäss der Grundsätze der Gleichbehandlung, Selbstbestimmung, Partizipation 
und Ermächtigung, wie sie im Berufskodex (S. 8–9) der Sozialen Arbeit formuliert werden, 
müssten zu diesen Diskussionen nicht nur Behörden- und FachstelenvertreterInnen eingela-
den werden, sondern auch Sexarbeiterinnen und Salonbesitzende. 
Die  Zusammenarbeit  auf städtischer  Ebene  wird von städtischen  Behördenvertretern,  der 
städtischen Fachstele Flora Dora und den NGO’s unterschiedlich beurteilt. Die Polizei erach-
tet sie als genügend, während sich die Fachstelen gewünscht häten, bei der Ausarbeitung 
der PGVO mehr einbezogen worden zu sein. Zudem befürchten ale Fachstelen, dass durch 
die vermehrte Kontrole eine Abwanderung der Frauen in die Ilegalität oder in den Kanton 
Zürich erfolgen könnte. Daher ist eine konkrete Zusammenarbeit und Diskussion auf städ-
tischer sowie auf kantonaler Ebene, zum Beispiel bezüglich der Schafung einer kantonalen 
Beratungsstele, dringend angezeigt. 
Wie die Migrationsforscherin Saskia Sassen (vgl. Kapitel 2.3.1) zeigt, leisten Tourismus und 
Wirtschaft einen entscheidenden Beitrag, Brücken herzustelen, die auch die in die Prosti-
tution  migrierenden Frauen  nutzen.  Ebenso  betont sie,  dass  die  Zerstörung traditioneler 
Gemeinschaften und Familienstrukturen sowie die Gewöhnung der Bevölkerung an die west-
europäische oder anglo-amerikanische Kultur viele Menschen dazu zwingt, ihre Familie zu 
verlassen, um in der inländisch zentralisierten Wirtschaft Arbeit zu finden oder zu emigrieren. 
Dies bestätigen auch die Ausführungen von Stéphane Laederich im zitierten NZZ-Artikel (vgl. 
Kapitel 2.3.2) über die Situation der Roma.
Die  neuen  Regelungen  der  PGVO in Form  der  Bewiligungspflicht trefen vor  alem sich 
prostituierende  Migrantinnen.  Das  Thema  Prostitution  dabei  alein  auf städtischer  Ebene 
anzusiedeln, ist sowohl aus migrationstheoretischer, wie auch aus systemischer Sicht pro-
blematisch. Zumindest müsste auf gesamtschweizerischer Ebene ein einheitliches Konzept 
erarbeitet  werden,  das  die rechtliche  Gleichstelung  und  Behandlung  der Frauen in  alen 
Kantonen garantiert. Ebenfals müssten vermehrt internationale Strategien entwickelt wer-









FIZ,  wie im  Rundbrief  48 (2011)  beschrieben  wird,  bereits  mit  Teilnahmen  beispielsweise 
an der Internationalen Caritas-Konferenz zum Thema «The Female Face of Migration» in 
Senegal, am Trefen der europäischen Mitglieder der «Global Aliance Against Traficking in 
Women» (GAATW) in Barcelona und in Rom am Trefen der «La Strada International» (LSI), 
einem Netzwerk von europäischen Anti-Traficking-Organisationen, sehr engagiert (S. 11). 
Die Beschlüsse, Diskussionen und Ergebnisse dieser Trefen solten dabei vermehrt in die po-
litische und praktische Arbeit einbezogen werden. Zusätzlich müssten vermehrt Projekte in 
den Herkunftsländern der Sexarbeiterinnen (im Moment vor alem in Ungarn), zusammen mit 
lokalen Fachleuten, die das Ziel haben, migrationswilige Frauen umfassend zu informieren 
und Alternativprojekte zur Sicherung ihrer wirtschaftlichen Existenz zu initieren, aufgebaut 
werden. Hierbei wäre es entscheidend, das Wissen über kulturele Zusammenhänge (zum 
Beispiel bezüglich der Stelung der Roma) von lokalen Fachleuten einzubeziehen, um klienten-
gerechte Massnahmen zu entwickeln.
6.4 Materiele Sicherheit 
Dieser  Bereich  wurde in  den Interviews  nur  am  Rande  gestreift,  da  die  PGVO  eine rein 
städtische  Verordnung ist. Im  Arbeitsrecht liegt jedoch  die juristische  Zuständigkeit für 
Rechtssetzung und -sprechung auf eidgenössischer und kantonaler Ebene und diese kann 
nicht durch die PGVO verändert werden. Man kann jedoch davon ausgehen, dass mit einer 
konkreten Verbesserung der Arbeitsbedingungen auch die materiele Sicherheit der Frauen 
erhöht würde. 
Einkommen: Gemäss der in der Situationsanalyse (vgl. Kap. 3.5.4) angeführten PUK-Studie, 
liegt das durchschnitlich erzielte Einkommen der befragten Sexarbeiterinnen bei mehr als 
Euro 1 000.– pro Woche. Damit liegt ihr Verdienst deutlich über den in anderen Branchen 
üblichen Mindestlöhnen und könnte grundsätzlich materiele Sicherheit ermöglichen. Dies 
sei, gemäss Flora Dora, auch auf dem Strassenstrich am Sihlquai noch immer möglich. Die 
PUK-Studie bestätigt jedoch ebenfals, dass nur ein Dritel der Frauen über ihren gesamten 
Verdienst verfügen kann und dadurch die finanziele Abhängigkeit von beispielsweise Zuhäl-
tern und Salonbesitzenden sich am stärksten negativ auf ihre materiele Sicherheit auswirkt. 
Die FIZ sieht zudem in der Bewiligungspflicht der PGVO für die Frauen eine Gefahr, durch 
erhöhten Schuldendruck tiefer in die finanziele Abhängigkeit zu geraten. 
Ein weiterer einschneidender Faktor ist die schweizerische Gesetzgebung und deren Ausle-
gung (vgl. Kapitel 2.2.1). Sie verhindert, dass Sexarbeiterinnen gerichtlich einen vorenthalte-
nen Lohn einfordern können. Freier oder Salonbesitzende haben demnach die Möglichkeit, 
die Frauen um ihr Entgelt zu prelen, ohne gerichtliche Folgen befürchten zu müssen. Dies 









in Hinblick auf Gleichbehandlung, Gleichheit vor dem Gesetz, Recht auf Soziale Sicherheit 
und Schutz vor Diskriminierung entschieden entgegen zu treten (Berufskodex, S. 8). Die An-
erkennung der Sexarbeit als Arbeit solte, wie von der FIZ und Valentin Landmann gefordert, 
mit dem Fal der Sitenwidrigkeit einhergehen. 
Sozialversicherungen: Häten die Sexarbeiterinnen die Wahl, unselbständig erwerbstätig zu 
sein, wäre dies für sie eine einfache Möglichkeit, sich durch die obligatorischen Beiträge in 
die Sozialversicherungen materiel besser abzusichern. Damit würde den Forderungen des 
Manifests (vgl. Kapitel 2.4.3) nach Zugang zu Sozialversicherungen und den Grundsätzen 
des Berufskodexes (Selbstbestimmungsrecht, Recht auf Soziale Sicherheit und Zurückweisung 
von Diskriminierung) entsprochen (S. 8–9).
Steuern: Über die durchschnitliche Höhe des steuerbaren Einkommens einer Sexarbeiterin 
bestehen unterschiedliche Ansichten. Die Polizei vertrit die Meinung, dass die Sexarbeiterin-
nen ihr Einkommen in den Steuererklärungen zu wenig hoch oder gar nicht angeben würden, 
da eine Kontrole mangels schriftlichen Beweisen nicht möglich sei. Sie sieht durch die PGVO 
die Möglichkeit, von den Frauen mehr Steuern einfordern zu können. Dem widerspricht die 
FIZ jedoch in der Situationsanalyse (vgl. Kapitel 3.5.4). Ihrer Erfahrung nach würden die Sex-
arbeiterinnen generel zu hoch von der Steuerverwaltung eingeschätzt. Nach Meinung der 
Autorinnen könnten Arbeitsverträge durch Lohnausweise mehr Klarheit bei der Besteuerung 
schafen. Dadurch könnte algemein dem Recht auf Gerechtigkeit und den Forderungen des 
Manifests (vgl. Kapitel 2.4.3) nach gerechter Besteuerung und steuerlicher Absetzungsmög-
lichkeit ihrer Arbeitsmaterialien und Berufsauslagen entsprochen werden.
6.5 Werte und Normen 
In  den Interviews  wurde  der  Bereich  Werte  und  Normen  wenig  angesprochen.  Dies  be-
trachten die Autorinnen als Folge davon, dass Verordnungen und Gesetze in der Regel nicht 
direkt auf geselschaftlich relevante Werte, Normen und Menschenbilder Einfluss nehmen 
können. Gesetze vermögen jedoch die rechtliche Stelung benachteiligter Gruppen zu stärken 
und den Prozess der Meinungsbildung in der Geselschaft positiv zu unterstützen. 
 
Autonomie: Flora Dora ist der Meinung, dass durch die gewerbsmässige Anerkennung und 
Akzeptanz die Autonomie der Sexarbeiterinnen gestärkt wird, Isla Victoria und Valentin Land-
mann befürchten, dass durch die vermehrte Regulierung die Autonomie beschränkt wird. 
Gemäss den Ausführungen von Erving Gofman im Kapitel 2.5.1 werden Sexarbeiterinnen
meist in ihrer virtualen Identität wahrgenommen. Es werden ihnen negative Eigenschaften 
zugeordnet, was zu Stigmatisierung und Ausgrenzung führt. Da Sexarbeiterinnen einerseits 









ihnen meist schwer, sich gegenüber anderen zu outen und sich als professionele und wert-
vole  Person  darzustelen.  Dies  aber verhindert,  dass  Sexarbeiterinnen  autonom  auftreten 
können. Um zur «out-group» zu gehören, verheimlichen sie daher oft ihren Beruf und führen 
ein Doppeleben. Die im Kapitel 6.3 aufgezeigten rechtlichen Benachteiligungen bezüglich 
der Arbeitssituation der Sexarbeiterinnen tragen zur Ausgrenzung und zur Stigmatisierung 
bei. Die Autorinnen vertreten die Ansicht, dass eine Anerkennung der Sexarbeit als gewerbs-
mässige Dienstleistung verbunden sein muss mit einer Stärkung der rechtlichen Stelung. 
Nach dem Grundsatz der Anerkennung von Verschiedenheiten und der Verpflichtung zur 
Aufdeckung von ungerechten Praktiken sowie zur Einlösung von Solidarität (Berufskodex, 
S. 9–10), ist die Soziale Arbeit dazu aufgefordert, auf die sozialen Benachteiligungen und 
die Stigmatisierung der Sexarbeiterinnen hinzuweisen und sich für mehr Anerkennung und 
Akzeptanz einzusetzen. Diesbezüglich ist es unabdingbar, dass die Öfentlichkeit durch ge-
zielte Information und Kampagnen sensibilisiert wird. Ebenfals ist es, gemäss dem Grundsatz 
der Ermächtigung des Berufskodex (S. 9), Aufgabe der Sozialen Arbeit, die Sexarbeiterinnen 
in ihrer Autonomie und ihrem Selbstwert zu stärken und sie zu befähigen, für ihre Rechte 
einzustehen. Dies könnte neben der individuelen Beratung auch bedeuten, dass die Soziale 
Arbeit Unterstützung beim Aufbau von gewerkschaftlichen Strukturen anbietet. 
Medien:  Gemäss  Manfred  Piwinger  und  Ansgar  Zerfas (vgl.  Kapitel  2.5.2)  haben  Medien 
nachweislich  einen  Einfluss  auf  die  öfentliche  Wahrnehmung  und  die  Meinungsbildung. 
Einstelungen können aktiviert, transformiert, etabliert oder überhaupt erst gebildet werden, 
sei es im positiven oder im negativen Sinn. Als Beispiel dafür führen die Autorinnen den Be-
grif der Verichtungsboxen an, der von der Geselschaft leicht mit Unmoral und schlechtem 
Lebenswandel verbunden  werden  könnte.  Ale Fachstelen  und  auch  die  Polizei sind sich 
einig, dass eine wirksame Medienarbeit zur Verbesserung der geselschaftlichen Akzeptanz 
dringend notwendig wäre. Die Autorinnen geben aber zu bedenken, dass Medien auch von 
Pressemiteilungen der Politiker, Behörden und Fachstelen sowie von den Einstelungen der 
jeweiligen Informanten beeinflusst sind. Deshalb erachten sie es auch als unabdingbar, dass 
NGO‘s  bei  öfentlichen  Meinungsträgern  wie  Behörden  und  Politikern sowie  bei  Medien 
Lobbying für Sexarbeiterinnen betreiben, um damit die Pressemiteilungen und die öfentliche 
Berichterstatung beziehungsweise die Einstelung der Geselschaft positiv zu beeinflussen. 
Isla Victoria beklagt, dass die öfentliche Meinung, beeinflusst von der medienwirksamen 
und oft unkorekten Berichterstatung, sehr moralisierend ist. Sie fordert, dass die Medien 
fundiert und neutral unter Einbezug objektiver und nicht nur sensationswirksamer Aspekte 
informieren.  Dabei  könnte  auch  das  Wissen von  erfahrenen  Sexarbeiterinnen  einfliessen. 
In Anbetracht der sehr einseitigen, medialen Berichterstatung der letzten Jahre, schliessen 
sich die Autorinnen dieser Forderung an. In der Verpflichtung zur Aufdeckung von sozialer 
Ungerechtigkeit und zur Einlösung der Solidarität des Berufskodex (S. 10) ist die Soziale Ar-
beit aufgefordert, politisch aktiv zu werden und Stelung zu beziehen. Ale Fachstelen und 











Abschliessend  beantworten  die  Autorinnen  die Forschungsfrage  und leiten  den  Hand-
lungsbedarf für die Soziale Arbeit ab. 
7.1 Beantwortung der Fragestelungen
Die zwei Hauptfragestelungen, die im Kapitel 1.2 der Arbeit gestelt wurden, werden hier 
noch einmal aufgegrifen und abschliessend beantwortet: 
•	 Welche	Chancen	und	Risiken	birgt	die	Umsetzung	der	neuen	PGVO	für	die	Lebens-	
 und Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterinnen der Stadt Zürich?
•	 Braucht	es	alenfals	zusätzliche	Massnahmen,	um	die	Lebens-	und	Arbeitsbedingungen	
 der Sexarbeiterinnen zu verbessern?
In  der  Situationsbeschreibung  wurde  dargestelt,  dass  Sexarbeiterinnen  auf  Grund ihres 
Berufes  grundsätzlich  eine  erhöhte  Krisenanfäligkeit  aufweisen.  Das  heute  bestehende 
niederschwelige Angebot an Gesundheitsprävention und Beratung trägt diesem Umstand 
bereits zu grossen Teilen Rechnung.
Die Zusammenfassung der wichtigsten Chancen und Risiken (vgl. Kapitel 5.2) und die de-
tailierte Diskussion der Forschungsergebnisse (vgl. Kapitel 6) hat aufgezeigt, dass sich die 
Umsetzung der PGVO auf ale Bereiche des 5-Säulen-Models nach Hilarion Petzold (Leib / 
Leiblichkeit, Soziale Netzwerke, Arbeit und Leistung, Materiele Sicherheit und Werte/Nor-
men) negativ auswirkt, was zu gestörtem Identitätserleben führt und sich auf die psychische 
Gesundheit auswirken kann. Dies bewirkt eine zusätzliche Verschlechterung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der Sexarbeiterinnen. Für die Soziale Arbeit ergibt sich somit ein klarer 
Handlungsbedarf. Im  nächstfolgenden  Kapitel formulieren  die  Autorinnen in  Anlehnung 










7.2 Mögliche Aufgaben für die Soziale Arbeit
Hans  Thiersch (geb.  1935),  Professor für  Erziehungswissenschaft  und  Sozialpädagogik in 
Tübingen,  prägte  den  Begrif  und  die  Theorie  der lebensweltorientierten  Sozialen  Arbeit. 
Altagsorientierte Soziale Arbeit sol, nach Thiersch, Hilfe zur Selbsthilfe leisten, indem sie 
der  Klientschaft  unter  Nutzung  der  professionelen  und institutionelen  Ressourcen  einen 
gelingenderen Altag ermöglicht. 
Thiersch (1986) setzte sich detailiert mit der geselschaftlichen Funktion der Sozialen Arbeit 
auseinander. Die Soziale Arbeit als Institution der Geselschaft ist, gemäss Thiersch, geprägt 
durch  den  Widerspruch zwischen  gegebener struktureler  Gewalt  und  den  Ansprüchen 
des  Sozialstaates, zwischen  dem  Auftrag,  die vorhandenen  Machtstrukturen zu stützen 
und Konflikte und Schwierigkeiten unaufälig zu lösen und der Vertretung der Rechte aler 
Menschen, vor alem der Hilflosen, Unterprivilegierten und Schwachen. Diesen Widerspruch 
zu  erkennen,  gegebene  Handlungsfreiräume zu  nutzen  und vor  alem  auszudehnen, ist 
Aufgabe der Sozialen Arbeit. Thiersch beklagt zudem, dass sich die Soziale Arbeit zu wenig 
in politische und soziale Angelegenheiten von öfentlichem Interesse einmischt und vielfach 
ohnmächtig ausführt, was die Mächtigen der Geselschaft ihr auftragen (zit. in Ernst Engelke, 
2002, S. 333.)
Die lebensweltorientierte Theorie von Thiersch, angewandt auf die Situation in der Stadt Zü-
rich, fordert die Soziale Arbeit explizit auf politisch Stelung zugunsten der Sexarbeiterinnen 
zu beziehen und auf die strukturele Gewalt, die durch die neue Regelungen in der PGVO 
entsteht, aufmerksam zu machen. Soziale Arbeit sol sich dafür einsetzen, den Sexarbeiterin-
nen unter Nutzung aler professionelen und institutionelen Ressourcen einen gelingenderen 
Altag zu ermöglichen. Konkret würde dies auf den verschiedenen Ebenen bedeuten: 
Mikroebene 
•	 Erarbeitung	zusätzlicher,	lokaler	niederschweliger	Projekte	im	Sinne	eines		 	
 Empowerment der Sexarbeiterinnen (Sprachkurse, Austauschmöglichkeit zwischen  















 NGO’s, Pro Mente Sana, ProKoRe, städtischen, kantonalen und nationalen Fachstelen)  
 im Bereich Gesundheitsförderung und Prävention
•	 Erarbeitung	von	neuen	möglichen	Strukturen	(zum	Beispiel	Runder	Tisch)	auf	städtischer	
 und kantonaler Ebene, auch mit Sexarbeiterinnen und Salonbesitzenden, zur  
 regelmässigen Diskussion und Austausch bezüglich Thematik Sexarbeit sowie zur  
 Erarbeitung eines Konzeptes für kantonale Beratungsstelen und alternativen Projekten  
 (selbstverwaltete Salons, Laufhäuser) 
•	 Erarbeitung	von	Mindeststandards	bezüglich	Arbeitsbedingungen	(Mindestlohn,	 	
 Abgabemodele, Zimmerpreise, sanitäre Infrastruktur, Zugang zu Präventionsmaterial,  
 Arbeitszeiten, Ruhezeiten, Ferien, Sozialversicherungen; Selbstbestimmungsrecht   
 bezüglich der Art und Weise der Dienstleistungen) inklusive Kontrolmechanismen für  
 Salons unter Einbezug von alen Fachstelen, sowie Sexarbeiterinnen und Salonbesitzenden
•	 Erarbeitung	eines	möglichen	Labels	(mitels	überprüfbaren	Kriterien)	für	Salons	unter	




 Rechtschutz und Beratung für ilegal tätige Sexarbeiterinnen)
•	 Politische	Einflussnahme	bezüglich	Bereitstelung	zusätzlicher	Ressourcen	für	den	 
 Ausbau von niederschweligen Beratungs- und Gesundheitspräventionsangeboten auf  
 der Strasse und in Salons sowie eine angemessene hygienische Infrastruktur auf dem  
 Strassenstrich
•	 Politische	Einflussnahme	auf	die	Gewährleistung	und	den	Ausbau	des	niederschweligen	
 Beratungsangebotes der ZAH für Freier in den verschiedenen Strichzonen und   
 Sicherung des Zugangs für die ZAH zu den Salons
•	 Politische	Einflussnahme	bezüglich	Mitspracherecht	der	Sozialarbeitenden	bei	der	 
 Einrichtung von gut funktionierenden Erstkontaktstelen zur umfassenden  
 Informationsvermitlung mit klarer Rolentrennung (Polizei: Kontrolauftrag, Soziale 
 Arbeit: Beratungs- und Informationsauftrag) 
•	 Politische	Einflussnahme	auf	vermehrte	Vernetzung	auf	städtischer,	kantonaler,	 	












7.3 Schlussbemerkungen / Ausblick
Wie bereits einführend betont, ist Sexarbeit keine Arbeit wie jede andere. Deshalb erfordert 
sie speziele Regelungen zum Schutz der Frauen. Dabei darf die Sexarbeit jedoch nicht an 
sich als Problem stigmatisiert werden, mit den beschriebenen negativen Konsequenzen auf 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Frauen, sondern muss in einem grösseren Zusam-
menhang diferenziert diskutiert werden. Die Autorinnen erhofen sich, mit ihrer Arbeit einen 
Beitrag zur aktuelen Thematik Sexarbeit in der Stadt Zürich geleistet zu haben, indem die 
Forschungsergebnisse in die Diskussionen um die konkrete Ausgestaltung der notwendigen 
Massnahmen zur Gewährleistung des Schutzes der Sexarbeiterinnen und der Quartierbevöl-
kerung einfliessen mögen. 
Die Autorinnen hofen, dass die Stadt Zürich sich der Chancen und Risiken der neuen Verord-
nung bewusst ist und bleibt, und bei der Umsetzung der Massnahmen der Fokus auch auf 
die Selbstbestimmung und den Schutz der betrofenen Frauen gelegt wird, so wie es in den 
Zielsetzungen der PGVO ausdrücklich formuliert ist. Der Stadt Zürich, zahlenmässig Zentrum 
der Strassenstrich-Prostitution in Europa, käme hierfür auch die Chance einer Voreiterole 
zu, da viele schweizerische und europäische Städte mit ähnlichen Situationen konfrontiert 
sind. 
Die Ausarbeitung konkreter Mindeststandards von Arbeitsbedingungen in Salons würde sich 
als Thema einer weiteren Bachelorarbeit einer Hochschule für Soziale Arbeit anbieten.
Beschluss des Stadtrats von Zürich über das Massnahmenpaket zur PGVO (25. Mai 2011)
Überaschend schnel hat der Stadtrat von Zürich über die nach dem Vernehmlassungsver-
fahren überarbeitete PGVO entschieden und veröfentlichte am 25. Mai 2011 eine Medien-
miteilung. Die PGVO wird voraussichtlich im Herbst 2011 im Gemeinderat behandelt und 
sol anfangs 2012 in Kraft treten.
Da die Auswertung und Diskussion der Forschungsergebnisse zu diesem Zeitpunkt bereits 
abgeschlossen waren, werden die wichtigsten Massnahmen des Stadtrates an dieser Stele 
lediglich kurz vorgestelt und nicht mehr beurteilt:
Neuer Strichzonenplan: Der künftige Strichplan sol nur noch drei Zonen umfassen. Davon 
sind zwei für den Autostrich und eine für den Fussgängerstrich in der Innenstadt vorgesehen. 
Der Strassenstrich am Sihlquai wird verboten, im Langstrassenquartier wird kein Strassenstrich 
bewiligt. Folgende Strichzonen sind vorgesehen:
•	 Almend	Brunau,	Autostrich	(bestehend),	Betreuung	durch	Flora	Dora
•	 Aargauerstrasse	(neuer	Strichplatz	mit	Boxen),	Betreuung	durch	Flora	Dora,	sol,	 	
 vorbehaltlich der Zustimmung des Gemeinderates im Frühling 2012 in Betrieb   










 Nachtfahrverbot Zähringerstrasse als flankierende Massnahme
Sofortmassnahmen  am  Sihlquai:  Der  Strassenstrich  am  Sihlquai  wird  bis zur  Eröfnung 
des Strichplatzes weiterhin dort bleiben, zur Entlastung der Quartierbevölkerung wird die 
Strassenprostitution ab Anfang Juni 2011 jedoch nur noch zwischen 22.00 und 5.00 Uhr 
erlaubt.
Zusammenarbeit von  Stadt  und  Kanton:  Es  gilt  eine  neue  Regelung  ab  6. Juni  2011, in-
dem die Stadtpolizei zuerst die Selbständigkeit von Sexarbeiterinnen anerkennen muss, erst 
anschliessend können die Frauen beim AWA eine Meldebestätigung erlangen. Mit diesen 
Massnahmen solen Falschangaben besser erkannt werden.
In einer Medienmitelung der Fachstelen FIZ, Isla Victoria und ZAH (25. Mai 2011) kritisieren 
die Fachstelen, die im Vergleich zum Entwurf nur punktuel verbesserte PGVO, vor alem die 
Beibehaltung der Bewiligungspflicht für die Strassenprostitution in Form eines zweiteiligen 
Meldeverfahrens bei Polizei und AWA wird negativ beurteilt, da sie viele Frauen ilegalisiert. 
Begrüsst wird hingegen die Einrichtung einer Fachkommission zur Förderung der Zusammen-
arbeit zwischen NGO’s und Behörden, wobei sich die Frage stelt, mit welchen Kompetenzen 
die zukünftige Fachkommission ausgestatet wird.
Im Massnahmenpaket wurden einige Forderungen der Fachstelen umgesetzt. Die zu tref-
fenden Detailmassnahmen bezüglich der konkreten Betreuung der Frauen am Strassen- und 
Autostrich lassen jedoch noch viele Fragen ofen, ebenso die Auswirkungen des neu festge-
setzten zweiteiligen Bewiligungsverfahrens für den Strassenstrich. 
Die Autorinnen hofen, dass die Vertreterinnen der Fachstelen innerhalb der neuen Fachkom-
mission in der Diskussion zur Umsetzung dieser Massnahmen das erforderliche Gewicht als 
Experten und Expertinnen erhalten. Ebenso ist zu wünschen, dass von den neuen Regelungen 
betrofene Frauen und Salonbesitzende in die Gespräche einbezogen werden. 
89
Literaturverzeichnis
Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits  
 und  der  Europäischen  Gemeinschaft  und ihren  Mitgliedstaaten  andererseits  über  die 
 Freizügigkeit (SR 0.142.112.681). Gefunden am 3. Mai 2011, unter htp:/www.admin. 
 ch/ch/d/sr/i1/0.142.112.681.de.pdf
Avenir Social (2010). Berufskodex	Soziale	Arbeit	Schweiz,	ein	Argumentarium	für	die	Praxis	
 der Professionelen. Bern: Avenir Social Geschäftsstele Schweiz.
Bastian, Nele & Bilerbeck, Karin (2010). Prostitution als notwendiges Übel? Analyse einer 
 Dienstleistung im Spannungsfeld von Stigmatisierung und Selbstermächtigung. Marburg: 
 Tectum Verlag.
Bohmeyer, Axel & Kurzke-Maasmeier, Stefan (2007). Ethikkodizes und ethische Deliberations- 
 prozesse in der Sozialen Arbeit. In Andreas Lob-Hüdepohl & Walter Lesch (Hrsg.), Ethik 
	 Sozialer	Arbeit,	ein	Handbuch, (S.162–179).  Paderborn:  Verlag Ferdinand  Schöningh 
 GmbH & Co. KG.
Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (SR 101).
Bundesgesetz betrefend der Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fünfter Teil: 
 Obligationenrecht) vom 30. März 1911 (SR 220).
Chimienti, Milena (2010). Sexwork in der Schweiz. Stand des Wissens, Best Practices und  
 Empfehlungen. Swiss Aids News, 2010 (3), 14–15.
Engelke, Ernst (2002).	Theorien	der	Sozialen	Arbeit:	Eine	Einführung	(3. Aufl.). Freiburg im 
 Breisgau: Lambertus.
FIZ Fachstele Frauenhandel  und Frauenmigration (ohne  Datum). Homepage	der	FIZ. 
 Gefunden am 20. Apr. 2011, unter htp:/www.fiz-info.ch
FIZ Fachstele Frauenhandel und Frauenmigration (2011, März). Vernehmlassungsverfahren 
	 Prostitutionsgewerbeverordnung	der	Stadt	Zürich.	Gefunden am 26. Mai 2011, unter  
 htp:/www.fiz-info.ch/images/content/pdf/stelungnahme%20pvg%2031.3.11.pdf
FIZ Fachstele Frauenhandel  und Frauenmigration (2011,  25.  Mai). Medienmitteilung.  




FIZ-Rundbrief 48. (2011). Zürich: FIZ. Gofman, Erving (1975). Stigma – Über Techniken der 
 Bewältigung beschädigter Identität (18. Aufl.). Frankfurt am Main: Shurkamp Verlag.
Häuptli, Lukas (2009, 13. September). Roma-Frauen auf dem Strassenstrich. NZZ am Sonntag. 
 Gefunden  am  2.  Okt.  2011,  unter  http:/www.nzz.ch/nachrichten/politik/schweiz/ 
 romafrauen_auf_dem_strassenstrich_1.3550610.html
Hürlimann, Brigite (2004). Prostitution	–	ihre	Regelung	im	Schweizerischen	Recht	und	die	 
 Frage der Sitenwidrigkeit. Zürich: Schulthess Juristische Medien AG.
Hürlimann, Brigite. (2010) Vom gerechten Umgang mit Prostitution – und von der Moral.  
 FIZ	Rundbrief, (46), 5.
Hürlimann, Brigite (2010, 10. Juli). Kaum Probleme mit Bordel-Prostitution. Neue	Zürcher	 
 Zeitung. Gefunden  am  2.  Okt.  2011,  unter  http:/www.nzz.ch/nachrichten/zuerich/ 
 kaum_probleme_mit_bordel-prostitution_1.6513697.html
Integrationsbüro  EDA/EVD (Stand Juli  2010). Personenfreizügigkeit:	Informationsblatt.	 
 Gefunden am 3. Mai 2011, unter htp:/www.europa.admin.ch/themen/ 00500/ 00506/  
 00519/index.html?lang=de
International Federation of Social Workers [IFSW]. (2000). Homepage	der	IFSW. Gefunden 
 am 3. Nov. 2010, unter htp:/www.ifsw.org/p38000409.html
Kanton Bern (2011, 12. November). Vernehmlassung	zum	Gesetz	über	die	Ausübung	der 




Kanton Freiburg (2010, 17. März). Gesetz	über	die	Ausübung	der	Prostitution (SGF 940.2). 
 Gefunden  am  5.  Mai  2011,  unter  http:/appl.fr.ch/v_ofl_bdlf_pdf/en_vigueur/ 
 deu/9402v0001.pdf 
Kanton  Genf (2009,  17.  Dezember). Loi sur la  prostitution (RSG I  2  49).  Gefunden  am 
 5. Mai 2011, unter htp:/www.geneve.ch/legislation/rsg/f/rsg_i2_49.html
Kanton Jura (2010, 20. Oktober). Loi concernant l’exercice de la prostitution et le com-merce 




Kanton Neuenburg (2005, 29. Juni). Loi sur la prostitution et la pornographie (RSN 941.70). 
 Gefunden am 5. Mai 2011, unter htp:/rsn.ne.ch/ajour/default.html?94170.htm
Kanton Tessin (2001, 25. Juni). Legge sul’esercizio dela prostituione (RL 1.4.1.3). Gefun-den 
 am 5. Mai 2011, unter htp:/www3.ti.ch/CAN/rl/program/default.htm?01_23.htm
Kanton Waadt (2004, 30. März). Loi sur l’ecercice de la prostitution (RSV 943.05). Gefunden 
 am  5.  Mai  2011,  unter  http:/www.rsv.vd.ch/dire-cocoon/rsv_site/docfo.html?docId= 
 5357&Pcurent_version=&PetatDoc=vigueur&docType=loi&page_format=A4_3&isRSV= 
 true&isSJL=true&outformat=html&isModifiante=false&with_link=true
Karer, Christina; Turtschi, Regula & Le Breton Baumgarter, Maritza (1996). Entschieden im 
 Abseits – Frauen in der Migration. Zürich: Limmat-Verlag.
Kavemann, Barbara (2010). Die praktischen Auswirkungen des deutschen Prostitutionsge- 
 setzes. In Thorsten Benkel (Hrsg.), Das Frankfurter Bahnhofsviertel Devianz im öfentlichen 
	 Raum,	(S. 211–227). Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften.
Landolt,  Karin;  Koch,  Ursula; Lauber,  Christoph;  Hess  Annet-Kathrin;  Altwegg,  Marion; 
 Ajdacic-Gross, Vladeta & Rössler, Wulf (2010). Psychische Erkrankungen bei Sexarbeite-
 rinnen. Kriminalistik, 2010 (8–9), 518–524.
Le Breton, Maritza (2003). Die Feminisierung der Migration. In FIZ – Fachstele für Frauen 
 handel und Frauenmigration, betrogen und verkauft. Frauenhandel in der Schweiz und 
 anderswo. Zürich: Autor.
Mayer, Horst Oto (2008). Interview und schriftliche Befragung (4. Aufl.). München: Olden- 
 bourg Wissenschafts Verlag GmbH.
Mayer, Renate und Hoepelmann Jaap (ohne Datum). Glossar. Gefunden am 26.12.2010, 
 unter psc.informatik.uni-jena.de/teach/SoftErg/bd000.htm)
Metzger,  Marius (2009). Sampling:  Wie  kommt  man zur  Stichprobe?  Unveröfentlichtes 
 Unterichtsskript. Hochschule Luzern Soziale Arbeit.
Mühlfeld, Claus; Windolf, Paul; Lampert, Norbert & Krüger, Heidi (1981). Auswertungspro-
 bleme ofener Interviews. Soziale Welt, (32), 325–352.
Paleti, Mario (Moderator). (2010, 14. Sept.). 10 vor 10 [Fernsehsendung]. Zürich: SFDRS1. 




Petzold,  Hilarion  Gotfried (1984).  Vorüberlegungen  und  Konzepte zu  einer integrativen 
 Persönlichkeitstheorie.	Integrative	Therapie.	Zeitschrift	für	Verfahren	Humanistischer	 
 Psychologie und Pädagogik, 10. Jg. 1984, Heft 1/2, S. 73–115.
Piwinger,  Manfred  &  Zerfas,  Ansgar (2007). Handbuch	Unternehmenskommunikation. 
 Wiesbaden: Betriebswissenschaftlicher Verlag Dr. Th. Gabler/GWV Fachverlage GmbH.
Polizeidepartement Zürich (2010). Projekt Langstrasse. Power Point Präsentation des Polizei- 
 departements Zürich.
Polizeiliche  Kriminalstatistik (PKS) (2010). Medienkonferenz vom  22.  März  2011.  Gefun- 
 den am 28. März 2011, unter htp:/www.kapo.zh.ch/internet/sicherheitsdirektion/kapo/ 
 de/ueber_uns/zahlen_fakten.html 
ProKoRe Prostitution – Kolektiv - Reflexion (ohne Datum).	Homepage	der	ProKoRe. Gefunden 
 am 25. Mai 2011, unter htp:/www.prokore.ch/altar-page.pdf
Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937 (SR 311.0)
Seeholzer, Thomas; Rusch, Marlen & Albani, Vinicio (2010). Bericht 2009 Female Sexwork. 
 Zürich: Aids-Hilfe Schweiz. 
SexWorkInfoNet (ohne Datum). Portal: CantonCH.	Gefunden am 2. Feb. 2011, unter htp:/ 
 de.sexworkinfo.net/mediawiki/index.php/Portal:CantonCH
Stadt Zürich. (1991, 17. Juli).	Vorschriften	über	die	Strassenprostitution.	Gefunden am 2. 
 März 2011, unter htp:/www.stadtzuerich.ch/internet/as/home/inhaltsverzeichnis/5/551/  
 140/1168507242806.PdfFile.pdf/551.140%20Vorschriften%20Strassenprostitution%  
 20V1.pdf
Stadt  Zürich,  Polizeidepartement (ohne  Datum). Milieu-  und  Sexualdelikte.  Gefunden  am 
 20. Apr. 2011, unter htp:/www.stadtzuerich.ch/pd/de/index/stadtpolizei_zuerich/kinder 
 jugendliche/milieu-_und_sexualdelikte.html
Stadt Zürich, Polizeidepartement (ohne Datum). Rotlicht	–	Prostitution	und	Menschenhandel.	 
 Gefunden am 20. Apr. 2011, unter htp:/www.stadtzuerich.ch/pd/de/index/das_depar-
 tement/strategie_politik/projekte/rotlicht.html
Stadt  Zürich,  Polizeidepartement (2011,  19. Januar). Medienmiteilungen.  Gefunden  am 




Stadt  Zürich,  Polizeidepartement (2011,  19. Januar).  Entwurf  der  Prostitutionsgewerbe- 
 verordnung.  Gefunden  am  2.  März  2011,  unter  htp:/www.stadtzuerich.ch/content/ 
 dam/stzh/pd/Deutsch/Ueber%20das%20Departement/Medienmiteilungen/2011/Januar/ 
 entwurf_prostitutionsgewerbeverordnung.pdf 
Stadt  Zürich,  Polizeidepartement (2011,  25.  Mai). Medienmitteilungen. Gefunden  am  
 25.  Mai  2011,  unter  http:/stadtzuerich.ch/pd/de/index/das_departement/medien/ 
 medienmiteilung/2011/mai/110525b.html
Stadt  Zürich,  Soziale  Einrichtungen  und  Betriebe (2010). Frauenberatung Flora  Dora,  Be- 
 triebskonzept. Unveröfentlichtes Dokument. Sozialdepartement Zürich.
Steiger, Ruedi (ohne Datum). Die	5	Säulen	der	Identität	nach	H.G.	Petzold	(1993). Gefunden 
 am 6. Mai 2011, unter htp:/www.therapiedschungel.ch/content/5_saeulen_der_
 identitaet.htm
The International Commitee on the Rights of Sex Workers in Europe ICRSE (2005). Manifest 
 der SexarbeiterInnen in Europa. Gefunden am 15. Febr. 2011, unter htp:/sexworkeurope. 
 org/images/phocadownload/declaration_de.pdf 
Winkler, Doro (2010). Sexarbeit im Fokus. FIZ-Rundbrief (46), 3.
Wotreng, Wili (2010, 3. Oktober). Die	Roma.	Wer	ist	diese	Minderheit,	die	niemand	wil? 
 NZZ Online. Gefunden am 16.Okt.2010, unter htp:/www.nzz.ch/nachrichten/startseite/ 
 die_roma_1.7788118.html 
Zürcher Aids-Hilfe – Fachstele für sexuele Gesundheit (ohne Datum). Homepage	der	Zürcher 
	 Aids-Hilfe. Gefunden am 20. Apr. 2011, unter htp:/www.zah.ch
Zürcher Stadtmission (2010).	Isla	Victoria,	ein	Ort	für	Frauen	aus	dem	Sexgewerbe.	Gefunden 





C. Innere Logik Polizei
D. Innere Logik Flora Dora
E. Innere Logik Isla Victoria
F. Innere Logik FIZ
G. Innere Logik ZAH








Institution: _____________________  Interviewpartner: _____________________ 







1.  Gesundheit 
 
Generel ist Sexarbeit eine gefährliche und gesundheitsbelastende Art von Erwerbstätigkeit. 
Sexarbeiterinnen leiden nachweislich wesentlich mehr unter psychischen und physischen 
Beeinträchtigungen als andere Erwerbstätige 
 
Leitfrage Hauptthemen Unterthemen 
Erreicht die neue PGVO 
das Ziel, den Schutz der 
Sexarbeiterinnen vor 
Ausbeutung / Gewalt und 
die Sicherstelung der 
gesundheitlichen und 
sozialen Prävention zu 
gewährleisten? 
PGVO - Info über Recht und Pflichten sowie 
Beratungsangebot durch Polizei bei 
Bewiligungseinholung 
- mögliche Auflagen an Salonbesitzende 
bezüglich Minimalstandards 
Gesundheits-schutz (Bereitstelung 
Präventionsmaterial, Arbeits- und 
Hygienestandards, Abgabe Merkbläter) 












- Kontrole / Ausbeutung Zuhälter 
- Suchtgefahr 
- psychische Abhängigkeit Freier / 
Zuhälter 
 
 Physische Gesundheit 
 
- Rückzugsmöglichkeiten / Ruhepausen 
- Saver Sex 
- Hygiene / Infrastruktur 
 
 Physische Gewalt  - Freier (Alarmsysteme, Überwachung in 
öfentlichen Räumen) 
- Salonbesitzende / Zuhälter (Ilegalität, 
Ausbeutung) 
 
 Gesundheitsprävention - niederschwelige Beratungsstelen 
- anonyme Gesundheitsberatung / 
Pflichtberatung (Gesundheit und 
Soziales?) 
-HIV-AIDS-Beratung 













2.  Soziales Umfeld 
 
Schweizerinnen sind in der Regel sozial gut verankert. Migrantinnen dagegen fehlen oft ein 
verlässliches soziales Netzwerk und Kenntnisse über das Schweizer Rechts- und Sozialsystem. 
Gründe dafür sind fehlende Sprachkompetenzen, kurze Aufenthaltsdauer, hohe Mobilität innerhalb 
des Gastlandes sowie unregelmässige Arbeitszeiten. 
 
Leitfrage Hauptthemen Unterthemen 




verbessert werden?  
 
Zugang zu Informationen über 
das Gastland 
- Familie, Freunde 
- Mitgliedschaften 
- Selbsthilfegruppen 
 Integrationshilfen - Sprache 





3.  Arbeitsumfeld 
 
Sexarbeiterinnen arbeiten oft unter prekären und gefährlichen Arbeitsbedingungen. 
 
Leitfrage Hauptthemen Unterthemen 
Welche konkreten 
Auswirkungen hat die neue 
Verordnung auf die 
Arbeitsbedingungen der 
Sexarbeiterinnen? 
PGVO - Bewiligungspflicht 
Strassenprostitution 
(Stigmatisierung oder mehr 
Sicherheit?) 
- Wahrung öfentlicher 
Sicherheit und Ordnung 




- Pflichten Salonbesitzende 
(Aufrechterhaltung öfentliche 






Wie können die 
Arbeitsbedingungen zusätzlich 
positiv verändert werden? 
Etablissements - Selbstbestimmung Angebot 
- Mitsprache Werbung 
- Infrastruktur 






- Wirtschaftsfreiheit / 
Vertragsfreiheit 
- Migrantinnenstatus / Ilegalität 
 
 Sexarbeit als Beruf - Aus-/Weiterbildung 
- Einstiegs- / Ausstiegshilfe 
- politische Lobby 
- Gewerkschaften / 
Berufsverbände  





4.  Materiele Sicherheit 
 
Das durchschnitliche Einkommen beträgt mehr als 1000 Euro pro Woche, jedoch nur ein Dritel der 
Sexarbeiterinnen kann über ihr ganzes Einkommen verfügen. Zudem wird Sexarbeiterinnen der 
Zugang zu Sozialversicherungen oft erschwert oder sogar verwehrt.  
 
Leitfrage Hauptthemen Unterthemen 





Lohn - Einforderbarkeit Entgelt  
- Mindestpreise 
Dienstleistungen 
- faire Abgaben 
Salonbesitzende 
- evtl. 2. berufliches Standbein 
- faire Steuerbelastung 
 
 Soziale Sicherheit - Zugang KK, AHV, IV, ALV, PK 
und 3. Säule 
 
 Rechtsberatung  
Steuerberatung  
- Informationen 
- Unterstützung bei rechtlichen 
Schriten 
 





5.  Werte und Normen 
 
Sexarbeit ist eine legale Erwerbstätigkeit. Trotzdem wird sie nur in bestimmten Gebieten oder 
Etablissements erlaubt bzw. geduldet. Die Sexarbeiterinnen selber werden immer noch marginalisiert 
und stigmatisiert von der Geselschaft. 
 
Leitfrage Hauptthemen Unterthemen 
Wie könnte die Autonomie der 
Sexarbeiterin und die 
geselschaftliche Akzeptanz 
verbessert werden? 
Autonomie - Berufsentscheidung 
- Entscheidung für 




 Geselschaftliche Akzeptanz - Sitenwidrigkeit 
- öfentliche Wahrnehmung, 
Aufklärungsarbeit, Lobbyarbeit 
im öfentlichen Raum 
- Medien 
 
 Stigmatisierung - Übernahme Stigma 
- Selbstbild 
- erlebte Ausgrenzung (Familie, 
Freunde, Bekannte, Polizei, 
Behörden, Ämter etc.) 
- Stereotypen 
(handlungsunfähige Bürgerin, 
schlechte Partnerin und Muter, 
unmoralische Person als 
Sexworkerin, Opfer von Gewalt, 
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Die Stadt hat den Auftrag, die öfentliche Ordnung / Sicherheit und Gesundheit zu wahren und dabei 
die Interessen aler einzubeziehen. Dazu ist es notwendig, den öfentlichen Raum zu steuern 
beziehungsweise die Sexarbeit zu reglementieren, zu regulieren und im Notfal auch Kontingente fest 
zu setzen. Da der öfentliche Raum begrenzt nutzbar ist, muss das Angebot des Strassenstrichs 
beziehungsweise die Sogwirkung von Zürich reduziert werden Dies führt zu weniger Konkurenz und 
sichereren Arbeitsbedingungen. Die Steuerung muss auf drei verschiedenen Ebenen ansetzen: 
Repression, Gesundheitsförderung und gesetzliche Massnahmen. In der PGVO sind dafür die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen festgesetzt. Sexarbeit ist bewusst als gewerbsmässige 
Dienstleistung definiert worden und sol gleich behandelt werden wie andere Gewerbe (Marktfahrer, 
TaxifahrerInnen), unabhängig davon ob eine Frau selbständig oder angestelt ist. 
 
 
Chancen / Risiken 
 
Es ist entscheidend, dass die Frauen, die nur für kurze Zeit in der Schweiz arbeiten, informiert sind 
über ihre Rechte und Pflichten, der Erstkontakt muss gut funktionieren. Diese Aufgabe kann durchaus 
von der Polizei erfült werden. Die Zusammenarbeit mit den NGO‘s ist denkbar. Diese Erstinformation 
kann aber nie den Zweck der Integrationsförderung haben, das sind zu hoch gesteckte Ziele. 
 
Die Verordnung gibt im Rahmen der Bewiligungspflicht die Möglichkeit, legale Sexarbeit zu 
begrenzen, ilegale Sexarbeit zu ahnden und die Frauen in die Pflicht zu nehmen bezüglich 
obligatorischer Krankenkassenversicherung und Steuerabgaben. Sexarbeit ist aber trotzdem nicht ein 
Gewerbe wie jedes andere, es braucht mehr Schutz und bessere Betreuung für die Frauen, was in 
Form des betreuten Strassenstrichs sowie des Zugangs und der Kontrole in den Salons gewährleistet 
werden kann. Dazu braucht es zusätzliche Ressourcen. Wichtig ist, dass neue Ansätze in Richtung 
Lebensplanung / Ausstiegshilfe entwickelt werden von der Sozialen Arbeit. 
 
Mit der Bewiligungspflicht und den damit verknüpften Auflagen für die Salonbesitzenden kann der 
Schutz der Sexarbeiterinnen vor Gewalt / Ausbeutung verbessert werden. Die Auflagen können aber 
lediglich den Gesundheitsschutz gewährleisten, Standards bezüglich Arbeitsbedingungen müssen auf 
der Bundesebene angegangen werden. Was ortsübliche Zimmerpreise sind, ist schwierig zu 
definieren, aber sie müssen transparent gemacht werden. Die Kontrole sol auch sicherstelen, dass 
keine Minderjährigen oder Ilegalen beschäftigt werden. Sie sol von der Polizei durchgeführt werden 
im Rahmen der bisherigen Jahresstichkontrolen. Dabei ist mit einem kleinen Mehraufwand zu 
rechnen. Die Behörden erhalten so ein gewisses Druckmitel, der Betreiber weiss, dass ihm im 
schlimmsten Fal die Bewiligung entzogen werden kann. Salonbesitzende sind mehrheitlich heute 
schon kooperativ und wolen keinen „Knatsch“ mit dem Staat. Darum sind Frauen in Salons sicherer 
als auf dem Strassenstrich, der konfliktbehafteter ist. Problematisch sind jedoch irgendwelche ilegale 
Absteigen oder Internetseiten, dort passieren die ganz schlimmen Sachen, dort brauchen wir mehr 
Ressourcen. 
 
Bewiligungen für Salons kann jede Person bekommen. Ausnahmen für einzelne Frauen und 
Kolektive solen nicht gemacht werden, da es sehr schwierig ist, auseinander zu halten, ob nicht 
wieder jemand als Wohnungsvermieter fungiert oder ob die Frauen wirklich autonom arbeiten. 
 
Die Freier sind schwer fassbar und wurden daher bei der Erstinformation bewusst nicht einbezogen, 
jedoch können sie neu bestraft werden, wenn sie gegen das Gesetz verstossen. 
 
Bei der Planung und Umsetzung der neuen Verordnung ist die Zusammenarbeit mit anderen 
städtischen Organisationen, NGO‘s, Sexarbeiterinnen, Salonbesitzenden und Freiern wichtig. Diese 
Zusammenarbeit hat aber bis jetzt vor alem innerhalb der Stadtverwaltung stat gefunden. Das 
Bewusstsein ist da, dass grundsätzlich auch eine Zusammenarbeit auf kantonaler, Bundes- und 










1. Leib / Leiblichkeit 
- in den bewiligten Zonen einen besseren Schutz und bessere Betreuung 
-  die Soziale Arbeit muss neue Ansätze entwickeln bezüglich Ausstiegshilfe / Lebensplanung, 
psychologischer Hintergrund muss angeschaut werden, bei Traumatisierungen nicht nur 
Therapien, sondern Stützung im sozialen Umfeld (Schule für Kinder, Wohnsituation etc.) 
 
2. Soziale Netzwerke 
 
3. Arbeit und Leistung 
Strassenprostitution 
-  die Stadt muss den öfentlichen Raum steuern beziehungsweise Sexarbeit regulieren, 
reduzieren, Atraktivität mindern 
-  der Wunsch nach selbst bestimmten Sexarbeiterinnen, keine Minderjährigen, Urteilsunfähige 
oder ilegal anwesende Personen 
-  bessere Ausweiskontrole zur Ahndung von ilegaler Sexarbeit 
-  bei der Kontingentierung muss die Gleichbehandlung sichergestelt werden, da ale, welche 
die gesetzlichen Ansprüche erfülen, ein Anrecht haben > Rotationssystem, Auslosung > 
Kriterien: Gebiet das zur Verfügung steht und sinnvolerweise von einer gewissen Anzahl 
Menschen nutzbar ist (Holenstein) / Die Auswirkung ins Negative! Nicht die Anzahl! (Vieli) 
-  Begleitmassnahmen für Frauen, die keine Bewiligung erhalten braucht es nicht, die 
verschieben sich in andere Städte, ist ein internationales Geschäft 
-  Gut funktionierende Erstkontaktstelen, Ziel ist nicht, dass man bei verschiedenen Stelen 
vorbei muss, sondern eine Anlaufstele, Synergien solen genutzt werden, könnte in 
Zusammenarbeit mit NGO‘s sein, könnte auch aus Polizeigebäude ausgelagert sein 
Salon 
-  was normal läuft, kontrolierbar ist, ist ok, ist gut, ist wilkommen, das andere wolen wir nicht 
(ilegale Sexarbeit)  
-  Es ist wichtig, dass man eine juristische Grundlage hat, aber das andere ist die Grundhaltung, 
Dranbleiben und Kooperation. 
-  Der Auflagenkatalog sol sich auf wenige Aspekte beschränken, die nachher auch 
kontrolierbar sind. 
-  Jahresstichkontrolen wie im bisherigen Rahmen durch speziel geschulte Polizisen und 
Polizistinnen 
 
4. Materiele Sicherheit 
 




- (Info Rechte und Pflichten) …da setzen wir natürlich schon auf die NGO‘s 
- (Schutz und Betreuung Strassenstrich) …in Zusammenarbeit mit den NGO‘s gewährleisten 
- (neuer Strichplan) … wir haben Arbeitsgruppen… die NGO‘s werden einbezogen werden, ein 
Forum ist vorgesehen, in welcher Form ist noch unklar. 




- (betreuter Strassenstrich) … zusätzliche Ressourcen, je nach Entwicklung neue Formen 
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Durch die PGVO wird Sexarbeit als Gewerbe anerkannt. Frauen, die selbstbestimmt, legal in diesem 
Gewerbe arbeiten möchten, solen dies tun können mit funktionierenden Rahmenbedingungen. Die 
PGVO geht in diese Richtung, legt rechtliche Rahmenbedingungen fest und gibt den Frauen dadurch 
Rechte und Pflichten. Eventuel kann dadurch auch die geselschaftliche Akzeptanz erhöht werden. 
Dies stärkt einerseits die Frauen, bringt mehr Klarheit und Vereinfachung, andererseits wird Zürich 
durch die restriktivere Gesetzgebung für das Sexgewerbe weniger atraktiv. 
 
 
Chancen / Risiken 
 
Die PGVO hat viele Chancen. Mit dem Ziel Schutz der Frauen, gesundheitliche und soziale 
Prävention in der PGVO wird aufgezeigt, dass es ein Fokus ist, dass die Frauen gesund bleiben solen. 
Die Verordnung kann sich nicht direkt auf die Gesundheit auswirken – es kommt auf die Umsetzung 
an. 
Der Strassenstrich sol betreut sein, das ist positiv. Denn für die gesundheitliche und soziale 
Prävention braucht es nicht Kontrolen sondern Aufklärungsarbeit. Das ist Vertrauenssache und da 
braucht es ale, uns, das Gesundheits- und Umweltdepartement, die Aids-Hilfe, Isla Victoria und ale 
NGO’s. Im niederschweligen Bereich ist Stetigkeit ganz wichtig und man muss vor Ort sein. Das ist 
aber eine Ressourcenfrage. Wenn man den Strassenstrich wirklich betreut haben wil, wird es mehr 
Ressourcen brauchen. Ein Muss ist auch, dass eine Krankenkasse Pflicht wird. Die medizinischen 
Kosten müssen irgendwo gedeckt sein, damit die Frauen auch zum Arzt gehen. In Ungarn ist es 
relativ einfach, eine Krankenkasse abzuschliessen und auch nicht so teuer. 
 
Grundsätzlich ist ales gut, was der Sicherheit der Frauen dient. „Sexboxen“ bieten einen 
geschützteren Rahmen, mit Alarmknopf und hygienischen Massnahmen. Solche Zonen solten nicht 
zu gross und ihre Erreichbarkeit gewährleistet sein. Aber es braucht unbedingt auch einen 
Strassenstrich als Alternative. Denn nicht jede Frau möchte in Verichtungsboxen arbeiten. Schade ist, 
dass man die Orte der Strichzone noch nicht kennt, das macht es etwas schwierig. Der Sihlquai wäre 
ein guter Ort, leider ist er nicht mehr haltbar. 
 
Das Sexgewerbe ist ein Markt. Es braucht eine Bewiligungspflicht, um Angebot und Nachfrage 
steuern zu können und wieder mehr in ein Gleichgewicht zu bringen. Denn ein Überangebot drückt 
die Preise und erschwert den Frauen für sich einzustehen und sich durchzusetzen. Für die Ilegalen 
wird es sicher schwieriger. Aber es ist gefährlich, nichts zu machen, um die Ilegalen zu schützen. Gut 
ist aber, dass es keine algemeine Meldepflicht und somit Schlupflöcher für Einfrauenbetriebe gibt, die 
dies im Nebenerwerb tun. 
 
Ein Ziel ist auch, die Frauen besser über ihre Rechte und Pflichten aufzuklären. Das ist gut, denn je 
klarer die Regeln, desto weniger Stress für die Frauen. Das gibt auch Sicherheit und wirkt sich positiv 
auf die psychische Gesundheit aus. Diese Information kann beim AWA oder bei der Polizei sein, aber 
es solte unbedingt auch jemand vom Sozialbereich dabei sein. Jemand, der sich besser auskennt im 
Sozialbereich und im Gesundheitswesen. Das könnten auch die NGO’s sein. Es wäre auch gut, dort 
noch etwas in der Gruppe machen zu können. 
 
Positiv zu bewerten ist, dass die Bewiligungspflicht für Salonbesitzende verknüpft ist mit dem 
Zugangsrecht auch für den Sozialbereich und den Mindestanforderungen. Man ist dadurch nicht mehr 
wie heute auf den Goodwil der Betreiber angewiesen, sondern hat ein Druckmitel in der Hand. Die 
„Kontrolen“ könnten die NGO’s oder Flora Dora machen. 
 
Für die soziale Integration kann die PGVO wenig tun. Es ist schwierig, da die Sexarbeit moral- und 
tabubeladen ist, aber ein klarerer Status könnte die Integration erleichtern. Viele Frauen bleiben aber 
nur für kurze Zeit und wolen sich auch nicht integrieren. Die Frauen, die dableiben wolen, müssen 
sich selbst bemühen. Wir können Möglichkeiten zur Verfügung stelen, aber keine Lösungen für sie 
präsentieren. Es wäre auch notwendig, dass sie sich untereinander mehr solidarisieren, sie häten 
dann auch mehr Gewicht, aber das funktioniert bis heute gar nicht. 
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Öfentlichkeitsarbeit solte gemacht werden, ist aber auch schwierig und heikel. Oftmals wird das 
Thema nur medial ausgeschlachtet. Kommt die PGVO solte gezielt Öfentlichkeitsarbeit gemacht 
werden, damit die Frauen akzeptiert werden, als das was sie machen. Sie gehen einem Job nach, sie 





1. Leib / Leiblichkeit: 
 -  Niederschweliger Zugang zu Walk-in-Praxen wie zum Beispiel jetzt das Ambulatorium. 
 - Es braucht für die gesundheitliche und soziale Prävention die Aufklärungsarbeit des 
Gesundheits- und Umweltdepartements, von uns, aber auch die NGO’s, Aids-Hilfe und Isla 
Victoria sind stark gefragt und müssen hier aktiv sein. 
 -  Das Krankenkassen-Obligatorium müsste wirklich Pflicht sein. 
 - Im niederschweligen Bereich ist die Stetigkeit ganz wichtig. Es braucht ales mehr Zeit und 
man muss wirklich vor Ort sein. 
 -  Ziel wäre es als Unterstützungsangebot in eine feste Einrichtung zu kommen, da könnte man 
auch mit weniger Ressourcen arbeiten oder Ressourcen umlagern. 
 
2.  Soziales Netzwerk 
 -  Die Frauen solten sich mehr untereinander solidarisieren, sie häten dadurch auch mehr 
Gewicht. 
 -  Wir können gewisse Möglichkeiten zur Verfügung stelen, auch für die Integration, aber 
machen müssen sie selbst – wir können nicht Lösungen für sie präsentieren – das ist auch 
nicht der Sinn. 
 
3.  Arbeit und Leistung 
-  Wichtig sind Rahmenbedingungen zu setzen, die funktionieren – klare Bedingungen. 
-  Das idealste wären gesamtschweizerische Regeln. So eine gewisse Vereinheitlichung, 
Vereinfachung, einfach eine Anerkennung, das ist ein Job, ein Business, das wäre einfach 
sehr viel einfacher. 
-  Bei der Bewiligungserteilung solte jemand aus dem Sozialbereich über Rechte und Pflichten 
informieren. Dies könnten auch die NGO’s sein. Es wäre auch gut, wenn man noch etwas in 
der Gruppe machen könnte. 
Strassenprostitution 
-  Es braucht neben den Sexboxen auch Alternativen, unbedingt auch den Strassenstrich. 
Salon 
- Kontrole der Mindeststandards wäre eher etwas für NGO’s, also für den Sozialbereich. 
 
4.  Materiele Sicherheit 
 
5.  Werte und Normen 





-  Zusammenarbeit mit Kanton ist wichtig – versuchen Lösungen zu finden. 
-  Zusammenarbeit mit FIZ und Polizei bezüglich Ausstiegshilfe muss weitergehen. 
 
Ressourcen 





E. Inere Logik Isla Victoria




Im Zentrum der PGVO steht nicht die Frau und ihr Schutz, sondern Abschreckung und Kontrole. Die 
Sicherstelung der Gesundheitsprävention und eine algemeine Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
kann damit nicht ereicht werden. Die Kontrole durch die Polizei zielt auf Ausweiskontrole und der 
Einhaltung des Ausländerrechts. Was zu befürchten, ist, dass es dadurch grundsätzlich noch mehr 
Ilegalisierung geben wird und dass sich die Frauen aufgrund der strengeren Bestimmungen aus der 
Stadt Zürich entfernen werden. Wenn die Frauen ausserhalb sind, können sie nicht mehr ereicht 
werden, da es im Kanton (ausser einer kleinen Stele von 25 Prozent Isla Victoria in Winterthur) keine 






Die zentrale Role der Polizei in der Abgabe der Bewiligungen für den Strassenstrich und als 
Kontrolorgan in den Salons ist problematisch. Die Vorstelung, dass sich die Frauen bei 
Schwierigkeiten an die Polizei wenden, ist ilusorisch. Die Frauen sprechen meist kein Deutsch, sie 
schämen sich zur Polizei zu gehen. Sie brauchen eine Vertrauensperson, um von ihrer Situation 
erzählen zu können. 
 
Zudem stelt sich die Frage, nach welchen Kriterien entschieden wird, wer eine Bewiligung erhält? 
Auch die Bewiligungspflicht für die Salons wird negative Konsequenzen haben. Jede Frau, die nur ein 
Zimmer hat, kann nun jeden Moment kontroliert werden. Es ist zu befürchten, dass viele Frauen 
weggehen, auf dem Sozialamt landen werden. Es könnte auch bewirken, dass sich die 
Salonbesitzenden der grösseren Salons zurückziehen. Wer kontroliert dagegen die grossen Clubs, 
die sich immer mehr ausserhalb der Stadtgrenzen ansiedeln? Faire Zimmerpreise werden nicht 
definiert. 
Das Verbot der Sexarbeit für Frauen unter 18 wird bewirken, dass die unter 18-jährigen unter den 
Freiern noch mehr gefragt sind. 
 
Die Zusammenarbeit mit den städtischen und kantonalen Stelen ist unbefriedigend. Nach zwei 
Sitzungen, an denen die NGO’s angehört wurden, wurde kein gemeinsames Gespräch mehr gesucht. 
Die Fachstelen wissen nicht, was weiter geplant wird, welche Massnahmen zur Umsetzung und wo 
die zukünftigen Strassenstrichzonen vorgesehen sind. Die wesentlichen Entscheidungen werden ohne 
die Fachstelen getrofen. Auch kantonal gibt es keine Vernetzung, was für die Betreuung der Frauen 
wesentlich wäre. Eine funktionierende Zusammenarbeit besteht im Moment auch nicht mit dem AWA 
bezüglich dem klarer definierten Cabaret-Bereich. 
 
Die Role der Medien und somit die Wahrnehmung der Öfentlichkeit ist moralisierend und 





1. Leib / Leiblichkeit 
-  Strassenstrich: Aufstelen von genügend WC-Häuschen zur Sicherstelung von Grundhygiene 
 
2.  Soziale Netzwerke 
 
3.  Arbeit und Leistung 
Strassenprostitution 
-  mehr Stelenprozente für Beratungsarbeit und für Empowerment der Frauen 
-  Einrichtung einer kleinen Stele bei der AWA mit einer Fachperson und Übersetzerinnen, bei 
der die Frauen bei der Abholung der Meldebestätigung umfassend informiert werden. Dort 
könnten ale Frauen erreicht werden. 
Salon 
-  mehr Fachpersonen, die die Frauen in den Salons aufsuchen um mit ihnen Kontakte 
aufzubauen 
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4.  Materiele Sicherheit 
 
5.  Werte und Normen 
-  Öfentlichkeitsarbeit, die über Medien wirkliche Information vermitelt / politische Lobbyarbeit 





 - Einrichtung einer ausserstädtischen Beratungsstele in Zusammenarbeit mit Kanton 
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Die PGVO verspricht Schutz vor Ausbeutung und Gewalt, aber es sind keine wirksamen Massnahmen 
geplant. Sie setzt viel mehr auf mehr Regulierung, Repression und Ausweiskontrolen 
(Etiketenschwindel). Die Bewiligungspflicht ist fragwürdig, da sie einerseits eine ganze Berufsgruppe 
diskriminiert, andererseits keine genauen Zahlen vorhanden sind, die ein Überangebot an 
Sexarbeiterinnen belegen und damit eine Regulierung legitimieren würden. Zudem besteht die Gefahr, 
dass Frauen, die keine Bewiligung bekommen, vermehrt in die Ilegalität und Kriminalität gedrängt 
werden. Es geht um eine Abschreckung und Eindämmung der Sexarbeit. Verbot und Repression 
führen zu mehr Prekarität. 
 
 
Chancen / Risiken 
 
Sexarbeit ist keine Arbeit wie jede andere, die körperliche (Auslaugung, Gewalt) und psychische 
Belastung (Doppeleben, Tabuisierung) ist sehr hoch. Darum ist es grundsätzlich wichtig, die 
Sexarbeiterinnen zu schützen und zu stärken. In diese Richtung weist der betreute Strassenstrich. 
Das heutige Angebot an niederschweliger Beratungsarbeit hat gute Ansätze, reicht aber sicherlich 
nicht aus, um eine gesundheitliche und soziale Prävention zu sichern. Für Beratungen von 
Sexarbeiterinnen bezüglich Ausstiegshilfe wird die FIZ teilweise entschädigt, aber es gibt keinerlei 
Umschulungsprogramme oder konkrete Handlungsansätze auf städtischer Ebene. Beim Ausstieg 
zeigt sich, dass Sexarbeit immer noch stark stigmatisiert ist und die Gefahr ist gross, dass die Frauen 
wieder in eine prekarisierte Arbeit hinein rutschen. Für Freier gibt es nur ein sehr kleines Angebot von 
Don Juan. Das Krankenkassenobligatorium ist grundsätzlich gut, darf aber nicht zum Schuldendruck 
führen. 
 
Bei der geplanten Informationsvermitlung über Rechte und Pflichten bei der Bewiligungsstele geht es 
vor alem um Ausweiskontrolen. Die Frauen werden nicht wirklich mehr wissen. Zudem ist die 
Informationsvermitlung ein Auftrag für die Soziale Arbeit und nicht für die Polizei. Dies wäre eine 
Vermischung ihrer Rolen, sie haben keinen Informationsauftrag, sondern einen Schutz- und 
Kontrolauftrag. 
 
Die Verordnung anerkennt zwar Sexarbeit als gewerbsmässige Dienstleistung, aber die Verträge 
bleiben sitenwidrig und der Art. 195 schwammig und behindernd für vertragliche Abmachungen 
zwischen Sexarbeiterinnen und Salonbesitzende. Man macht wie auf halbem Weg stopp! Gut ist 
jedoch, dass die Fensterprostitution wieder erlaubt wird. 
 
Grundsätzlich ist es problematisch, Freier zu kriminalisieren, da es die Gefahr birgt, dass sich diese in 
die Anonymität zurückziehen. Wir setzen daher auf Sensibilisierung. Bei Minderjährigen ist es jedoch 
richtig, die Freier zu bestrafen. 
 
Störend ist, das einzelne Frauen und selbst verwaltete Kolektive als Salon behandelt werden. 
Schade, dass die Verordnung so eng ist. 
 
An Arbeitsverträgen häten sicherlich einige Frauen Interesse, es würde sie entlasten. 
Salonbesitzende werden kein grosses Interesse haben, es ist einfacher für sie, nur die Infrastruktur 
zur Verfügung zu stelen. 
 
Die Auflagen der Salonbesitzenden verbessern die Lage der Sexarbeiterinnen minim und die Kontrole 
der Polizei kann sich nur auf das Kontrolieren der Ausweise und der Aufenthaltsbewiligungen 
beschränken, da zu wenige Ressourcen vorhanden sind. Zudem gibt es keine Standards für 
Arbeitsbedingungen, was wil die Polizei kontrolieren, wenn nichts definiert ist?! Eine 
Bewiligungspflicht und keine Bewertungskriterien beziehungsweise ein Gütesiegel macht keinen Sinn! 
Ebenso wenig werden Ausbeutung, Gewalt und Menschenhandel aufgedeckt werden können. 
Irritierend ist zudem, dass die Polizei ein Zugangsrecht wil, obwohl sie sagt, dass sie keine Probleme 
in den Salons haben. 
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Die Zusammenarbeit unter den NGO‘s ist gut und auch auf politischer Ebene ist im Zuge der neuen 
Verordnung eine wertvole und stärkende Zusammenarbeit entstanden, welche sicherlich 




1. Leib / Leiblichkeit 
-  Analyse und dementsprechender Ausbau niederschweliger Angebote der Sozialen Arbeit 
(Don Juan, Gesundheitsprävention) 
-  Einbezug der Freier (Don Juan) 
- Konkrete Handlungsansätze und Instrumente für Ausstiegshilfe formulieren und 
implementieren 
 
2. Soziale Netzwerke 
-  niederschwelige Beratung ausbauen 
- AWA-Verfahren ausbauen zu Informationsnachmitagen / Welcome-desk, an einem Ort, wo 
auch sonst Aktivitäten statfinden, zum Beispiel im Stadthaus, nicht im Polizeibüro 
 
3. Arbeit und Leistung 
Strassenprostitution 
-  Nicht regulieren, sondern bei der Armut im Herkunftsland ansetzen und gleichzeitig würdige 
Arbeitsbedingungen schafen 
-  Genaue Analyse für alfälige Regulierung 
-  Nicht einfach ein Verbot für 16-18jährige, sondern die Sozialarbeitenden müssen hinschauen, 
wieso sie anschafen, und wenn ein Verbot, dann braucht es Begleitmassnahmen 
- AWA-Verfahren ausbauen, Mitarbeit von NGO‘s für Informationsteil, Zusammenarbeit AWA, 
Polizei und NGO‘s 
-  Stadt sol mutiger sein und rechtsgültige Verträge schafen mit einem minimierten 
Weisungsrecht, Graubereich Art. 195 klarer formulieren - rechtliche Stelung stärken 
-  Zusätzliche Sensibilisierung der Freier – Erziehung zu verantwortungsvolen Konsumenten 
Salon 
-  Ausnahmen für Einzelfrauen und Kolektive zur Förderung der Selbstverwaltung 
-  Wahl zwischen Selbständigkeit und Angesteltsein fördern durch Arbeitsverträge – 
Selbstbestimmung stärken 
-  Arbeitsinfrastruktur und Arbeitsbedingungen definieren, Label schafen und dies auch 
kontrolieren bzw. Sanktionen aussprechen (Selbstbestimmtheit, Lohn, Abgabemodele, 
Steuern, Mindestlöhne, Sozialversicherungen, Aufenthaltssituation) – gesamtschweizerische 
Erfahrungen zusammenführen 
 
4. Materiele Sicherheit 
 
5. Werte und Normen 
-  geselschaftlichen Diskurs anregen um die Entabuisierung der Sexarbeit zu fördern, 




-  bessere Zusammenarbeit AWA, Polizei und NGO‘s 
-  Standards Arbeitsbedingungen kantonal und auf Bundesebene angehen 
 
Ressourcen 
- (betreuter Strassenstrich) …mehr Ressourcen und Ausbau je nach Bedarf 







G. Inere Logik ZAH




Die zentrale Frage aus gesundheitsspezifischer Sicht der AIDS-Hilfe ist, mit welchen konkreten 
Massnahmen der Schutz der Frauen, der in der PGVO als zentrales Ziel formuliert ist, gewährleistet 
werden sol? In der PGVO fehlen überal konkret formulierte Massnahmen zur Zielereichung. 
 
Der Escort-Service, der in der Sexarbeit eine grosse Role spielt, wird in der PGVO ausgeschlossen. 
Dies ist ein Schlupfloch, so werden viele Salonbetreibende auf Escort-Service umsteigen, um den 
Kontrolen zu entgehen. 
 
Die Role der Freier im Sexarbeitsbereich wird in der PGVO nur in Zusammenhang mit Bussen 
erwähnt. Das störende Verhalten der Freier hat jedoch massgeblich zur unhaltbaren Situation am 
Sihlquai beigetragen. Ohne Freier gäbe es keine Sexarbeit, ein Ziel wäre auch, weniger Freier zu 
haben. Deshalb wären in der PGVO ebenfals konkrete Ziele und Massnahmen zu formulieren. Die 
Gruppe der Freier hat sich in den letzten Jahren verändert (mehr Jugendliche mit zum Teil sehr 




Chancen / Risiken 
 
Das Positive an der Verordnung ist, dass sich die Zusammenarbeit der NGO’s und der städtischen 
Fachstele Flora Dora intensiviert hat, was sich auch in der Ausarbeitung einer gemeinsamen 
Stelungnahme zeigte. Zum ersten Mal wurden von der Stadtbehörde auch NGO’s zum Thema 
angehört und Vorschläge entgegengenommen. Die Fachstelen haben so mehr Gewicht, sind weniger 
Einzelkämpfer, die gegenseitigen Standpunkte sind klar und die Zusammenarbeit wird fortgesetzt. 
Eine weitere Chance besteht darin, dass evtl. auch die NGO’s in Zusammenarbeit mit der Polizei 
Zugangsrecht zu den grossen Clubs erhalten, was im Moment nicht möglich ist. 
Weiterer positiver Aspekt: Thema ist zum Politikum geworden, was eine Chance bedeutet die 
Situation nachhaltig positiv zu verändern unter Einbezug vom grossen vorhandenen Fachwissen 
verschiedenster Fachstelen.  
 
Das Risiko der PGVO ist, dass durch die zunehmende Kontrole und Eingrenzung die Frauen 
vermehrt in die Ilegalität abgedrängt werden, was Stress, erhöhte Anfäligkeit für eine Ausbeutung 
der Frauen, vermindertes Schutzverhalten und eine Gewaltzunahme bedeuten würde. 
Vermehrte Repression hat zur Folge, dass die Frauen sehr schnel ausgewechselt werden oder sich 
selber verschieben nach anderen Städten in der Schweiz oder Europa. So ist eine präventive Arbeit 
gar nicht mehr möglich. 
 
Die Polizei wird von den Frauen grundsätzlich nicht als Helfer angesehen, bedingt durch die Role der 
Polizei in den Herkunftsländern der Frauen. Viele werden sich bewusst nicht anmelden, weil sie 
bereits einmal Probleme mit der Polizei haten (Frauen mit Suchtproblemen). Dies bedeutet, dass die 
Schwele, legal zu bleiben, höher wird. Zu befürchten ist auch eine Zunahme der Kriminalität 
(Beschafungskriminalität). Eine Informationsvermitlung durch die Polizei ist sicher nicht sinnvol. 
Auch die Forderung, dass die Polizei die zuständigen Stelen beim Antrefen von misslichen 
Arbeitsbedingungen in den Salons informieren muss, macht keinen Sinn. Wer beurteilt dies, nach 
welchen Kriterien? 
 
Die Bewiligungspflicht für Salons ist auch problematisch, weil nirgendwo definiert wird, wie ein Salon 
definiert wird. Die Frauen mit den kleinen Salons werden sich nicht proaktiv melden. Auch hier stelt 
sich die Frage, wer das kontroliert? Und welche Folgen hat es, wenn die Frauen keine Bewiligungen 





1. Leib / Leiblichkeit 
-  gut definierte Strassenstrichzonen, die sich in einem Bereich befinden, wo es Anwohnende 
gibt (Sozialkontrole, Schutz vor Gewalt etc.) / Zugänglichkeit für NGO’s gewährleistet (nicht 
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im Halteverbot / Möglichkeit Don Juan Bus und Flora Dora Bus zu parkieren), mit 
Begleitmassnahmen (sanitäre Anlagen) 
-  mehr Fachpersonen, die Gassenarbeit machen, nur so können Frauen und Freier ereicht 
werden 
- landesweite Aufträge zum Beispiel im Gesundheitspräventionsbereich um Ressourcen zu 
nutzen und Fachwissen zu sammeln 
-  umfassende Sexualerziehung in alen Schulen, auch bezüglich geselschaftlichem und 
privatem Umgang mit Sexarbeit 
-  umfassendes Informationsangebot für die Frauen (nicht nur bezogen auf Zürich, sondern auf 
die ganze Schweiz, da die Frauen oft innerhalb kurzer Zeit ihren Aufenthaltsort wechseln) 
 
2. Soziale Netzwerke 
 
3. Arbeit und Leistung 
Strassenprostitution 
-  Bewiligungserteilung für den Strassenstrich müsste durch eine Fachperson eines NGO’s 
abgegeben werden, nicht durch die Polizei 
Salon 
-  Erarbeitung von Minimalstandards für Salons (zum Beispiel WC, Dusche / einmal geputzt pro 
Tag / gesundheitliche Auflagen, Sozialabgaben etc.), auf kantonaler Ebene 
-  Kontrolteam für Salons, besetzt durch verschiedene Fachleute (nicht Polizei) 
 
4. Materiele Werte 
 
5. Werte und Normen 
- Schweizweite Lobbyarbeit um die Sexarbeiterinnen zu empowern, selber aktiv zu werden 




-  Zusammenarbeit mit dem Kanton (grösste Betriebe liegen ausserhalb der Stadtgrenze) 
-  Versuch, die betrofenen Frauen in die Umsetzung der Massnahmen der PGVO 
einzubeziehen 
- Forderung nach einem Runden Tisch mit alen Playern (NGO’s, Polizei, städtische Behörden 
und Fachstelen, kantonale Stelen (AWA), Sexarbeiterinnen, Salonbesitzende) zur konkreten 
Massnahmenplanung 
-  Thema Frauenhandel auf internationaler Ebene angehen (Projekt vor Ort starten, damit 
Frauen nicht aus wirtschaftlichen Gründen in die Sexarbeit mit alen negativen Folgen 
gedrängt werden / dann nationaler Ebene / kantonaler Ebene, nicht isoliert betrachten 
 




Die zentrale Frage aus gesundheitsspezifischer Sicht der AIDS-Hilfe ist, mit welchen konkreten 
Massnahmen der Schutz der Frauen, der in der PGVO als zentrales Ziel formuliert ist, gewährleistet 
werden sol? In der PGVO fehlen überal konkret formulierte Massnahmen zur Zielereichung. 
 
Der Escort-Service, der in der Sexarbeit eine grosse Role spielt, wird in der PGVO ausgeschlossen. 
Dies ist ein Schlupfloch, so werden viele Salonbetreibende auf Escort-Service umsteigen, um den 
Kontrolen zu entgehen. 
 
Die Role der Freier im Sexarbeitsbereich wird in der PGVO nur in Zusammenhang mit Bussen 
erwähnt. Das störende Verhalten der Freier hat jedoch massgeblich zur unhaltbaren Situation am 
Sihlquai beigetragen. Ohne Freier gäbe es keine Sexarbeit, ein Ziel wäre auch, weniger Freier zu 
haben. Deshalb wären in der PGVO ebenfals konkrete Ziele und Massnahmen zu formulieren. Die 
Gruppe der Freier hat sich in den letzten Jahren verändert (mehr Jugendliche mit zum Teil sehr 




Chancen / Risiken 
 
Das Positive an der Verordnung ist, dass sich die Zusammenarbeit der NGO’s und der städtischen 
Fachstele Flora Dora intensiviert hat, was sich auch in der Ausarbeitung einer gemeinsamen 
Stelungnahme zeigte. Zum ersten Mal wurden von der Stadtbehörde auch NGO’s zum Thema 
angehört und Vorschläge entgegengenommen. Die Fachstelen haben so mehr Gewicht, sind weniger 
Einzelkämpfer, die gegenseitigen Standpunkte sind klar und die Zusammenarbeit wird fortgesetzt. 
Eine weitere Chance besteht darin, dass evtl. auch die NGO’s in Zusammenarbeit mit der Polizei 
Zugangsrecht zu den grossen Clubs erhalten, was im Moment nicht möglich ist. 
Weiterer positiver Aspekt: Thema ist zum Politikum geworden, was eine Chance bedeutet die 
Situation nachhaltig positiv zu verändern unter Einbezug vom grossen vorhandenen Fachwissen 
verschiedenster Fachstelen.  
 
Das Risiko der PGVO ist, dass durch die zunehmende Kontrole und Eingrenzung die Frauen 
vermehrt in die Ilegalität abgedrängt werden, was Stress, erhöhte Anfäligkeit für eine Ausbeutung 
der Frauen, vermindertes Schutzverhalten und eine Gewaltzunahme bedeuten würde. 
Vermehrte Repression hat zur Folge, dass die Frauen sehr schnel ausgewechselt werden oder sich 
selber verschieben nach anderen Städten in der Schweiz oder Europa. So ist eine präventive Arbeit 
gar nicht mehr möglich. 
 
Die Polizei wird von den Frauen grundsätzlich nicht als Helfer angesehen, bedingt durch die Role der 
Polizei in den Herkunftsländern der Frauen. Viele werden sich bewusst nicht anmelden, weil sie 
bereits einmal Probleme mit der Polizei haten (Frauen mit Suchtproblemen). Dies bedeutet, dass die 
Schwele, legal zu bleiben, höher wird. Zu befürchten ist auch eine Zunahme der Kriminalität 
(Beschafungskriminalität). Eine Informationsvermitlung durch die Polizei ist sicher nicht sinnvol. 
Auch die Forderung, dass die Polizei die zuständigen Stelen beim Antrefen von misslichen 
Arbeitsbedingungen in den Salons informieren muss, macht keinen Sinn. Wer beurteilt dies, nach 
welchen Kriterien? 
 
Die Bewiligungspflicht für Salons ist auch problematisch, weil nirgendwo definiert wird, wie ein Salon 
definiert wird. Die Frauen mit den kleinen Salons werden sich nicht proaktiv melden. Auch hier stelt 
sich die Frage, wer das kontroliert? Und welche Folgen hat es, wenn die Frauen keine Bewiligungen 





1. Leib / Leiblichkeit 
-  gut definierte Strassenstrichzonen, die sich in einem Bereich befinden, wo es Anwohnende 
gibt (Sozialkontrole, Schutz vor Gewalt etc.) / Zugänglichkeit für NGO’s gewährleistet (nicht 
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Mit der PGVO sol einerseits die Sexarbeit als Gewerbe anerkannt und andererseits die Sogwirkung 
von Zürich reduziert werden. Es sol nicht mehr so einfach sein, eine Bewiligung zu bekommen, die 
Ausweiskontrole sol verbessert und das Verfahren mit dem Kanton koordiniert werden. Die 
Bewiligungserteilung gibt’s in vielen anderen Gewerben auch. Eindämmung ist notwendig zum Schutz 
der Anwohner und zur Regulierung des Marktes für bessere Arbeitsbedingungen der Frauen. Der 
Strassenstrich sol gekürzt werden, damit er genutzt wird, betreut werden kann und in der Nähe von 
sozialen Einrichtungen ist. Die Polizei geht grundsätzlich davon aus, dass mit dem neuen Strichplan 
der Markt wieder spielen wird, es so viele Frauen hat wie auch die Nachfrage ist und Kontingente 
nicht notwendig sein werden. Sie möchte aber im Notfal mit Kontingenten steuernd eingreifen können. 
Die Frauen solen besser über ihre Rechte und Pflichten informiert werden und ihr erster Kontakt mit 
der Polizei sol ein positiver sein. Wichtig ist für sie auch die Zusammenarbeit. Nicht nur innerhalb der 
Stadtverwaltung, sondern auch mit dem Kanton, und den NGO’s. Das sei selbstverständlich, damit 
ale am gleichen Strick ziehen und nicht gegeneinander arbeiteten. 
Chancen der PGVO 
- Durch PGVO wird Sexarbeit als Gewerbe anerkannt, die Frauen können legal arbeiten 
- Bessere Information über Rechte und Pflichten als bisher 
- Bewiligung sol durch Frauen erteilt werde 
- Positiver erster Kontakt mit Polizei 
Risiken der PGVO 
- keine 
Forderungen 
- Ausweiskontrole solte verbessert werden, das Verfahren sol mit dem Kanton koordiniert 
werden. 
- Zusammenarbeit ist nicht nur innerhalb der Stadtverwaltung wichtig. Wichtig auch mit dem 





Isla Victoria ist es wichtig auf zu zeigen, dass die Anzahl der Sexarbeiterinnen – es waren im Jahr 
2010 nur 993 Anmeldung – in keiner Relation zur medial angeheizten Problemerzeugung steht. Die 
mediale Aufbereitung / Ausschlachtung des Sihlquai sieht sie als Teil des Problems der Anwohner, da 
dies Beobachter / Kunden aus der ganzen Schweiz anzieht. Problematisch ist für sie die 
Kriminalisierung der minderjährigen Sexarbeiterinnen, ohne dass Begleitangebote entstehen. Ebenso 
findet sie es wichtig, dass die Frauen in selbstverwalteten Bordelen arbeiten könnten und eventuel 
dabei unterstützt würden. Die Zusammenarbeit mit den städtischen und NGO-Akteuren ist ihr 
ebenfals ein grosses Anliegen und sie hoft, dass dies auch für die städtischen Akteure gilt. 
Chancen der PGVO 
- Die Wiedereinführung der Fensterprostitution als sicherer Arbeitsort als der Strassenstrich. 
Risiken der PGVO 
- Das Verbot für Minderjährige. Es ist nicht zielführend, Minderjährige Sexarbeiterinnen zu 
kriminalisieren, sie zu büssen und die Verantwortung an die Eltern zu delegieren. 
Forderungen 
- Isla Victoria fordert Begleitangebote zum Verbot für Minderjährige. Es ist ihr ein grosses 
Anliegen, Projekte zu starten, damit diese eine Ausbildung machen und wieder Fuss fassen 
können. 
- andere Besitzformen von Bordelen andenken. Für die Frauen sei es sehr wichtig, 
selbstverwaltete Bordele, ohne Zwischenhändler zu haben, wo sie auch andere Tätigkeiten 
ausüben könnten. Eine Idee wäre für sie auch ein städtisches Bordel – bis hin zu einem Label 
für Bordele, welches Freiern garantiere, dass die Frauen unter guten Arbeitsbedingungen 
Gesundheitsbedingungen arbeiten. 





Durch die Verkürzung des Sihlquai haben sich Arbeitsbedingungen für die Frauen und die Situation 
für das Quartier verschlimmert. Das Ziel der PGVO ist, die Immissionen für die Quartierbevölkerung 
einzudämmen - nicht aber die Sexarbeit oder die Anzahl der Frauen. Die Sexarbeit wird zum ersten 
Mal als Geschäft, Gewerbe, als Job angeschaut und die Stadt möchte dieses Geschäft besser regeln, 
unbürokratisch, vor alem nicht moralisierend. Es solte wie die MarktfahrerInnen behandelt werden. 
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Das heisst, es braucht eine Bewiligung, da nur ein beschränkter Platz dafür vorhanden ist. Denn die 
Sexarbeit ist ein Markt und die Nachfrage ist vorhanden. Die Regelungen, vor alem die 
Bewiligungspflicht, solen dafür sorgen, dass ein Gleichgewicht entsteht, der Markt nicht pervertiert 
wird durch Überangebot oder Verknappung und für die Bevölkerung einigermassen tragbar ist. Die 
Strichzonen solen auf mehrere Orte in Zürich verteilt und zusätzlich mit sozialer und medizinischer 
Unterstützungsmöglichkeiten betreut sein. Dies ist ein Vorteil gegenüber heute. Positiv ist auch die 
Wiedereinführung der Fensterprostitution. Sie bietet den Frauen mehr Sicherheit. Auch 
„Strichboxen“ solte es an mehreren kleinen, dezentralen Orten geben. Die Idee der selbstverwalteten 
Bordele ist relativ gut, man müsste alenfals gewisse Unterstützung leisten. Der Staat selbst hat nicht 
die Aufgabe, ein Bordel zu führen. 
Chancen der PGVO 
- Sexarbeit wird als Geschäft / Gewerbe angesehen 
- Regulierter Markt durch Bewiligungspflicht – Bewiligung ist mit einem Recht verbunden, 
Frauen können legal arbeiten. 
- Betreuter Strassenstrich mit sozialer und medizinischer Unterstützungsmöglichkeit 
- Die Wiedereinführung der Fensterprostitution als sicherer Arbeitsort als der Strassenstrich. 
- PGVO beinhaltet nicht nur restriktive Massnahmen, sondern auch ein Recht. 
Risiken der PGVO 
- Zu hohes Angebot ist nicht gut für die Frauen, (Konkurenzdruck, sinkende Preise, unsichere 
Praktiken). Ein künstlich zu tief gehaltenes Angebot führt zu Ilegalisierung. 
Forderungen 
- Planwirtschafter solen dafür sorgen, dass ein Gleichgewicht entsteht, der Markt nicht 
pervertiert wird und dass es für die Bevölkerung einigermassen tragbar ist. 
- Sexarbeiterinnen solten wie Marktfahrerinnen behandelt werden, ohne zusätzliche Regeln, 
unbürokratisch und vor alem ohne Moral. 
- Es braucht mehr Standplätze, nicht mehr am ale am Sihlquai, auch Strichboxen an mehreren, 
kleineren, dezentralen Orten. 
- Nicht Aufgabe des Staates, Bordele zu betreiben, aber selbstverwaltete Bordele sind eine 




Für Valentin Landmann steht der Schutz des Selbstbestimmungsrechts der Frau und ihre Sicherheit, 
Schutz der Gesundheit der Frau und Schutz des Quartiers im Zentrum. Die PGVO legt das 
Schwergewicht auf die Eindämmung der Sexarbeit. Das kann kein Ziel sein, da Sexarbeit ein legales 
Gewerbe ist. Eindämmung kann zu Ilegalisierung und zu einer Katastrophe für betrofene Quartiere 
führen. Es kann auch kein Ziel sein, dass ilegal arbeitende Frauen weniger Rechtschutz und keinen 
Zugang zum FIZ und den anderen NGO’s haben. Dies muss unbedingt gewährleistet sein. Die PGVO 
hat durchaus auch gute Ansätze bei den Prämissen Gleichberechtigung und Achtung vor der 
Selbstbestimmung. Die Anerkennung des Gewerbes solte aber auch mit der Durchsetzbarkeit von 
Verträgen und dem Fal der Sitenwidrigkeit einhergehen. Die Stadt und der Kanton solten hier durch 
die Anerkennung Druck auf den Bund und die Rechtssprechung ausüben. 
Dem Problem Freier und Störung des Quartiers kann am besten begegnet werden, durch sinnvole, 
gezielte Platzierung und Konzentration mit gezielter Erlaubnis der Strichzonen mit mehr Platz und 
gezielter Sozialkontrole. Begegnungsboxen sind eine valable Möglichkeit, dürfen aber nicht die 
Einzige sein, vieleicht als Autostrich. Die Strichzonen solten nicht abgelegen sein, das wäre zu 
riskant. Von Strichzonen als Touristenatraktion könnte ein Quartier auch profitieren. Da solte die 
Stadt bei den Quartieren viel Aufklärungsarbeit machen. Zudem solte die Stadt als grösste 
Bordelbesitzerin mit dem Strassenstrich für Hygiene, gute Arbeitsbedingungen und nicht störenden 
Arbeitsort sorgen. Dies verlangt man auch von den Bordelbesitzern in der PGVO. Denn die Frau 
selber stört nicht, es stört, dass sie keine guten Arbeitsumstände hat. 
Chancen der PGVO 
- sehr gut, dass die Frauen eine Krankenkasse haben müssen. EU-Frauen haben meist im 
Heimatland eine, die anerkannt werden muss 
- Strichboxen sind eine valable Möglichkeit 
- Bei den Prämissen Gleichberechtigung, Achtung vor der Selbstbestimmung hat die Stadt 
durchaus sehr gute Ansätze. 
- Strassenstrich als anonyme, selbstbestimmte Möglichkeit, Geld zu verdienen bleibt erhalten 
Risiken der PGVO 
- Schwergewichtig wird von den Behörden deklariert: mit PGVO lässt sich die Sexarbeit 
eindämmen. 
- Wenn zu sehr auf Eindämmung gesetzt wird, ereicht man alenfals, dass es keinen Schutz 
mehr für Ilegale gibt und für das Quartier eine Katastrophe herbeischwört. 
- Strichboxen sind nicht für ale geeignet. 




Mit der PGVO sol einerseits die Sexarbeit als Gewerbe anerkannt und andererseits die Sogwirkung 
von Zürich reduziert werden. Es sol nicht mehr so einfach sein, eine Bewiligung zu bekommen, die 
Ausweiskontrole sol verbessert und das Verfahren mit dem Kanton koordiniert werden. Die 
Bewiligungserteilung gibt’s in vielen anderen Gewerben auch. Eindämmung ist notwendig zum Schutz 
der Anwohner und zur Regulierung des Marktes für bessere Arbeitsbedingungen der Frauen. Der 
Strassenstrich sol gekürzt werden, damit er genutzt wird, betreut werden kann und in der Nähe von 
sozialen Einrichtungen ist. Die Polizei geht grundsätzlich davon aus, dass mit dem neuen Strichplan 
der Markt wieder spielen wird, es so viele Frauen hat wie auch die Nachfrage ist und Kontingente 
nicht notwendig sein werden. Sie möchte aber im Notfal mit Kontingenten steuernd eingreifen können. 
Die Frauen solen besser über ihre Rechte und Pflichten informiert werden und ihr erster Kontakt mit 
der Polizei sol ein positiver sein. Wichtig ist für sie auch die Zusammenarbeit. Nicht nur innerhalb der 
Stadtverwaltung, sondern auch mit dem Kanton, und den NGO’s. Das sei selbstverständlich, damit 
ale am gleichen Strick ziehen und nicht gegeneinander arbeiteten. 
Chancen der PGVO 
- Durch PGVO wird Sexarbeit als Gewerbe anerkannt, die Frauen können legal arbeiten 
- Bessere Information über Rechte und Pflichten als bisher 
- Bewiligung sol durch Frauen erteilt werde 
- Positiver erster Kontakt mit Polizei 
Risiken der PGVO 
- keine 
Forderungen 
- Ausweiskontrole solte verbessert werden, das Verfahren sol mit dem Kanton koordiniert 
werden. 
- Zusammenarbeit ist nicht nur innerhalb der Stadtverwaltung wichtig. Wichtig auch mit dem 





Isla Victoria ist es wichtig auf zu zeigen, dass die Anzahl der Sexarbeiterinnen – es waren im Jahr 
2010 nur 993 Anmeldung – in keiner Relation zur medial angeheizten Problemerzeugung steht. Die 
mediale Aufbereitung / Ausschlachtung des Sihlquai sieht sie als Teil des Problems der Anwohner, da 
dies Beobachter / Kunden aus der ganzen Schweiz anzieht. Problematisch ist für sie die 
Kriminalisierung der minderjährigen Sexarbeiterinnen, ohne dass Begleitangebote entstehen. Ebenso 
findet sie es wichtig, dass die Frauen in selbstverwalteten Bordelen arbeiten könnten und eventuel 
dabei unterstützt würden. Die Zusammenarbeit mit den städtischen und NGO-Akteuren ist ihr 
ebenfals ein grosses Anliegen und sie hoft, dass dies auch für die städtischen Akteure gilt. 
Chancen der PGVO 
- Die Wiedereinführung der Fensterprostitution als sicherer Arbeitsort als der Strassenstrich. 
Risiken der PGVO 
- Das Verbot für Minderjährige. Es ist nicht zielführend, Minderjährige Sexarbeiterinnen zu 
kriminalisieren, sie zu büssen und die Verantwortung an die Eltern zu delegieren. 
Forderungen 
- Isla Victoria fordert Begleitangebote zum Verbot für Minderjährige. Es ist ihr ein grosses 
Anliegen, Projekte zu starten, damit diese eine Ausbildung machen und wieder Fuss fassen 
können. 
- andere Besitzformen von Bordelen andenken. Für die Frauen sei es sehr wichtig, 
selbstverwaltete Bordele, ohne Zwischenhändler zu haben, wo sie auch andere Tätigkeiten 
ausüben könnten. Eine Idee wäre für sie auch ein städtisches Bordel – bis hin zu einem Label 
für Bordele, welches Freiern garantiere, dass die Frauen unter guten Arbeitsbedingungen 
Gesundheitsbedingungen arbeiten. 





Durch die Verkürzung des Sihlquai haben sich Arbeitsbedingungen für die Frauen und die Situation 
für das Quartier verschlimmert. Das Ziel der PGVO ist, die Immissionen für die Quartierbevölkerung 
einzudämmen - nicht aber die Sexarbeit oder die Anzahl der Frauen. Die Sexarbeit wird zum ersten 
Mal als Geschäft, Gewerbe, als Job angeschaut und die Stadt möchte dieses Geschäft besser regeln, 
unbürokratisch, vor alem nicht moralisierend. Es solte wie die MarktfahrerInnen behandelt werden. 
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- Fussgänger- und auch Autostrich ist nicht gut in einem abgelegen Gebiet, das wäre relativ 
gefährlich 
- Bestimmungen, mit dem Ziel der Eindämmung eines Gewerbes und nicht des sinnvolen 
Zusammenlebens – Betrofene werden nicht mit einbezogen 
Forderungen 
- Die Ilegalen muss der Zugang zu Rechtsschutz, zum FIZ und anderen NGO’s ermöglicht 
werden. Weniger Rechtsschutz kann kein Ziel sein. 
- Sinnvole Platzierung, sinnvole gezielte Konzentration mit gezielter Erlaubnis, gezielte 
Sozialkontrole für Strichzonen mit genügend Platz, keine übermässigen Verbote, mehr Platz, 
wo möglich und sinnvol, nicht auf dem Mond und marktgerecht (Zentrale Role bei Problem 
Freier) 
- Strichzonen solten so platziert sein, dass ein Quartier nicht leiden muss, sondern sogar von 
Touristenatraktion profitieren kann (Beispiel Fensterprostitution) 
- Auch Autofahren muss durch gezielte Erlaubnis reguliert werden, vieleicht durch 
Begegnungsboxen an einem Autostrich. 
- Strichboxen solten nicht das Einzige sein. Sie müssten ausserhalb des Zentrums, in einem 
erschlossenem Gebiet sein 
- Strichareale dürften auch eine Kamera zur Überwachung haben, wenn das Band ale 24 
Stunden vernichtet wird, wenn nichts passiert. 
- Stadt als eigentlich grösste Pufbesitzerin mit dem Strassenstrich solte weitergehen als die 
Forderungen in der PGVO für Salonbesitzende und mindestens die Aspekte Hygiene und 
Arbeitsbedingungen, Minimalstandards an Sicherheit und Arbeitsorte, ohne das Quartier zu 
beeinträchtigen gewährleisten. Die Frau selber stört nicht, es stört, dass sie keine guten 
Arbeitsumstände hat. 
- Verträge solten nicht sitenwidrig sein. Zur Anerkennung eines Gewerbes gehört auch die 
Durchsetzbarkeit von Verträgen. Wenn etwas nicht rechtswidrig ist, müsste es rechtlich auch 
durchsetzbar sein. 
- Stadt und Kanton solten mit Anerkennung dem Gewerbe zu einer normalen Stelung 
verhelfen und dadurch Druck auf Bund und Rechtssprechung ausüben, damit Sitenwidrigkeit 
mit der Zeit aufhört. 
- Wenn der Strichplan kommt, muss die Stadt gegenüber dem Quartier sehr viel 
Aufklärungsarbeit machen. 
Das heisst, es braucht eine Bewiligung, da nur ein beschränkter Platz dafür vorhanden ist. Denn die 
Sexarbeit ist ein Markt und die Nachfrage ist vorhanden. Die Regelungen, vor alem die 
Bewiligungspflicht, solen dafür sorgen, dass ein Gleichgewicht entsteht, der Markt nicht pervertiert 
wird durch Überangebot oder Verknappung und für die Bevölkerung einigermassen tragbar ist. Die 
Strichzonen solen auf mehrere Orte in Zürich verteilt und zusätzlich mit sozialer und medizinischer 
Unterstützungsmöglichkeiten betreut sein. Dies ist ein Vorteil gegenüber heute. Positiv ist auch die 
Wiedereinführung der Fensterprostitution. Sie bietet den Frauen mehr Sicherheit. Auch 
„Strichboxen“ solte es an mehreren kleinen, dezentralen Orten geben. Die Idee der selbstverwalteten 
Bordele ist relativ gut, man müsste alenfals gewisse Unterstützung leisten. Der Staat selbst hat nicht 
die Aufgabe, ein Bordel zu führen. 
Chancen der PGVO 
- Sexarbeit wird als Geschäft / Gewerbe angesehen 
- Regulierter Markt durch Bewiligungspflicht – Bewiligung ist mit einem Recht verbunden, 
Frauen können legal arbeiten. 
- Betreuter Strassenstrich mit sozialer und medizinischer Unterstützungsmöglichkeit 
- Die Wiedereinführung der Fensterprostitution als sicherer Arbeitsort als der Strassenstrich. 
- PGVO beinhaltet nicht nur restriktive Massnahmen, sondern auch ein Recht. 
Risiken der PGVO 
- Zu hohes Angebot ist nicht gut für die Frauen, (Konkurenzdruck, sinkende Preise, unsichere 
Praktiken). Ein künstlich zu tief gehaltenes Angebot führt zu Ilegalisierung. 
Forderungen 
- Planwirtschafter solen dafür sorgen, dass ein Gleichgewicht entsteht, der Markt nicht 
pervertiert wird und dass es für die Bevölkerung einigermassen tragbar ist. 
- Sexarbeiterinnen solten wie Marktfahrerinnen behandelt werden, ohne zusätzliche Regeln, 
unbürokratisch und vor alem ohne Moral. 
- Es braucht mehr Standplätze, nicht mehr am ale am Sihlquai, auch Strichboxen an mehreren, 
kleineren, dezentralen Orten. 
- Nicht Aufgabe des Staates, Bordele zu betreiben, aber selbstverwaltete Bordele sind eine 




Für Valentin Landmann steht der Schutz des Selbstbestimmungsrechts der Frau und ihre Sicherheit, 
Schutz der Gesundheit der Frau und Schutz des Quartiers im Zentrum. Die PGVO legt das 
Schwergewicht auf die Eindämmung der Sexarbeit. Das kann kein Ziel sein, da Sexarbeit ein legales 
Gewerbe ist. Eindämmung kann zu Ilegalisierung und zu einer Katastrophe für betrofene Quartiere 
führen. Es kann auch kein Ziel sein, dass ilegal arbeitende Frauen weniger Rechtschutz und keinen 
Zugang zum FIZ und den anderen NGO’s haben. Dies muss unbedingt gewährleistet sein. Die PGVO 
hat durchaus auch gute Ansätze bei den Prämissen Gleichberechtigung und Achtung vor der 
Selbstbestimmung. Die Anerkennung des Gewerbes solte aber auch mit der Durchsetzbarkeit von 
Verträgen und dem Fal der Sitenwidrigkeit einhergehen. Die Stadt und der Kanton solten hier durch 
die Anerkennung Druck auf den Bund und die Rechtssprechung ausüben. 
Dem Problem Freier und Störung des Quartiers kann am besten begegnet werden, durch sinnvole, 
gezielte Platzierung und Konzentration mit gezielter Erlaubnis der Strichzonen mit mehr Platz und 
gezielter Sozialkontrole. Begegnungsboxen sind eine valable Möglichkeit, dürfen aber nicht die 
Einzige sein, vieleicht als Autostrich. Die Strichzonen solten nicht abgelegen sein, das wäre zu 
riskant. Von Strichzonen als Touristenatraktion könnte ein Quartier auch profitieren. Da solte die 
Stadt bei den Quartieren viel Aufklärungsarbeit machen. Zudemsolt die Stadt als grösste 
Bordelbesitzerin mit dem Strassenstrich für Hygiene, gute Arbeitsbedingungen und nicht störenden 
Arbeitsort sorgen. Dies verlangt man auch von den Bordelbesitzern in der PGVO. Denn die Frau 
selber stört nicht, es stört, dass sie keine guten Arbeitsumstände hat. 
Chancen der PGVO 
- sehr gut, dass die Frauen eine Krankenkasse haben müssen. EU-Frauen haben meist im 
Heimatland eine, die anerkannt werden muss 
- Strichboxen sind eine valable Möglichkeit 
- Bei den Prämissen Gleichberechtigung, Achtung vor der Selbstbestimmung hat die Stadt 
durchaus sehr gute Ansätze. 
- Strassenstrich als anonyme, selbstbestimmte Möglichkeit, Geld zu verdienen bleibt erhalten 
Risiken der PGVO 
- Schwergewichtig wird von den Behörden deklariert: mit PGVO lässt sich die Sexarbeit 
eindämmen. 
- Wenn zu sehr auf Eindämmung gesetzt wird, ereicht man alenfals, dass es keinen Schutz 
mehr für Ilegale gibt und für das Quartier eine Katastrophe herbeischwört. 
- Strichboxen sind nicht für ale geeignet. 
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Polizeidepartement, Erlass einer Prostitutionsgewerbeverordnung 
 
IDG-Status: öfentlich 
Der Stadtrat beschliesst, die diesem Beschluss angefügte Weisung des Vorstehers des Poli-
zeidepartements  betrefend  Polizeidepartement,  Erlass  einer  Prostitutionsgewerbeverord-
nung, an die Stadtpräsidentin, die Vorstehenden des Polizei-, des Gesundheits- und Umwelt- 
sowie  des Sozialdepartements,  die  übrigen  Mitglieder  des  Stadtrates,  den  Stadtschreiber, 
den  Rechtskonsulenten,  die  Stadtkanzlei (Amtliche  Sammlung),  die  Stadtentwicklung,  die 
Fachstele für  Gleichstelung,  die  Stadtpolizei,  den  Stadtärztlichen  Dienst,  die  städtischen 
Gesundheitsdienste  und  die  Sozialen  Einrichtungen  und  Betriebe zur  Vernehmlassung  zu- 
zustelen.  
Miteilung je unter Beilage des Entwurfs an die Vorstehenden des Polizei-, des Gesundheits- 
und  Umwelt- sowie  des  Sozialdepartements,  den  Stadtschreiber  und  den  Rechtskonsulen-



















Die meisten Zentrumsfunktionen, welche die Stadt Zürich zu erfülen hat, sind bekannt und 
werden in den Medien und in politischen Gremien ausführlich diskutiert. Weniger bewusst ist, 
dass für die Stadt das Prostitutionsgewerbe eine Zentrumslast bedeutet: Zum einen besteht 
eine  ofensichtliche  und  erhebliche  Nachfrage  nach  solchen  Dienstleistungen;  zum  andern 
hat  die  Personenfreizügigkeit  mit  den  EU-Staaten  zu  einer  deutlichen  Zunahme  der  sich 
Prostituierenden geführt. Hauptsächlich aus dem Osten der EU (Ungarn, Rumänien) ist der 
Zustrom  der  sich Prostituierenden  gross.  Ein  erheblicher  Anteil  von ihnen  arbeitet auf dem 
Strassenstrich.  Diese  Personen  halten  sich nur  kurze  Zeit in  der  Stadt  Zürich auf  und sind 
mit den hiesigen Lebensverhältnissen kaum vertraut. Rechtliche Rahmenbedingungen küm-
mern sie nicht oder sind ihnen nicht bekannt. 
Mit der Anzahl der sich Prostituierenden haben auch die Zahl der Zuhälter und die Fäle der 
Förderung der Prostitution, des Menschenhandels und anderer Delikte zugenommen. Es ist 
teilweise ein zunehmend aggressiver Kampf der sich Prostituierenden (und deren «Beschüt-
zer») um Kundschaft entstanden, der zu einem Preiszerfal bei den Dienstleistungen und zu 
verschlechterten Erwerbsbedingungen geführt hat. Dadurch hat erwiesenermassen auch der 
Anteil an ungeschütztem Sexualverkehr zugenommen. Der öfentliche Gesundheitsschutz ist 
deshalb nicht  mehr im  erforderlichen  Mass  gewährleistet.  Zudem  besteht eine  Ungleichbe-
handlung zwischen sich legal Prostituierenden, die steuer- und sozialversicherungsrechtlich 
ofiziel  angemeldet  sind  und  sich  an  die rechtlichen  Regeln  halten,  und  solchen,  die  das 
nicht sind bzw. sich nicht an diese Regeln halten. Die negativen Rückmeldungen der Quar-
tierbevölkerung – hauptsächlich aus den Stadtkreisen 4 und 5 und dort vor alem vom Stras-
senstrich  am  Sihlquai – haben  deutlich  zugenommen.  Die  durch  das  Prostitutionsgewerbe 
verursachten Immissionen  sind  ofensichtlich  angestiegen.  Der  Handlungsbedarf ist  ausge-
wiesen. 
Die städtischen Vorschriften über die Strassenprostitution vom 17. Juli 1991 (ASZ 551.140) 
solen deshalb  durch eine Prostitutionsgewerbeverordnung abgelöst  werden.  Ziel ist es, ei-
nen  Beitrag  zu leisten,  die  heute in  verschiedenster  Hinsicht  bestehenden  Missstände  zu 
vermindern. Der Zweck der Prostitutionsgewerbeverordnung ist der Schutz der Bevölkerung 




Ordnung und Gesundheit und der Schutz der sich Prostituierenden vor Ausbeutung und Ge-
walt. 
I. Rechtliche Ausgangslage 
1. Verfassungsrechtliche Vorgaben 
Die Prostitution  untersteht  als  privatwirtschaftliche  Erwerbstätigkeit  sowohl  der  Wirtschafts-
freiheit gemäss Art.  27  und 94  Bundesverfassung (BV; SR  101) als  auch der persönlichen 
Freiheit  gemäss  Art.  10  Abs.  2 BV.  Einschränkungen  von  Grundrechten  bedürfen  gemäss 
Art.  36 BV einer  gesetzlichen Grundlage,  müssen im  öfentlichen Interesse liegen und  ver-
hältnismässig sein. 
2. Gesetzliche Vorgaben 
Im  geltenden  Recht finden  sich in  unterschiedlichen  Bereichen  vereinzelt  Bestimmungen, 
welche  den  Rahmen  und  die  Zulässigkeit  der  Ausübung  des Prostitutionsgewerbes in 
irgendeiner Form regeln. 
a) Bund 
Auf  Bundesebene  existieren  keine  ausführlichen  Bestimmungen  betrefend  die  Ausübung 
der Prostitution. Es besteht lediglich strafrechtlicher Schutz vor exzessiven Auswüchsen im 
Prostitutionsgewerbe  mit  Art.  195  Strafgesetzbuch (StGB;  SR  311.0)  betrefend  Förderung 
der Prostitution und Art. 199 StGB betrefend unzulässige Ausübung von Prostitution: 
Gemäss Art. 195 StGB wird mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren oder Geldstrafe bestraft, 
 wer eine unmündige Person der Prostitution zuführt oder sie in diesem Zustand festhält, 
 wer  eine  Person  unter  Ausnützung ihrer  Abhängigkeit  oder  eines  Vermögensvorteils  wegen  der 
Prostitution zuführt, 
 wer die Handlungsfreiheit einer Person, die Prostitution betreibt, dadurch beeinträchtigt, dass er 
sie bei dieser Tätigkeit überwacht oder Ort, Zeit, Ausmass oder andere Umstände der Prostitution 
bestimmt oder 
 wer eine Person in der Prostitution festhält. 
Gemäss Art. 199 wird mit Busse bestraft, wer den kantonalen Vorschriften über Ort, Zeit oder Art der 
Ausübung  der  Prostitution  und  über  die  Verhinderung  belästigender  Begleiterscheinungen  zuwider-
handelt. 
Selbstverständlich haben daneben auch andere Straftatbestände des Strafgesetzbuchs wie 
beispielsweise  Art.  157  StGB  betrefend  Wucher, Art. 181  StGB  betrefend  Nötigung, Art. 
182 StGB betrefend Menschenhandel oder Art. 193 StGB betrefend Ausnützen einer Not- 
lage eine besondere Bedeutung im Bereich des Prostitutionsgewerbes. 
Schliesslich hat jedes Opfer, welches durch eine Straftat in seiner körperlichen, psychischen 
oder  sexuelen Integrität  unmitelbar  beeinträchtigt  wurde,  gemäss  Opferhilfegesetz (OHG; 
SR 312.5) Anspruch auf Unterstützung. Zudem ist seit dem Jahr 2008 die ausländerechtli-
che Behandlung von Opfern sowie von Zeuginnen und Zeugen von Menschenhandel gere-
gelt (Art.  35f.  der  Verordnung  über  Zulassung,  Aufenthalt  und  Erwerbstätigkeit,  VZAE,  SR 
142.201). 
Bei der Ausübung des Prostitutionsgewerbes sind wie bei alen anderen Erwerbstätigkeiten 
auch  die  Vorschriften  der  Ausländergesetzgebung (AuG;  SR  142.20/Abkommen  über  die 
Personenfreizügigkeit [FZA];  SR  0.142.112.681),  der  Sozialversicherungs- und  Steuerge-
setzgebung, des Arbeitsgesetzes mit den Arbeitsschutzbestimmungen (ArG; SR 822.11) und 
des  Bundesgesetzes  gegen die  Schwarzarbeit (BGSA;  SR  822.41)  zu  beachten.  Teilweise 
hängt die Anwendung der erwähnten gesetzlichen Bestimmungen alerdings davon ab, ob es 




der  Ausübung  der  Prostitution ist jedoch  die rechtliche  Unterscheidung  diesbezüglich  nicht 
einfach zu erfassen und in der Rechtsprechung auch umstriten. 
Das  Vertragsverhältnis  zwischen  der  die Prostitution ausübenden  Person  und deren  Kund-
schaft und die damit einhergehenden Rechtsansprüche (Dienstleistung gegen Honorar) sind 
gemäss  den  Bestimmungen  des  Privatrechts (Obligationenrecht [OR];  SR  220)  abschlies-
send  geregelt. Vertragsbestimmungen,  die  gegen  die  guten  Siten  verstossen, führen  zur 
Nichtigkeit und sind nicht einklagbar (Art. 20 Abs. 1 OR). 
b) Kanton Zürich 
Vorweg ist  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Kanton  Zürich  keine  besonderen  Bestimmungen 
und Regelungen über die Ausübung des Prostitutionsgewerbes kennt. Das Gastwirtschafts-
gesetz (GGG; LS 935.11) enthält in § 17 Abs. 1 lediglich die Bestimmung, wonach die Pa-
tentinhaberin bzw. der Patentinhaber für die Aufrechterhaltung von Ordnung und guter Site 
im  Betrieb  verantwortlich ist.  Das  Unterhaltungsgewerbegesetz (LS  935.32)  kennt  zwar für 
Sexvideokabinen,  Sex-Live-Cabarets  und  andere Formen  von  Sexbetrieben  die  Bewili-
gungspflicht, sofern es sich nicht bereits um einen patentierten Gastgewerbebetrieb handelt. 
Weder die Strassen- und Fensterprostitution noch die Salonprostitution falen jedoch in den 
Anwendungsbereich  des  Unterhaltungsgewerbegesetzes,  da  dabei  die  Dienstleistung im 
Vordergrund  steht  und  nicht  die  Unterhaltung  eines  grösseren  Personenkreises  wie  zum 
Beispiel  bei  Sexvideokabinen (vgl.  Georg  Häberling,  Volzugsfragen  zum  Zürcher  Unterhal-
tungsgewerbegesetz, ZBl 84 [1983], S. 6). 
c) Stadt Zürich 
Zurzeit gelten in der Stadt Zürich die Vorschriften über die Strassenprostitution vom 17. Juli 
1991 (ASZ  551.140).  Die  Vorschriften regeln  ausschliesslich  den  Strassenstrich  und  be-
stimmen lediglich,  an  welchen  Örtlichkeiten  die  Strassenprostitution  verboten  bzw.  aus-
nahmsweise  erlaubt ist.  Mit  der  Änderung  aus  dem  Jahr  2003  wurde  eine  zusätzliche  Be-
stimmung über das Verbot der Fensterprostitution aufgenommen. Zu den Vorschriften über 
die  Strassenprostitution  gibt  es einen  Strichplan aus  dem  Jahr  1991,  der  die für  die Stras-
senprostitution  zulässigen  Gebiete  auf  einem  Stadtplan  einzeichnet. Daneben  enthält  die 
Bau- und Zonenordnung der Stadt Zürich (BZO; ASZ 700.100) verschiedene Bestimmungen, 
wonach  sexgewerbliche  Salons  oder vergleichbare  Einrichtungen  nicht  zulässig  sind,  wenn 
ein Wohnanteil  von  mindestens  50  Prozent vorgeschrieben ist (Wohnzone:  Art.  16  Abs.  3, 
Zentrumszone:  Art.  17  Abs.  2,  Quartiererhaltungszone:  Art.  24c  Abs.  3, und  Kernzone:  
Art. 41 Abs. 3 BZO). 
3. Gesetzliche Regelungen in anderen Kantonen 
In  den  vergangenen  Jahren  haben  bereits  einige  Kantone  vor  alem  aus  der lateinischen 
Schweiz Prostitutionsgesetze erlassen: Der Kanton Tessin hat bereits im Jahr 2001 ein Ge-
setz  über  die  Ausübung  der  Prostitution erlassen.  Der  Kanton Walis  hat  sein  Gesetz  über 
die Akten der gerichtlichen Polizei geändert  und im  Jahr  2003 Bestimmungen  über das In-
formationssystem  betrefend  Prostitution eingeführt.  Seit  dem  Jahr  2004  haben der  Kanton 
Waadt und seit dem Jahr 2005 der Kanton Neuenburg ein Prostitutionsgesetz. Im Jahr 2009 
haben  der  Kanton  Jura und  der  Kanton  Genf ein  Prostitutionsgesetz  erlassen.  Das  Genfer 
Prostitutionsgesetz ist  per  1.  Mai  2010 in  Kraft getreten.  Das  Parlament  des  Kantons  Frei-
burg hat im Frühjahr 2010 ein Prostitutionsgesetz verabschiedet. Im Kanton Bern wurde im 
Februar  2009  eine  Motion  des  Grossen  Rates  überwiesen,  welche  die  Ausarbeitung  eines 
Prostitutionsgesetzes  verlangt.  Am  12.  November  2010  hat  der  Kanton  Bern  das  Ver-
nehmlassungsverfahren dazu eröfnet. Alen Prostitutionsgesetzen gemeinsam ist die Melde- 
bzw. Bewiligungspflicht von sexgewerblichen Salons und die Meldepflicht bzw. Registrierung 
von  sich  prostituierenden  Personen.  Das  Bundesgericht  hat  mit  Entscheid  vom  31.  März 




gegen  Art.  8,  9,  13  und  27  BV  verstösst.  Mit  Entscheid  vom  19.  Januar  2009 (Verfahren 
2C_753/2008) hat das Bundesgericht, gestützt auf das Waadtländer Prostitutionsgesetz, die 
Schliessung eines sexgewerblichen Salons für die Dauer von sechs Monaten als rechtmäs-
sig  angesehen,  weil  die  Prostitution  ausübenden  Personen  ohne  Aufenthalts- und  Arbeits-
bewiligung in einem sexgewerblichen Salon tätig waren. 
II. Zuständigkeit der Stadt Zürich zum Erlass einer Prostitutionsgewerbeverordnung 
Art. 199 StGB überlässt den Kantonen und nach Massgabe von deren Gesetzgebungen den 
Gemeinden die  Kompetenz  zum  Erlass  von  Vorschriften  über  Ort,  Zeit  oder  Art  der  Aus-
übung  der  Prostitution  sowie  über  die  Verhinderung  belästigender  Begleiterscheinungen. 
Kantonale Vorschriften dürfen jedoch die bundesrechtlich zulässige Prostitution nicht grund-
sätzlich behindern (BGE 124 IV 64f.). Da der Kanton Zürich bis anhin keine diesbezüglichen 
Regelungen  erlassen  hat,  kann  die  Gemeinde in  diesem  Bereich  eigenes  Recht  erlassen 
(vgl. Art. 100 KV [LS 101], § 74 Gemeindegesetz [LS 131.1] und Antrag des Regierungsrates 
zum Erlass eines kantonalen Polizeigesetzes vom 5. Juli 2006, «Amtsblat des Kantons Zü-
rich», Jahr 2006, S. 876f.). Gemäss § 74 Gemeindegesetz ist die Gemeinde für die Besor-
gung der gesamten Ortspolizei zuständig und kann zu diesem Zweck eine Verordnung erlas-
sen. Die Gemeinde sorgt für die Aufrechterhaltung der öfentlichen Ruhe und Ordnung und 
für  die  Sicherheit  von  Personen  und  Eigentum  gegen  Schädigung  und  Gefahren jeder  Art 
und trift ale Vorkehren für die richtige Erfülung der Aufgaben der Ortspolizei auf alen Ver-
waltungsgebieten. Spielraum für den Erlass von Regelungen auf kommunaler Ebene besteht 
im  Bereich  des  Polizei-,  Bau- und  Übertretungsstrafrechts.  Zudem  sind  die  Gemeinden für 
die Verwaltung und Bewirtschaftung ihres öfentlichen Grundes selber zuständig. So stelt die 
Strassenprostitution gesteigerten Gemeingebrauch zu wirtschaftlichen Zwecken dar. Sie darf 
nicht  verboten,  aber  aus  polizeilichen  Gründen  geregelt  werden.  Ein  Verstoss  gegen  ent-
sprechende Vorschriften unterliegt der Bestrafung nach Art. 199 StGB (Tobias Jaag, Staats- 
und Verwaltungsrecht des Kantons Zürich, 3. Auflage, Zürich 2005, N 3446). Von vornherein 
gesetzlich  nicht regeln  kann  die  Gemeinde jedoch  die im  Bundesrecht  geregelten  Rechte 
und  Pflichten der  die  Prostitution  ausübenden Personen (z.B.  Sozialversicherung,  Steuern, 
zivilrechtliche Ansprüche). 
Gemäss § 74 Abs. 2 Gemeindegesetz (LS 131.1) i.V.m. Art. 41 lit. l Gemeindeordnung (ASZ 
101.100) ist die vorliegende Prostitutionsgewerbeverordnung aufgrund ihrer Wichtigkeit von 
der Legislative, d.h. dem Gemeinderat, zu erlassen. 
IV. Grobkonzept Prostitutionsgewerbeverordnung 
Die Prostitutionsgewerbeverordnung sol die städtischen Vorschriften über die Strassenpros-
titution vom 17. Juli 1991 (ASZ 551.140) ersetzen und neben der Strassen- und Fensterpros-
titution neu auch den Bereich der Salonprostitution regeln, welche in Räumlichkeiten ausge-
übt wird, die zum Hauptzweck der Prostitution dienen. Einerseits geht es um den Schutz der 
Bevölkerung  vor  negativen  Auswirkungen  durch  das  Prostitutionsgewerbe  und  um  den 
Schutz  der  öfentlichen  Ordnung  und  öfentlichen  Gesundheit,  andererseits  aber  auch  um 
eine Verbesserung der  Arbeitsbedingungen der die  Prostitution  ausübenden Personen und 
deren Schutz vor Ausbeutung und Gewalt und ihr Selbstbestimmungsrecht. Um diese Ziele 
ereichen zu können, sind sowohl präventive als auch repressive Massnahmen vorgesehen. 
Polizei-, Sozial-, Gesundheits- und Baubehörden solen dabei eng zusammenarbeiten. Auch 
private Institutionen solen einbezogen werden. Die Prostitutionsgewerbeverordnung sol für 
ale  Personen  gelten, unabhängig  von ihrer  Nationalität  und ihrem  Aufenthaltsstatus  sowie 
unabhängig von der Frage, ob es sich um eine selbständige oder unselbständige Erwerbstä-






1. Soziale und gesundheitliche Prävention 
Gegenwärtig leisten private (Zürcher Aids-Hilfe, Zürcher Stadtmission Isla Victoria) und städ-
tische Institutionen (Frauenberatung  Flora  Dora)  Präventionsarbeit  auf  dem  Zürcher  Stras-
senstrich  und in  den Salons.  Die  städtischen  Gesundheitsdienste  bieten  zudem  ambulante 
Behandlungsmöglichkeiten für  die  Prostitution ausübenden  Personen  an. Insbesondere  die 
Lebensbedingungen  von  den  sich  auf  der  Strasse  prostituierenden  Personen  sind in  der 
Stadt  Zürich in  sozialer  und  medizinischer  Hinsicht  prekär:  66  Prozent der  Klientinnen  von 
Flora Dora wurden bereits mindestens einmal Opfer von Gewalt. Verbreitet sind zudem so-
matische und psychische Erkrankungen sowie die Abhängigkeit von Medikamenten, Alkohol 
sowie anderen Suchtmiteln. Konkurenzkampf und Preisdruck erhöhen die Risiken hinsicht-
lich  Sicherheit  und  Hygiene  zusätzlich.  Darum  haben  präventive  Massnahmen in  diesem 
Gewerbe höchste Priorität. Diese betrefen nicht nur HIV/Aids, sondern auch eine Reihe wei-
terer sexuel übertragbarer Krankheiten. Ebenso wichtig wie die Gesundheitsberatung ist die 
Sozial- und  Rechtsberatung  sowie  die  Aufklärung  und Information der  die  Prostitution  aus-
übenden  Personen  über ihre  Rechte  und  Pflichten.  Die  Zielgruppe  der  Massnahmen  sind 
einerseits  die  sich  prostituierenden  Personen,  andererseits  auch  andere  Personengruppen 
wie zum Beispiel die Freier. 
2. Bewiligungspflicht für  die  Ausübung  der  Strassenprostitution auf  öffentlichem 
Grund 
Aufgrund der problematischen Zustände auf dem Stadtzürcher Strassenstrich, insbesondere 
am Sihlquai und seiner Umgebung, ist der Handlungsbedarf im Bereich der Strassenprostitu-
tion klar ausgewiesen. 
Analog  zur Ausübung  einer  anderen wirtschaftlichen  Tätigkeit  auf  öfentlichem  Grund  wie 
beispielsweise  die  Benutzung  von  Taxi-Standplätzen  oder  der  Verkauf  von  Produkten  an 
Marktständen  usw.  sol  künftig  auch für  die  Ausübung  der  Strassenprostitution  die  Bewili-
gungspflicht gelten. Die Strassenprostitution stelt nämlich gesteigerten Gemeingebrauch des 
öfentlichen  Grunds  zu  wirtschaftlichen  Zwecken  dar,  welche  der  Bewiligungspflicht  unter-
stelt werden kann (vgl. Jaag, a.a.O., N 3446). Die Notwendigkeit einer Bewiligungspflicht für 
gesteigerten Gemeingebrauch ergibt sich aus dem Erfordernis, zwischen den verschiedenen 
Nutzungsarten Prioritäten zu setzen und zu koordinieren. Es handelt sich um eine präventive 
Kontrole. Sie sol den Verwaltungsbehörden ermöglichen, den schlichten und den gesteiger-
ten  Gemeingebrauch  einer  öfentlichen  Sache  so  zu regeln,  dass  keine  schwerwiegenden 
Konflikte entstehen (Häfelin/Müler/Uhlmann, Algemeines Verwaltungsrecht, 6. Auflage, Zü-
rich 2010, N 2403). 
Auch aus polizeilichen Gründen drängt sich eine Regelung zum Schutz der öfentlichen Ord-
nung auf (vgl.  vorstehend: I.  Einleitung).  Generel ist  die  Strassenprostitution  eine eher  ge-
fährliche  und  gesundheitsbelastete  Art  Geld  zu  verdienen.  Untersuchungen haben  gezeigt, 
dass  psychische  Schädigungen  bei  den  die  Prostitution  ausübenden  Personen  wesentlich 
höher sind als bei Personen, welche andere Erwerbstätigkeiten ausüben. 
Da die Prostitution eine legale Tätigkeit darstelt, besteht ein bedingter Anspruch auf Nutzung 
des  öfentlichen  Grundes für  diese  Tätigkeit,  weshalb  ein  gänzliches  Verbot  der  Strassen-
prostitution in einer grossen Stadt wie Zürich nicht rechtskonform und auch nicht zielführend 
wäre (vgl. BGE 101 Ia 473f. betrefend Stadt Genf). Prostitutionsvorschriften dürfen die bun-
desrechtlich  zulässige  Prostitution  auch  nicht  grundsätzlich behindern (vgl.  BGE  124 IV  
64f.). Der Strassenstrich sol aber im Interesse der Quartierbevölkerung und der die Prostitu-
tion ausübenden Personen reguliert werden und in einem Rahmen statfinden, der insbeson-
dere auch den Gesundheitsschutz besser gewährleistet. 
Der Stadtrat wird unter Beachtung der örtlichen Verhältnisse und der Zweckbestimmung der 




stimmen und mit einer Rechtsmitelbelehrung öfentlich ausschreiben. Für die zugelassenen 
Gebiete  des  öfentlichen  Grundes  können  anschliessend  Nutzungsbewiligungen  beantragt 
werden. 
3. Einführung Bewiligung Salonprostitution 
Die  Salonprostitution untersteht  wie jedes  andere  Gewerbe  auch  dem Schutz  der  Wirt-
schaftsfreiheit. Ist  die  Ausübung  eines  Gewerbes jedoch  mit  besonderen  Gefahren für  die 
Polizeigüter (öfentliche  Ruhe,  öfentliche  Gesundheit,  Treu  und  Glauben im  Geschäftsver-
kehr) verbunden, rechtfertigt sich die Einführung einer vorgängigen Gewerbebewiligung. Es 
sol zum Voraus abgeklärt werden, ob die Tätigkeit mit den rechtlichen Vorschriften überein-
stimmt und den Schutz der Polizeigüter beachtet. Dabei solen die Betriebe der Salonprosti-
tution ähnlich wie die Gastgewerbebetriebe geregelt werden, deren Betriebsinhabende eine 
Bewiligung (Patent)  zur  Führung  eines  Gastwirtschaftsbetriebs  benötigen.  Der/die Be-
triebsinhabende ist für die Aufrechterhaltung der öfentlichen Ordnung im Betrieb verantwort-
lich und den Kontrolorganen ist Zutrit zu den Betriebsräumlichkeiten zu gewähren. 
4. Prostitution Minderjähriger 
Das sexuele Mündigkeitsalter liegt in der Schweiz bei 16 Jahren (Art. 187 Zif. 1 StGB). Auf 
Bundesebene sind im Hinblick auf den Beitrit der Schweiz zum Übereinkommen des Euro-
parates  zum  Schutz  von  Kindern  vor  sexueler  Ausbeutung  und  sexuelem  Missbrauch  Be-
strebungen im Gang, das Strafgesetzbuch dahingehend anzupassen, dass die Inanspruch-
nahme sexueler Dienstleistungen von 16- bis 18-Jährigen gegen Entgelt in Zukunft als straf-
bar erklärt wird. Die Stadt Zürich hat keine Kompetenz, eine solche Strafbestimmung in ihrer 
Prostitutionsgewerbeverordnung einzuführen. Da eine minderjährige Person jedoch aufgrund 
ihres Alters nicht handlungsfähig ist, kann sie keinen Vertrag über eine sexuele Dienstleis-
tung gegen Entgelt eingehen (Art. 19 ZGB) oder bei der Behörde zum Beispiel eine Bewili-
gung zur Ausübung der Strassenprostitution beantragen. Da es sich bei der Ausübung von 
sexuelen  Handlungen  um  ein  höchstpersönliches  Recht  handelt, ist  die  Zustimmung  der 
gesetzlichen  Vertretung  von  vornherein  ausgeschlossen.  Somit ist  die  Minderjährigen-
prostitution von 16- bis 18-Jährigen in der Stadt Zürich auf dem Strassenstrich künftig recht-
lich ausgeschlossen. 
5. Straf- und verwaltungsrechtliche Massnahmen 
Neu  können  nicht  nur  die  Prostitution  ausübenden  Personen,  sondern  ausdrücklich  auch 
Freier sowie Inhaberinnen  und Inhaber  von  Salonbetrieben  gebüsst  werden,  wenn sie  sich 
nicht an die Vorschriften der Prostitutionsgewerbeverordnung halten. Es solen nicht nur die 
Dienstleistung anbietenden Personen, welche meistens Frauen sind, sondern auch die meis-
tens männliche Kundschaft, die sich nicht an die Vorschriften halten, ins Recht gefasst wer-
den können. Neu eingeführt werden verwaltungsrechtliche Massnahmen wie beispielsweise 
Verwarnung und Bewiligungsentzug. 
6. Verzicht auf Einführung Meldepflicht der die Prostitution ausübenden Personen 
Die Stadtpolizei hat sich für die Einführung einer algemeinen Meldepflicht aler die Prostitu- 
tion ausübenden  Personen  ausgesprochen,  um das Prostitutionsmilieu aus der Anonymität 
herauszuholen,  welche  die  kriminelen  Entwicklungen begünstigt,  und um  an  verlässlichere 
Informationen zu gelangen. Ohne Informationen sei die polizeiliche Arbeit eingeschränkt. Bei 
den meisten Delikten im Prostitutionsmilieu handle es sich um Holkriminalität, da die Anzei-
gebereitschaft in  diesem  Milieu  als  gering einzustufen  sei.  Für  die  Polizei  sei  es schwierig, 
mit möglichen Geschädigten nur im Rahmen von Kontrolen in Kontakt zu kommen. 
Die nichtstaatlichen Organisationen (FIZ Fachstele Frauenhandel und Frauenmigration, Zür-
cher Aids-Hilfe und Zürcher Stadtmission) haben sich gegen die Einführung einer algemei-




chen. Ausländische Personen häten sich je nach Herkunft, Aufenthaltsdauer und selbstän-
diger/unselbständiger  Erwerbstätigkeit  bereits im  Rahmen  der  ausländerechtlichen  Vor-
schriften beim kantonalen Amt für Wirtschaft und Arbeit oder beim kantonalen Migrationsamt 
zu  melden  bzw.  eine  Bewiligung  einzuholen.  Zudem  sei  es  umstriten,  ob  die  Einführung 
einer algemeinen Meldepflicht für ale die Prostitution ausübenden Personen überhaupt ei-
nen Schutz gegen Ausbeutung und Gewalt sowie zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
bieten würde, da beim ersten kurzen Kontakt mit der Polizei kaum festzustelen sei, ob Druck 
oder  Zwang  auf  die Prostituierenden ausgeübt  werde. In  vielen  Fälen  bestehe  auch  kein 
Vertrauensverhältnis zur Polizei, insbesondere bei Personen mit ausländischer Herkunft. Mit 
der  Meldung  würde  ein legaler  Anschein  geschafen,  ohne  dass  ein  konkreter  Fal  von 
Zwangsprostitution  erkannt  werden  könnte.  Es  bestünde  auch  die  mögliche  Gefahr  einer 
weiteren Verdrängung von gewissen Personen in die Ilegalität. Problematische Fäle würden 
sich nämlich sowieso nicht melden. An die wirklich notwendigen Informationen käme die Po-
lizei  daher  auch  mit  einer  Meldepflicht  nicht  heran.  Schliesslich  wäre  die  Einführung  einer 
algemeinen Meldepflicht mit einem grossen Verwaltungsaufwand verbunden. 
Auf die Einführung einer algemeinen Meldepflicht für die Prostitution ausübenden Personen 
wird verzichtet,  da  sie weder  zielführend  noch  verhältnismässig ist.  Vielmehr  sol  sich  die 
Gesetzgebung  auf  die  Strassenprostitution,  bei  der  die  Prostitution  ausübenden  Personen 
den  grössten Gefahren  ausgesetzt  sind,  und auf  die Inhaberinnen und Inhaber  von Salons 
konzentrieren, welche die Verantwortung für ihren Betrieb und die dort tätigen Personen tra-
gen und sich an die gesetzlichen Rahmenbedingungen halten müssen. In diesen Fälen ist 
ein  Bewiligungsverfahren  zielführend,  da  die  Bewiligungen  mit  entsprechenden  Auflagen 
versehen werden können. 
7. Verzicht auf Regelung Escort-Service 
Da Escort-Services mit ihren Internet- und Zeitungsinseraten kaum an einem bestimmten Ort 
(Strasse oder  Raum) fassbar,  sehr  mobil  sind und  sich  meist auf die  Vermitlung  der  Kon-
taktnahme  beschränken,  wäre  eine  Regelung  alein  auf  städtischer  Ebene  von  vornherein 
nicht zielführend und verhältnismässig, weshalb darauf verzichtet wird. 
V. Ressourcen 
Gemäss den Angaben des Sozial- sowie des Gesundheits- und Umweltdepartements kann 
der aus der Prostitutionsgewerbeverordnung entstehende Aufwand bei den Präventions- und 
Gesundheitsschutzmassnahmen mit den bestehenden Ressourcen nach heutigem Erkennt-
nisstand aufgefangen  werden.  Für  die  Bewiligungserteilung ist bei  der  Stadtpolizei  voraus-
sichtlich eine Stele zu schafen, für die Kontrolen ergibt sich kein Mehraufwand. Beim Bewil-
ligungsverfahren wird eine enge Zusammenarbeit mit kantonalen Amtsstelen (Amt für Wirt-
schaft  und  Arbeit [AWA]  und  Migrationsamt)  angestrebt.  Der  voraussichtliche  Umfang  an 
Bewiligungen wird bei der Benutzung des öfentlichen Grundes für die Strassenprostitution 
auf rund 400 Bewiligungen pro Jahr und bei der Salonprostitution auf rund 250 Dauerbewili-
gungen geschätzt. Die Bewiligungen sind gebührenpflichtig. 
VI. Kommentierung der einzelnen Artikel 
1. Einleitung 
Zweck Art. 1 
Die Verordnung dient folgenden Zwecken: 
a) Schutz der Bevölkerung vor negativen Auswirkungen des Pro-
stitutionsgewerbes 
b) Schutz der öfentlichen Ordnung und der öfentlichen Gesund-
heit 
c) Schutz der die Prostitution ausübenden Personen vor Ausbeu-




d) Sicherstelung der gesundheitlichen und sozialen Prävention 
Erläuterung: 
Der  Zweck  der  Prostitutionsgewerbeverordnung ist der Schutz  der  Bevölkerung  vor  negati-
ven Auswirkungen durch das Prostitutionsgewerbe (Immissionen wie Lärm, Schmutz usw.), 
die  Einhaltung  der  Rechtsordnung  und  der  polizeilichen Schutzgüter (öfentliche  Ordnung, 
öfentliche  Gesundheit  und  Treu  und  Glauben im  Geschäftsverkehr),  der Schutz  der  die 
Prostitution ausübenden Personen und die Sicherstelung der gesundheitlichen und sozialen 
Prävention und Betreuungsmassnahmen. 
Prostitutionsbegrif Art. 2 
Prostitution ist eine gewerbsmässige Dienstleistung, bei der eine 
sexuele Handlung gegen Geld oder andere materiele Werte an-
geboten oder vorgenommen wird. 
Erläuterung: 
Entscheidend für  die  Definition  von  Prostitution ist  das  Element der  gewerbsmässigen 
Dienstleistung.  Bei  der  Prostitution  kann  es  um irgendwelche  sexuele  Handlungen  gegen 
Honorar in Geld oder anderen materielen Werten gehen. Das Geschlecht spielt keine Role. 
Keine die Prostitution ausübenden Personen sind jedoch Striptease-Tänzerinnen (Cabaret), 
solange sie sich nur exhibieren, Darstelende in Pornofilmen und Mitarbeitende von Telefon-
sex-Anbietenden (Trechsel, StGB Praxiskommentar, Zürich 2008, 195 N 2). 
2. Prävention 
Unter  dem  Aspekt der  Prävention ist  es  wichtig, den Informationsstand  der  die Prostitution 
ausübenden  Personen,  der Inhaberinnen  und Inhaber  von  Salonbetrieben und  der  Freier 
über ihre Rechte und Pflichten zu verbessern. Namentlich gemeint sind hier die Informatio-
nen  über  die rechtlichen  Rahmenbedingungen (über  die  Ausländergesetzgebung,  die  Ein-
schränkungen  der  Ausübung  der  Strassen- und  Fensterprostitution,  die  steuer- und  sozial-
versicherungsrechtlichen  Verpflichtungen  usw.)  sowie Informationen  über  die  sozialen  und 
gesundheitlichen Angebote. Inhalt und Form dieser Information werden in den Ausführungs-
bestimmungen näher umschrieben werden. 
Die Stadt kann Auflagen an die Inhaberinnen und Inhaber von Salonbetrieben machen, d.h. 
verbindliche Minimalstandards für den Gesundheitsschutz, die Infektionsprophylaxe und die 
Gewaltprävention: 
 Zugang zu bzw. Verfügbarkeit über Präservative 
 Präventionsmaterial in den Betrieben 
 Arbeits- und Hygienestandards zum Schutze der die Prostitution ausübenden Personen 
in den Salonbetrieben 
 Abgeben von Merkblätern in den jeweiligen Landessprachen in den Salonbetrieben an 
die ausländischen Personen, welche die Prostitution ausüben. 
Information Art. 3 
Die Stadt sorgt für ausreichende Information über die Rechte und 
Pflichten im Zusammenhang mit der Ausübung der Prostitution. 
Erläuterung: 
Es geht um algemeine Informationen über die Prostitution, die sich auch an andere Adressa-
ten  als  die  Prostitution  ausübenden  Personen richten  können, wie  zum  Beispiel  die  Freier 
sowie die Inhaberinnen und Inhaber von Salonbetrieben, vgl. nachfolgend insbesondere Art. 





Schutzmassnahmen Art. 4 
Die Stadt sorgt für den niederschweligen Zugang zu Angeboten 
in den Bereichen Gesundheitsschutz und -behandlung, soziale 
Prävention und Interventionen bei Ausbeutung. Die Leistungen 
werden durch städtische Stelen oder durch Drite erbracht. 
 
Erläuterung: 
Der Stadtrat bzw. eine vom ihm nach Art. 53 Abs. 1 Gemeindeordnung eingesetzte Kommis-
sion unterstützt die Steuerung und Koordination des Versorgungssystems und die Sicherung 
eines möglichst  niederschweligen  Zugangs der  die  Prostitution  ausübenden  Personen  zu 
Prävention,  Überlebenshilfe und  Behandlung.  Es  wird  auch  vorgesehen,  dass  vor  Ort  ge-
sundheitliche  und  soziale  Betreuungsmöglichkeiten  vorhanden  sind.  Es  sol  keinen  un-
betreuten Strassenstrich mehr geben. 
3. Strassen- und Fensterprostitution 
Definition Art. 5 
Bei der Strassen- und Fensterprostitution handelt es sich um die 
Prostitution auf öfentlichem Grund und die vom öfentlich zugäng-
lichen Grund aus wahrnehmbare Prostitution. 
Erläuterung: 
Vgl. Verordnungstext 
Zugelassenes Gebiet Art. 6 
Der Stadtrat bezeichnet Gebiete, in welchen die örtlichen Verhält-
nisse die Strassen- und Fensterprostitution zulassen. 
Erläuterung: 
Der Stadtrat sol unter Beachtung der örtlichen Verhältnisse und der Zweckbestimmung der 
Prostitutionsgewerbeverordnung den Plan  mit den für die Strassen- und Fensterprostitution 
zugelassenen Gebiete bestimmen und mit einer Rechtsmitelbelehrung öfentlich ausschrei-
ben. 
Nutzung öfentlicher Grund 
a) Bewiligung Art. 7 Wer den öfentlichen Grund zur Ausübung der Strassenprostitu-
tion nutzen möchte, hat vorgängig persönlich bei der Stadtpolizei 
eine Bewiligung einzuholen. Dabei werden die Gesuchstelenden 
über ihre Rechte und Pflichten informiert. 
Erläuterung: 
Wie andere Gewerbe, die für ihre Ausübung öfentlichen Grund beanspruchen, sol auch die 
Strassenprostitution an eine Bewiligung geknüpft werden. Im Rahmen des Bewiligungsver-
fahrens für gesteigerte Nutzung des öfentlichen Grundes besteht die Möglichkeit, dass die 
Prostitution ausübenden Personen über ihre Rechte und Pflichten mit Hinweisen auf die ge-
sundheitlichen und sozialen Betreuungsmassnahmen informiert werden. Deshalb ist es auch 
notwendig, dass die Gesuchstelenden persönlich bei der Bewiligungsstele erscheinen. Das 
Bewiligungsgespräch  und  der  Erstkontakt  sind  sehr  wichtig.  Diese  Personen  sind  oftmals 
besonders verletzlich und abhängig. Sie wissen daher auch wenig Bescheid über ihre Rech-
te und Pflichten, insbesondere wenn sie direkt aus dem Ausland nach Zürich kommen und 
sich nur für kurze Zeit hier auf dem Strassenstrich aufhalten. 
Mit der Einführung der Bewiligung zur Ausübung der Strassenprostitution sol der Strassen-




pflicht ist  auch  ein  wichtiges  Element,  um  zu  verhindern,  dass  die  Zuhälter in  den für  die 
Strassenprostitution zugelassenen Gebieten die Vorherschaft  übernehmen. 
b) Voraussetzungen Art. 8 
1 Bewiligungsvoraussetzungen sind 
a) die Handlungsfähigkeit; 
b) die Zulassung zur Erwerbstätigkeit; 
c) der Nachweis oder Abschluss der Krankenversicherung. 
2 Die Bewiligung ist persönlich und kann für ein bestimmtes Ge-
biet ausgestelt werden. Die Bewiligung kann befristet erteilt wer-
den. 
Erläuterung: 
Voraussetzungen für die Bewiligungserteilung sind die Handlungsfähigkeit (Mündigkeit und 
Urteilsfähigkeit), die Zulassung zur Erwerbstätigkeit und der Nachweis des Krankenversiche-
rungsschutzes. Es sol von vornherein verhindert werden, dass minderjährige oder urteilsun-
fähige Personen oder ilegal anwesende Personen sich auf dem Strassenstrich anbieten. Es 
muss auch gewährleistet sein, dass die Personen in der Schweiz oder in der EU krankenver-
sichert  sind,  damit  nicht  die Algemeinheit  die  Gesundheitskosten  zu  übernehmen  hat, und 
die Personen, wenn es notwendig sein solte, auch ärztliche Hilfe in Anspruch nehmen. Sie 
müssen  daher  die  europäische  Krankenversicherungskarte  vorlegen.  Für  diejenigen  Ge-
suchstelenden, die keine Krankenversicherung haben, sol die Möglichkeit bestehen, direkt 
bei der Bewiligungsstele eine Krankenversicherung abschliessen zu können. 
Indem die Bewiligung für ein bestimmtes Gebiet ausgestelt werden kann, besteht auch eine 
räumliche  Steuerungsmöglichkeit,  damit  sich  nicht  ale  die  Prostitution  ausübenden  Perso-
nen am gleichen Ort anbieten. Zudem sol verhindert werden, dass Zuhälter die Zonenzutei-
lung nach ihren Wünschen vornehmen können. Dies erleichtert sowohl die repressiven Kont-
rolmassnahmen  als  auch  die  präventiven  Betreuungsmassnahmen.  Da  die  Bewiligungen 
persönlich sind, ist ein Handel mit Bewiligungen von vornherein ausgeschlossen. 
c) Begrenzung Art. 9 
Machen polizeiliche Gründe eine Begrenzung der Anzahl Bewili-
gungen unumgänglich, kann die Vorsteherin oder der Vorsteher 
des Polizeidepartements eine solche anordnen und er oder sie 
legt dazu Richtlinien fest. 
Erläuterung: 
Grundsätzlich erhält jede Person, welche die Voraussetzungen erfült, die Bewiligung. Eine 
mengenmässige  Kontingentierung der  Bewiligungen für  gesteigerten  Gemeingebrauch des 
öfentlichen Grundes kann dann zum Thema werden, wenn das für die Strassenprostitution 
zugelassene  Gebiet das  Angebot  nicht  mehr  aufnehmen  könnte.  Die  Beschränkung  wäre 
dann  unter  Berücksichtigung  des  Gleichbehandlungsgebots  der  Gewerbetreibenden  aus-
schliesslich mit neutralen Miteln wie beispielsweise zeitliche Beschränkung, Rotation, War-
teliste usw. umzusetzen. 
4. Salonprostitution 
Definition Art. 10 
Die Salonprostitution wird in Räumlichkeiten in Bauten und Fahr-







Bewiligung Art. 11 
1 Wer die Salonprostitution betreiben möchte, hat vor Aufnahme 
der Betriebstätigkeit bei der Stadtpolizei eine Bewiligung einzuho-
len. Dabei werden die Gesuchstelenden über ihre Rechte und 
Pflichten informiert. 
2 Die Bewiligung ist persönlich und an bestimmte Betriebsräum-
lichkeiten gebunden. 
Erläuterung: 
Die  Salonprostitution  muss in  einem weiten  Sinn interpretiert  werden.  Darunter falen  ale 
Räumlichkeiten, in welchen mindestens eine Person die Prostitution als Hauptzweck ausübt. 
Dazu gehören neben Bauten auch Fahrnisbauten wie Wohnwagen. 
Das Prostitutionsgewerbe untersteht wie jedes andere Gewerbe auch dem Schutz der Wirt-
schaftsfreiheit (Art. 27 und 94 BV). Mit Gefahren für die Polizeigüter (öfentliche Ordnung und 
Sicherheit,  öfentliche  Gesundheit  und  Ruhe,  Treu  und  Glauben im  Geschäftsverkehr)  ver-
bundene  Erwerbstätigkeiten  können jedoch  mit  einer  gesetzlichen  Regelung  einer  Bewili-
gungspflicht  unterstelt werden.  Gemäss polizeilichen  Erfahrungen  gehört der Betrieb eines 
sexgewerblichen Salons dazu, da die Prostitution ausübenden Personen in vielen Fälen nur 
ungenügend vor Ausbeutung geschützt sind. Es sol daher zum Voraus abgeklärt werden, ob 
der  Betrieb  eines  sexgewerblichen  Salons  mit den  gesetzlichen  Vorschriften übereinstimmt 
und in  der  Folge  eine  wirksame  Kontrole  ermöglichen.  Die  Einführung  einer  Bewiligungs-
pflicht  dient in erster  Linie  der  Einhaltung  der  öfentlichen  Ordnung.  Mit  dem  Polizeigüter-
schutz ist das öfentliche Interesse ausgewiesen. Mit dem staatlichen Bewiligungsverfahren 
wird jedoch  nichts  über  die  Qualität  eines  sexgewerblichen  Salons  ausgesagt.  Es  handelt 
sich also nicht um ein staatliches Gütesiegel oder Label. 
Mit der Umschreibung «zum Hauptzweck» sind autonome Gelegenheitsprostituierte, welche 
gelegentlich bei sich zu Hause, im Hotel oder direkt bei der Kundschaft der Prostitutionstä-
tigkeit nachgehen, von der Bewiligungspflicht befreit. In diesen Fälen sind die mit der Aus-
übung  der  Prostitution  verbundenen  Risiken  wie  zum  Beispiel  der  Zwangsprostitution  oder 
andere  Abhängigkeiten  geringer,  so  dass  eine  vorgängige  Kontrole  über  ein  Bewiligungs-
verfahren nicht verhältnismässig wäre. Im Übrigen hat selbstverständlich auch die gelegent-
lich sich prostituierende Person die Rechtsordnung einzuhalten. 
Voraussetzungen Art. 12 
1 Bewiligungsvoraussetzungen sind 
a) die Handlungsfähigkeit; 
b) die Zulassung zur Erwerbstätigkeit; 
c) der Nachweis des Verfügungsrechts über die Betriebsräumlich-
keiten; 
d) die für die sexgewerbliche Nutzung gültige Baubewiligung der 
Betriebsräumlichkeiten; 
e) die Gewähr für eine einwandfreie Betriebsführung; 
diese ist insbesondere erfült, wenn der/die Gesuchstelende in 
den letzten fünf Jahren vor der Gesuchseinreichung nicht wieder-
holt wegen Übertretungen und Verfehlungen im Zusammenhang 
mit der sexgewerblichen Tätigkeit verzeigt oder verurteilt wurde. 
Die Stadtpolizei kann von der/vom Gesuchstelenden einen aktu-
ellen Strafregisterauszug verlangen. 
2 Die Bewiligung wird der für die Betriebsführung verantwortlichen 





Die Bewiligung sol an die für die Betriebsführung verantwortliche Person erteilt werden, ist 
persönlicher  Natur  und  nicht  übertragbar.  Keine Role  spielt  dabei,  ob  diese  Person  selber 
auch  die  Prostitution ausübt  oder nicht.  Fals  eine juristische  Person  den Betrieb führt,  sol 
die Bewiligung jeweils an eine natürliche Person mit Organstelung ausgestelt werden. Die 
Voraussetzungen für eine Bewiligungserteilung solen ähnlich wie bei einer Patenterteilung 
für eine Gastwirtschaft ausgestaltet sein, so gibt es auch keine Abgrenzungsschwierigkeiten 
zwischen Gastgewerbe- und Salonbetrieben. 
Persönliche Voraussetzungen: 
Die für die Betriebsführung verantwortliche Person muss über eine Zulassung zur Erwerbstä-
tigkeit verfügen, handlungsfähig sein und über einen guten Leumund verfügen, d.h., sie darf 
keine relevanten  Strafregistereinträge  aufweisen,  die  eine  gesetzeskonforme  Betriebsfüh-
rung eines Salons in Frage stelen. 
Sachliche Voraussetzungen: 
Der für  die  Betriebsführung  verantwortlichen  Person  muss  das  Verfügungsrecht  über  die 
Betriebsräumlichkeiten  zustehen.  Das Vorhandensein einer  gültigen Bau- und  Nutzungsbe-
wiligung ist  sachliche  Voraussetzung  der  Bewiligungserteilung.  Die  Betriebsräumlichkeiten 
müssen  baurechtlich für  die  sexgewerbliche  Nutzung  zugelassen  sein, insbesondere  die 
Vorschriften  der  städtischen  Bau- und  Zonenordnung (BZO)  müssen  eingehalten  sind.  Die 
BZO ist  daher  nicht anzupassen.  Die  Bewiligung  wird immer  auf  bestimmte  Betriebsräum-
lichkeiten ausgestelt. Selbstverständlich müssen die Räume und Einrichtungen den gesetz-
lichen Vorschriften (Feuerpolizei usw.) entsprechen. 
Pflichten Art. 13 
1 Die Inhaberin oder der Inhaber der Bewiligung ist für die Auf-
rechterhaltung der öfentlichen Ordnung im Betrieb verantwortlich. 
Für Zimmer und Nebenleistungen dürfen nur ortsübliche Preise 
verlangt werden. 
2 Die Inhaberin oder der Inhaber der Bewiligung hat unentgeltlich 
Präventionsmaterial zur Verhütung von sexuel übertragbaren 
Krankheiten zur Verfügung zu stelen. 
3 Die Inhaberin oder der Inhaber führt zu Kontrolzwecken eine 
Aufstelung über die Zulassung zur Erwerbstätigkeit der Personen, 
welche die Prostitution im Betrieb ausüben. Die Aufbewahrungs-
frist beträgt ein Jahr. 
4 Die Inhaberin oder der Inhaber der Bewiligung hat für die Zeit 
der persönlichen Abwesenheit eine verantwortliche Person mit der 
Stelvertretung zu beauftragen. Dieser obliegen dieselben Pflich-
ten. 
Erläuterung: 
Die für  die  Betriebsführung  verantwortliche  Person  sol  dafür  sorgen,  dass  die  öfentliche 
Ordnung eingehalten wird. Dies bedeutet, dass in ihrem Betrieb insbesondere keine Wider-
handlungen gegen das Strafrecht, das Ausländerecht, die Steuer- und Sozialversicherungs-
gesetzgebung  und  die  vorliegende  Prostitutionsgewerbeverordnung  begangen  werden.  Es 
muss auch gewährleistet sein, dass für Zimmer und Nebenleistungen nur ortsübliche Preise 
verlangt werden (vgl. Art.  269 lit. a  OR: Ein  Mietzins ist in  der  Regel  nicht  missbräuchlich, 
wenn er im Rahmen der orts- oder quartierüblichen Mietzinse liegt.) Für die Zeit der persönli-
chen  Abwesenheit  hat  die Inhaberin  bzw.  der Inhaber  der  Bewiligung  eine  verantwortliche 
Person, welche dieselben Voraussetzungen wie die Inhaberin bzw. der Inhaber der Bewili-




Ähnlich  wie  die  Gästekontrole in  Beherbergungsbetrieben (vgl.  § 35 Gemeindegesetz  und 
bei ausländischen Personen auch Art. 18 VZAE) hat die Inhaberin bzw. der Inhaber des Be-
triebs  die  Zulassung  zur  Erwerbstätigkeit  der  die  Prostitution  ausübenden  Personen in  sei-
nem  Betrieb  zu  kontrolieren.  Es  geht  darum  zu  prüfen,  dass  nur  Personen im  Betrieb  die 
Prostitution ausüben, welche vom Gesetz her zugelassen sind. Diese Massnahme rechtfer-
tigt  sich, da in  diesem Gewerbe  häufig auch  Personen erwerbstätig  sind, denen die  Zulas-
sung zur Erwerbstätigkeit fehlt. Zudem ermöglicht die Massnahme der Polizei das Nachver-
folgen  der  Verschiebung  von  den  die  Prostitution  ausübenden  Personen  von  sexgewerb-
lichem  Salon  zu  sexgewerblichem  Salon  und  somit  das  Erkennen  möglicher  Fäle  von 
Zwangsprostitution. 
Zugangsrecht Art. 14 
Den Kontrolorganen ist der Zugang zu den Betriebsräumlichkei-
ten zu gewähren. Sie sind bei der Erfülung ihrer Aufgaben zu 
unterstützen. 
Erläuterung: 
Das  Zugangsrecht ist  Bestandteil  bzw.  Folge  der  Bewiligungspflicht  und  neues  wichtiges 
Element zum Schutz der Personen, welche die Prostitution ausüben, und zur Kontrole des 
Prostitutionsgewerbes.  Fals  die  Stadtpolizei  Hinweise  auf  missliche  Arbeitsbedingungen, 
vernachlässigten  Gesundheitsschutz  oder  baurechtliche  Verstösse  hat, informiert  sie  die 
zuständigen Behörden. 
Zurzeit besteht im Bereich der Salonprostitution kein algemeines Zugangs- und Kontrolrecht 
der Stadtpolizei, wie es beispielsweise gemäss § 18 GGG für Gastwirtschaftsbetriebe vorge-
sehen ist. Die Stadtpolizei hat daher keine Möglichkeit, ohne Vorliegen der besonderen Vo-
raussetzungen  gemäss Art.  244f.  Eidgenössische  Strafprozessordnung betrefend  Haus-
durchsuchung algemeine Kontrolen in Salonbetrieben vorzunehmen und in Kontakt mit den 
die Prostitution ausübenden Personen zu treten. Lediglich soweit sie im Auftrag und zuhan-
den  der  Baubehörde  Angaben  zu  Nutzungsänderungen  macht, ist  die  Stadtpolizei  grund-
sätzlich  auch  unangemeldet  zum  Zutrit  von  Räumlichkeiten  berechtigt.  Diese  sachlich-
thematische  Begrenzung ist  aber  unbefriedigend.  Ferner ist  umstriten,  ob  die  gesetzliche 
Grundlage für den baurechtlich motivierten Zutrit (§ 327 Abs. 2 PBG) hinreichend bestimmt 
ist. 
5. Straf- und verwaltungsrechtliche Bestimmungen 
Sanktionen Art. 15 
1 Mit Busse bis zu dem in den kantonalen gesetzlichen Bestim-
mungen vorgesehenen Bussenhöchstansatz wird bestraft, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Bestimmungen dieser Ver-
ordnung verstösst, namentlich 
a) wer die Strassen- und Fensterprostitution ausserhalb des zuge-
lassenen Gebiets betreibt oder wer um eine solche Dienstleistung 
ausserhalb des zugelassenen Gebiets nachsucht oder in An-
spruch nimmt; 
b) wer auf öfentlichem Grund ohne erforderliche Bewiligung der 
Strassenprostitution nachgeht; 
c) wer die Salonprostitution ohne erforderliche Bewiligung be-
treibt; 
d) wer den Pflichten als Inhaberin oder Inhaber einer Bewiligung 
oder als benannte Stelvertretung nicht nachkommt. 
2 In leichten Fälen kann anstele einer Busse ein Verweis erteilt 
werden. 




Ausgang eines Strafverfahrens vorbehalten. 
Erläuterung: 
Gemäss  Art.  199  StGB  können  die  Kantone  Regelungen  zum  Ort,  Zeit  oder  Art  der  Aus-
übung  der  Prostitution und  Verhinderung  belästigender Begleiterscheinungen  erlassen.  Art. 
199  StGB  schützt  die  Durchsetzung  kantonalen und  kommunalen  Polizeirechts.  Der  Täter-
kreis von Art. 199 StGB ist nicht auf sich prostituierende Personen beschränkt, sondern er-
fasst auch  Konsumierende  solcher  Dienstleistungen (Freier) sowie  Drite, wie  zum  Beispiel 
Salonbetreibende und Gafende (Donatsch, Strafrecht II, 9. Auflage, Zürich 2008, S. 524). 
Verwaltungsrechtliche Mass-
nahmen Art. 16 1 Die Bewiligung wird entzogen, wenn: 
a) eine der Voraussetzungen für die Erteilung nicht mehr erfült ist 
oder 
b) die Inhaberin oder der Inhaber der Bewiligung die ihr/ihm von 
der Rechtsordnung im Zusammenhang mit der Ausübung des 
Prostitutionsgewerbes auferlegten Pflichten nicht erfült hat. 
2 In leichten Fälen kann eine Verwarnung ausgesprochen oder 
die Bewiligung mit zusätzlichen Auflagen versehen werden. 
3 Wenn die notwendige Bewiligung nicht vorliegt, kann der Salon 
nach Verwarnung geschlossen werden. 
Erläuterung: 
Strassenprostitution: 
Sofern  die Voraussetzungen  von  §§  33  und  34  Polizeigesetz (PolG;  LS 550.1) erfült  sind, 
kann die Polizei eine Person von einem Ort, an welchem es nicht erlaubt ist, die Prostitution 
auszuüben  oder  Angebote für  entsprechende  Dienstleistungen  anzunehmen,  wegweisen 
oder für längstens 24 Stunden fernhalten. Bei Widersetzung kann eine Wegweisung bis zu 
14  Tagen  angeordnet  werden (§  34  Abs.  2  PolG).  Da  die  Wegweisung  abschliessend im 
kantonalen Polizeigesetz geregelt ist, erübrigt sich eine Regelung in der Prostitutionsgewer-
beverordnung. Fals die Voraussetzungen für die Erteilung der Bewiligung nicht mehr erfült 
sind  oder  die Inhaberin/der Inhaber der  Bewiligung  die ihr/ihm von  der  Rechtsordnung im 
Zusammenhang  mit  der  Ausübung  des  Prostitutionsgewerbes auferlegten  Pflichten wieder-
holt nicht erfült hat, ist die Bewiligung zu entziehen. In leichten Fälen ist der Entzug durch 
eine Verwarnung zu ersetzen oder die Bewiligung mit zusätzlichen Auflagen zu versehen. 
Salonprostitution: Keine Bemerkungen, vgl. Verordnungstext 
6. Gebühren 
Gebühren Art. 17 
1 Die Bewiligungsbehörde erhebt eine Gebühr für die Erteilung, 
die Verweigerung oder den Entzug der Bewiligung. 
2 Für Betriebe der Salonprostitution wird eine jährliche Kontrol-
gebühr erhoben. 
3 Für die Nutzung des öfentlichen Grundes wird eine Benüt-
zungsgebühr erhoben. 
Erläuterung: 
Gemäss  Abs.  1  erhebt  die  Bewiligungsbehörde für ihre  Tätigkeit  eine  Verwaltungsgebühr, 
die dem Kostendeckungs- und Äquivalenzprinzip unterliegt. Gemäss Abs. 2 wird für die Be-
triebskontrole der Salonbetriebe ähnlich wie bei Gastgewerbebetrieben eine jährliche Kont-
rolgebühr  erhoben,  die  ebenfals  dem  Kostendeckungs- und  Äquivalenzprinzip  unterliegt 
(vgl. Kantonale Verordnung über die Gebühren der Gemeindebehörden [LS 681], Abschnit 




tenunabhängige  Benützungsgebühr  erhoben.  Die  Bemessung  orientiert  sich  am  Ausmass 
und an der Dauer der Nutzung (vgl. § 231 Planungs- und Baugesetz [PBG; LS 700.1]). 
7. Schlussbestimmungen 
Ausführungsbestimmungen Art. 18 
Der Stadtrat erlässt Ausführungsbestimmungen. 
Erläuterung: 
Keine Bemerkungen 
Aufhebung bisherigen Rechts Art. 19 
Der Stadtratsbeschluss vom 17. Juli 1991 betrefend Vorschrif-
ten über die Strassenprostitution wird aufgehoben. 
Erläuterung: 
Keine Bemerkungen 
Übergangsbestimmungen Art. 20 
Personen, die eine nach dieser Verordnung bewiligungspflichti-
ge Tätigkeit ausüben, müssen die Bestimmungen dieser Verord-
nung innerhalb von sechs Monaten ab Inkraftreten erfülen. 
Erläuterung: 
Keine Bemerkungen 
Inkraftreten Art. 21 




Diese Vorlage ist vor ihrer definitiven Verabschiedung  den  Amtsstelen der Verwaltung  des 
Kantons  Zürich,  dem  Stathalteramt  des  Bezirkes  Zürich,  den im  Gemeinderat vertretenen 
politischen  Parteien,  der  Ombudsfrau,  dem  Datenschutzbeauftragten,  dem  Stadtrichteramt, 
den Fachorganisationen (z.B. FIZ Fachstele Frauenhandel, Frauenmigration, Zürcher Aids-
Hilfe, Zürcher Stadtmission) zur Vernehmlassung zu unterbreiten. 
Auf den im Einvernehmen mit den Vorstehenden des Gesundheits- und Umwelt- sowie des 
Sozialdepartements  gestelten  Antrag  des  Vorstehers  des  Polizeidepartements  beschliesst 
der Stadtrat: 
I. Die  Vorlage  «Erlass  einer  Prostitutionsgewerbeverordnung»  wird  den interessierten 
Amtsstelen  der  Verwaltung  des  Kantons  Zürich,  dem  Stathalteramt  des  Bezirkes  Zü-
rich, den im  Gemeinderat  vertretenen  politischen  Parteien,  der  Ombudsfrau, dem  Da-
tenschutzbeauftragten,  dem  Stadtrichteramt  und den  Fachorganisationen als  Entwurf 
zur  Vernehmlassung  unterbreitet.  Der  Vorsteher  des  Polizeidepartements  wird  mit  der 
Durchführung der Vernehmlassung beauftragt. 
I. Dem Gemeinderat wird beantragt (vorbehältlich des Ergebnisses des Vernehmlassungs-
verfahrens): 







gestützt auf Art. 199 des Schweizerischen Strafgesetzbuches vom 21. Dezember 19371 und § 74 
des Gemeindegesetzes vom 6. Juni 19262 i.V.m. Art. 41 lit. l der Gemeindeordnung der Stadt Zü-
rich vom 26. April 19703, 
beschliesst: 
 I. Einleitung 
 
Zweck Art. 1 
Die Verordnung dient folgenden Zwecken: 
a) Schutz der Bevölkerung vor negativen Auswirkun-
gen des Prostitutionsgewerbes 
b) Schutz der öfentlichen Ordnung und der öfentli-
chen Gesundheit 
c) Schutz der die Prostitution ausübenden Personen 
vor Ausbeutung und Gewalt 
d) Sicherstelung der gesundheitlichen und sozialen 
Prävention 
 
Prostitutionsbegrif Art. 2  
Prostitution ist eine gewerbsmässige Dienstleistung, 
bei der eine sexuele Handlung gegen Geld oder ande-
re materiele Werte angeboten oder vorgenommen 
wird. 
 
 I. Prävention 
 
Information Art. 3 
Die Stadt sorgt für ausreichende Information über die 
Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der Aus-
übung der Prostitution. 
 
Schutzmassnahmen Art. 4 
Die Stadt sorgt für den niederschweligen Zugang zu 
Angeboten in den Bereichen Gesundheitsschutz und  
-behandlung, soziale Prävention und Interventionen bei 
Ausbeutung. Die Leistungen werden durch städtische 
Stelen oder durch Drite erbracht. 
 
 II. Strassen- und Fensterprostitution 
 
Definition Art. 5 
Bei der Strassen- und Fensterprostitution handelt es 
sich um die Prostitution auf öfentlichem Grund und die 





                        




Zugelassenes Gebiet Art. 6 
Der Stadtrat bezeichnet Gebiete, in welchen die örtli-
chen Verhältnisse die Strassen- und Fensterprostitu-
tion zulassen. 
 
Nutzung öfentlicher Grund 
a) Bewiligung 
Art. 7 
Wer den öfentlichen Grund zur Ausübung der Stras-
senprostitution nutzen möchte, hat vorgängig persön-
lich bei der Stadtpolizei eine Bewiligung einzuholen. 
Dabei werden die Gesuchstelenden über ihre Rechte 
und Pflichten informiert. 
 
b) Voraussetzungen Art. 8 1 Bewiligungsvoraussetzungen sind 
a) die Handlungsfähigkeit; 
b) die Zulassung zur Erwerbstätigkeit; 
c) der Nachweis oder Abschluss der Krankenversiche-
rung. 2 Die Bewiligung ist persönlich und kann für ein be-
stimmtes Gebiet ausgestelt werden. Die Bewiligung 
kann befristet erteilt werden. 
 
c) Begrenzung Art. 9 
Machen polizeiliche Gründe eine Begrenzung der An-
zahl Bewiligungen unumgänglich, kann die Vorstehe-
rin oder der Vorsteher des Polizeidepartements eine 
solche anordnen und sie oder er legt Richtlinien fest. 
 
 IV. Salonprostitution 
 
Definition Art. 10 
Die Salonprostitution wird in Räumlichkeiten in Bauten 
und Fahrnisbauten zum Hauptzweck der Prostitution 
ausgeübt. 
 
Bewiligung Art. 11 
1 Wer die Salonprostitution betreiben möchte, hat vor 
Aufnahme der Betriebstätigkeit bei der Stadtpolizei 
eine Bewiligung einzuholen. Dabei werden die Ge-
suchstelenden über ihre Rechte und Pflichten infor-
miert. 2 Die Bewiligung ist persönlich und an bestimmte Be-
triebsräumlichkeiten gebunden. 
 
Voraussetzungen Art. 12 
1 Bewiligungsvoraussetzungen sind 
a) die Handlungsfähigkeit; 
b) die Zulassung zur Erwerbstätigkeit; 
c) der Nachweis des Verfügungsrechts über die Be-
triebsräumlichkeiten; 
d) die für die sexgewerbliche Nutzung gültige Baube-
wiligung der Betriebsräumlichkeiten; 
e) die Gewähr für eine einwandfreie Betriebsführung; 




lende in den letzten fünf Jahren vor der 
Gesuchseinreichung nicht wiederholt wegen Übertre-
tungen und Verfehlungen im Zusammenhang mit der 
sexgewerblichen Tätigkeit verzeigt und/oder verurteilt 
wurde. Die Stadtpolizei kann vom Gesuchstelenden 
einen aktuelen Strafregisterauszug verlangen. 2 Die Bewiligung wird der für die Betriebsführung ver-
antwortlichen natürlichen Person erteilt. 
 
Pflichten Art. 13 
1 Die Inhaberin oder der Inhaber der Bewiligung ist für 
die Aufrechterhaltung der öfentlichen Ordnung im 
Betrieb verantwortlich. Für Zimmer und Nebenleistun-
gen dürfen nur ortsübliche Preise verlangt werden. 2 Die Inhaberin oder der Inhaber der Bewiligung hat 
unentgeltlich Präventionsmaterial zur Verhütung von 
sexuel übertragbaren Krankheiten zur Verfügung zu 
stelen. 
3 Die Inhaberin oder der Inhaber führt zu Kontrolzwe-
cken eine Aufstelung über die Zulassung zur Erwerbs-
tätigkeit der Personen, welche die Prostitution im Be-
trieb ausüben. Die Aufbewahrungsfrist beträgt ein Jahr.4 Die Inhaberin oder der Inhaber der Bewiligung hat für 
die Zeit der persönlichen Abwesenheit eine verantwort-
liche Person mit der Stelvertretung zu beauftragen. 
Dieser obliegen dieselben Pflichten. 
 
Zugangsrecht Art. 14 
Den Kontrolorganen ist der Zugang zu den Betriebs-
räumlichkeiten zu gewähren. Sie sind bei der Erfülung 
ihrer Aufgaben zu unterstützen. 
 
 V. Straf- und verwaltungsrechtliche Bestimmungen 
 
Sanktionen Art. 15 
1 Mit Busse bis zu dem in den kantonalen gesetzlichen 
Bestimmungen vorgesehenen Bussenhöchstansatz 
wird bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die 
Bestimmungen dieser Verordnung verstösst, nament-
lich 
a) wer die Strassen- und Fensterprostitution ausser-
halb des zugelassenen Gebiets betreibt oder wer um 
eine solche Dienstleistung ausserhalb des zugelasse-
nen Gebiets nachsucht oder in Anspruch nimmt; 
b) wer auf öfentlichem Grund ohne erforderliche Be-
wiligung der Strassenprostitution nachgeht; 
c) wer die Salonprostitution ohne erforderliche Bewili-
gung betreibt; 
d) wer den Pflichten als Inhaberin oder Inhaber einer 
Bewiligung oder als benannte Stelvertretung nicht 
nachkommt. 2 In leichten Fälen kann anstele einer Busse ein Ver-
weis erteilt werden. 3 Verwaltungsrechtliche Massnahmen bleiben unab-






Verwaltungsrechtliche Massnahmen Art. 16 
1 Die Bewiligung wird entzogen, wenn: 
a) eine der Voraussetzungen für die Erteilung nicht 
mehr erfült ist oder 
b) die Inhaberin oder der Inhaber der Bewiligung die 
ihr/ihm von der Rechtsordnung im Zusammenhang mit 
der Ausübung des Prostitutionsgewerbes auferlegten 
Pflichten nicht erfült hat. 2 In leichten Fälen kann eine Verwarnung ausgespro-
chen oder die Bewiligung mit zusätzlichen Auflagen 
versehen werden. 
3 Wenn die notwendige Bewiligung nicht vorliegt, kann 
der Salon nach Verwarnung geschlossen werden. 
 
 VI. Gebühren 
 
Gebühren Art. 17 
1 Die Bewiligungsbehörde erhebt eine Gebühr für die 
Erteilung, die Verweigerung oder den Entzug der Be-
wiligung. 2 Für Betriebe der Salonprostitution wird eine jährliche 
Kontrolgebühr erhoben. 3 Für die Nutzung des öfentlichen Grundes wird eine 
Benützungsgebühr erhoben. 
 
 VI. Schlussbestimmungen 
  
Übergangsbestimmungen Art. 18 
Personen, die eine nach dieser Verordnung bewili-
gungspflichtige Tätigkeit ausüben, müssen die Be-
stimmungen dieser Verordnung innerhalb von sechs 
Monaten ab Inkraftreten erfülen. 
 
Ausführungsbestimmungen Art. 19 
Der Stadtrat erlässt Ausführungsbestimmungen, ins-
besondere zu den Gebühren. 
 
Aufhebung bisherigen Rechts Art. 20 
Der Stadtratsbeschluss vom 17. Juli 1991 betrefend 
Vorschriften über die Strassenprostitution wird aufge-
hoben. 
 
Inkraftreten Art. 21 
Der Stadtrat setzt diese Verordnung in Kraft.» 
 
II. Die Berichterstatung im Gemeinderat ist dem Vorsteher des Polizeidepartements über-
tragen. 
IV. Miteilung an die Stadtpräsidentin, die Vorstehenden des Polizei-, des Gesundheits- und 
Umwelt- sowie  des Sozialdepartements,  die  übrigen  Mitglieder  des  Stadtrates,  den 
Stadtschreiber,  den  Rechtskonsulenten,  die  Stadtkanzlei (Amtliche  Sammlung), die 
Stadtentwicklung, die Fachstele für Gleichstelung, die Stadtpolizei, den Stadtärztlichen 
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Dienst, die städtischen Gesundheitsdienste und die Sozialen Einrichtungen und Betrie-
be. 
 
Für getreuen Auszug 
der Stadtschreiber 
